Revisionismus: 


George Patton 


deuische Nachrichienmasazin 


Deutschland: 
Die Wahrung der Identität des deutschen Volkes 


Der Verlierer heißt 
wieder Deutschland 
Bonns Verrat an der 
Deutschen Mark 


Gold: 

Optimismus ist angesagt 

Atomwaffen: 

Wie Israel die Bombe bekam 

Kredite: 

Wer bezahlt die Schulden der Sowjetunion 
Vereinte Nationen: 

Die UN streichen die verkehrte Klausel 


Die umfassende Dokumentation über Hintergründe zur 
Geschichte von Krieg und Revolutionen. Die Autoren haben 
sich eingehend mit dem internationalistischen Netzwerk 
beschäftigt, das die Welt regiert. 


DER NAMENLOST 


Ekkehard Franke-Gricksch (Hrsg.) 


Diagnosen | 


Archibald Maule 
Ramsay »Der 
namenlose Krieg« 
Adolf Rossberg 
»Der Orden des 
Herrn Weishaupt« 
Karl Heise 
»Okkultes 
Logentum« 

Leon de Poncins 
»Hinter den 
Kulissen der 
Revolution« 
Konrad Lerich 
»Der Tempel der 
Freimaurer« 

Im Anhang: 

Die Konstitution 
»Alter und 
Angenommener 
Schottischer Ritus« 


»Der namenlose Krieg«, 
448 Seiten mit 

84 Abbildungen 

DMI/Sfr 36,- 

ISBN 3-923864-04-3 
Verlag Diagnosen 
D-7250 Leonberg 

Zu beziehen über 

den Buchhandel 


Verlagsauslieferung: 
SPS-Verlagsservice 


GmbH - D-5400 Koblenz 
Telefon 02 61/8 07 06-0 
Telex 862 662 

Telefax 02 61/8 07 06 54 


JEDEN MONAT NEU! 


Leser werben Leser +++ Leser 


Lieber Leser, 


CODE ist das andere deutsche Nachrichtenmagazin, das sich vorwiegend Themen widmet, 
die in der Establishment-Presse einseitig, tendenziös oder gar nicht dargestellt werden. 


Vielen Dank 
Ihr Diagnosen Verlag 


CODE ist politisch, wirtschaftlich unabhängig und keinen gesellschaftlichen Gruppierun- 
gen verpflichtet. 


CODE ist weder antiamerikanisch noch antisemitisch, weder rechts, noch links, auch nicht 
rot, schwarz, grün oder braun. 


CODE ist national, konservativ, patriotisch und dadurch den deutschen Belangen und Pro- 
blemen besonders aufgeschlossen. 


CODE bemüht sich, die wichtigsten Informationen zu veröffentlichen, damit Sie wissen, 
was gespielt wird. Es gibt eine internationale Gruppe, die an die »Neue Weltordnung« 
glaubt. Sie arbeitet in verschiedenen Gremien und unter vielen Namen: Insider, Internatio- 
nalisten, Bilderberger, Illuminaten, Trilaterale Kommission, Council on Foreign Relations. 


CODE hat weltweit einen Mitarbeiterstab von 80 Korrespondenten und arbeitet mit der 
amerikanischen Zeitung »The Spotlight« und dem Nachrichtendienst »New American 
View« zusammen. 


CODE veröffentlicht regelmäßig die Arbeitsergebnisse des Institutes for Historical Review. 
Die Beiträge werden aus der Vierteljahreszeitschrift »The Journal of Historical Review«, 
herausgegeben von Theodore J. O’Keefe, übernommen und für den deutschen Sprachraum 
erstmalig publiziert. Das Institute for Historical Review wird von einer Reihe IISENAONAl 
bekannter Historiker und Publizisten getragen. 


Als Leser von CODE kennen Sie bereits die offene kritische Haltung dieser Zeitschrift. 
Wir bitten Sie daher, zu überlegen, wer aus dem Kreis Ihrer Familie, Ihrer Bekannten, Kol- 
legen und Freunde Abonnent von CODE werden könnte. 


Für Ihre Mühen möchten wir uns gern bedanken. Wenn Sie uns einen neuen Abonnenten, 
der noch nicht Bezieher der Zeitschrift war, werben, erhalten Sie als Prämie das Buch »Der 
namenlose Krieg«. 


Das BP ante a 


Verlag Diagnosen - Untere Burghalde 51: D-7250 Leonberg 
Ich habe einen neuen Abonnenten für CODE geworben. 


Senden Sie CODE ab b 

bis auf weiteres zum jährlichen. Abonnementspreis von 
78.-.DM einschlicßlich Porto und Mehrwertsteuer (im 
Ausland DM 78.- zuzüglich DM 15.- Versandkosten für 
den einfachen Postweg, der Betrag wird zum Tageskurs 
umgerechnet) an: 


Name 


Vorname 


Straße und Hausnummer/Postfach 


Postleitzahl/Stadt/Land 


Do Der neue Abonnent ist damit einverstanden, daß das 
Abonnentengeld von seinem Konto (Bank- oder 
Postscheckkonto) abgebucht wird. 


Bank/Ort 


Bankleitzahl 


Kontonummer 


QD Der neue Abonnent legt einen Verrechnungsscheck 
über den Betrag von 78.- DM anbei (Ausland: 
DM 93.- Gegenwert in ausindiseher Währung 


. zum Tageskurs) \ Pr ö 
f] "Rittet um Ühersendunv einer Reähnune. an 


Die Einziehungsermächtigung gilt bis auf Widerruf und 


- erlischt automatisch bei Beendigung des Abonnements. 


Datum 


Unterschrift des Abonnenten/Kontoinhabers 


Ich bin darüber belehrt, daß ich diese Bestellung des 
Abonnements ohne Angabe von Gründen rs 
dem Verlag Diagnosen, Untere Burghalde 51, D-7250 
Lerabere, innen einer Woche schriftlich widerrufen 
kann, daß es zur Fristwahrung 
‚spruch innerhalb der he 


enügt, wenn der Wider- 
ist abgesandt wird. 


Unterschrift 


Ich habe den neuen Abonnenten geworben und erhalte dafür 
das Buch »Der namenlose Krieg«. Der neue Abonnent war 
noch nicht Bezieher dieser Zeitschrift, ist nicht mit mir 
identisch, und ihm wurde eine Kopie dieses Bestellscheins . 
ausgehändigt. Meine Anschrift: 2 


Name 


Vorname 


Straße und Hausnummer/Postfach 


8 


10 


Deutschland 
‚Kein Ende der 


Asylantenschwemme 
in Sicht 

Die Deutschen 

im Wandel dieses 
Jahrhunderts 


In den letzten Jahrzehnten 
unseres Jahrhunderts, in 
denen Parteien, Parla- 
mente, Regierungen und 
Medien die Wiederherstel- 
lung der Einheit Deutsch- 
lands abzuschreiben be- 
gannen, wurde oft die 
Frage gestellt, ob man 
denn wirklich an die Wie- 
dervereinigung Deutsch- 
lands glauben würde. Das 
sei doch utopisch! 


Kniefall vor dem Mahnmal für 


die Opfer des Aufstandes im War- 
schauer Ghetto, eine Geste von 
Bundeskanzler Willy Brandt im 
Dezember 1970. 


4 “ODE 2/1992 


14 Bundespräsident 


Richard von Weiz- 
säcker verteidigt die 
68er-Unruhen 


Einen traurigen Höhe- 
punkt leistete sich der Bun- 
despräsident mit seiner 
Rede anläßlich der an ihn 
erfolgten Verleihung des 
Heinrich Heine-Preises in 
Düsseldorf. Er verteidigte 
den Generationenkonflikt 
rund um das Jahr 1968. 


Bundespräsident Richard von 
Weizsäcker: »Der SED-Staat hat 


keinen Krieg begonnen und kei- 
nen Holocaust zu verantwor- 
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16 Krieg - Fluch, 
Vertreibung, 
Verschleppung in 


Deutschland 


Die Wahrungs- 
pflicht zur Erhal- 
tung der Identität 
des deutschen 
Staatsvolkes 


25 


Finanzen 


ODE 


Das u4e/e deuische Nachrichienmagazin 


Der Ecu soll die 
Deutsche Mark 
verdrängen 


Zeit für den 
Monetarismus? 


29 Bei Gold ist Opti- 
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mismus angesagt = 


Wer bezahlt die 
Schulden der 
Sowjetunion 


Robert Maxwell war 
die Spitze des 
Eisberges 

Der Medienmogul Max- 
well baute sein weltweites 
Verlagsimperium auf »Be- 
trug und Täuschung« auf, 
während er insgeheim 
Doppelagent sowohl für 
den sowjetischen als auch 
für den israelischen Ge- 
heimdienst war. 


Robert Maxwell alias Ludvik 
Hoch arbeitete sowohl für den 
KGB als auch für den Mossad. 
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Robert Maxwell als 
Doppelagent 
identifiziert 


Internationales 
39 Kanadisches 


4 


42 


Energieprojekt als 
Umweltbedrohung 


Was wird aus den 
Atomwaffen der 
Sowjetunion? 


Rückwirkungen der |: 
Moskauer Krise auf | 
die Weltwirtschaft 


George Bushs Weg 
zur »Neuen Welt- 
ordnung« 


Wie Israel die 
Atombombe bekam 


6. Jahrgang 


| | Naher Osten 
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Der Fall Demjanjuk 


‚und das abgekar- 


terte Spiel mit 
Kriegsverbrechern 
John Demjanjuk wurde 
aus den USA nach Israel 
deportiert und soll dort als 
»Kriegsverbrecher« hinge- 
richtet werden. Er ist das . 


"Opfer eines abgekarterten 


Spiels zwischen den So- 
wjets und den Israelis, und 


‚diejenigen, die ihn vertei- 
digen, werden als »Antise- 


miten« verunglimpft. 


John Demjanjuk wartet ineinem 


israelischen Gefängnis auf ein 
Revisionsverfahren, daß das To- 
desurteil gegen ihn aufheben 


soll. 
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Die Vereinten 
Nationen streichen 
die verkehrte 
Klausel 
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Oberbefehlshaber der USA- 


Revisionismus 


Der 7. Dezember 
1941 in Pearl Harbor 


US-Präsident 
Roosevelts Nieder- 


-trächtigkeit im Fall 


Pearl Harbor 


US-General 
George S. Patton 
und die Operation 
Keelhaul 


. Der wirkliche amerikani- 


sche Held des Zweiten 
Weltkrieges, US-General 
George $. Patton, wurde 
wegen seines Widerstandes 
gegen eine völkermor- 
dende Politik, künftige Ge- 
nerationen von Deutschen 
zu bestrafen, von der ame- 
rikanischen Regierung er- 
mordet. 


Truppen in Europa, US-General 
Dwight Eisenhower, verlangte 
die Erfüllung der »Operation 
Keelhaul«. 
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von Englands 
»Bomber Harris« 
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Ständige Rubriken 


Deutschland- 


Journal 

Deutschland Zahlmeister 
für Frankreich; SPD-Vogel 
für Volksabstimmung zu 
neuer Verfassung; Revisio- 
nistenkongresse werden 
überwacht; EG-Binnen- 
markt führt zum »Gläser- 
nen Menschen«; Woh- 
nungsbausubventionen 
auf falschem Kurs; Trotz 
Dementi: Genscher bleibt 
Präsidentschaftskandidat; 
Ostpreußen für 150 Milliar- 
den zu kaufen? 


Banker-Journal 
Britanniens Arbeitslosig- 


. keit steigt; Indien unter- 
zeichnet Montreal-Ab- 


kommen nicht; Japan 
eröffnet Mikroschwer- 
kraft-Zentrum; Die Über- 
schüsse der Weltbank stei- 
gen; Indien warnt vor Ge- 
fahren des »Freien Mark- 
tes«; Schweizer Koalition 
greift IWF und Weltbank 
an; London erläßt afrikani- 
sche Schulden; Britische 
Banker fürchten Nichter- 
füllung bei Hypotheken; 
Dillan-Read fusionieren 
mit Barings. 


Impressum 


Europa-Journal 
Ethnische Probleme der 
Biotechnologie; Serbische 
Chauvinisten greifen den 
Papst an; Das russische Mi- 
litär und die Tradition; Was 
wird aus der sowjetischen 
Wissenschaft; Eine halbe 
Million Franzosen durch 
Blutübertragung infiziert; 
Britannien und Vietnam 
unterzeichnen Flüchtlings- 
abkommen; Italienische 
Richter untersuchen Des- 
information des CIA; 
Französischer Wissen- 
schaftler warnt vor Insek- 
tenübertragung; Die USA 
brauchen einen »New 
Deal«. 


46 Nahost-Journal 


Libanons General Aoun 
spricht von Verrat; Yitzhak 
Shamir will »Eretz Israel«; 
Iran verlangt nukleare Pa- 
rität mit Israel; Neue Art 
von Cholera tötet in zwei 
Stunden; Imelda Marcos 
und die Philippinen; Kein 
Fortschritt bei Gesprächen 
zwischen Haiti und OAS; 
Für Thailand sind die USA 
nicht der große Boss; 
Kaäuft Malaysia sowjeti- 
sche Waffen? 


‘Vertrauliches 


Parejos Angst vor einem 
Attentat; Das Problem mit 
den Waffenlieferungen an 
Afghanistan; Ecuadors 
Spannungen mit Peru; 


 »Muttermilch kann Aids-In- 
fektionen übertragen; In- 


dianer heizen Grenzen- 
krise in Ecuador an; Mos- 
kaus neuer Plan mit den 
Kurilen; Der Weg für Sih- 
anuk in Kambodscha ist 
frei; China stellt Streit- 


. kräfte in Tibet auf; Tbc der 


führende Killer der Welt. 


66 Leserbriefe 


Deutschland- 


Journal 


Wohnungsbau- 
subventionen 
auf falschem 
Kurs 


Als ein »Paradebeispiel verfehl- 
ter Subventionspolitik« hat der 
Bund der Steuerzahler (BdSt) 
die Wohnungsbaupolitik der 
"Bundesregierung bezeichnet. 
Die umfangreichen Subventio- 
nen, die dafür seit Jahrzehnten 
aufgewendet würden, hätten sich 
in verschiedener Hinsicht als 
mangelhaft und überhöht erwie- 
sen. Statt hier nun in Anbetracht 
der aktuellen Finanzprobleme 
endlich mit dem überfälligen Ab- 
bau zu beginnen, seien gerade in 
jüngster Zeit weitere fragwürdige 
Aufstockungen beschlossen wor- 
den. 


Die öffentliche Meinung sieht 
dies mangels genügender Aufklä- 
rung aber noch anders. Liegt es 
denn angesichts der vor allem in 
Ballungsräumen bestehenden er- 
heblichen Engpässe auf dem 
Wohnungsmarkt nicht auf der 
Hand, mit diesem Mißstand mit 
zusätzlichen Subventionen entge- 
genzuwirken? 


.»Nach der Logik der bisherigen 
Subventionspolitik sicherlich«, 
bemängelt der BdSt. »Denn da- 
nach kommt es weniger darauf 
an, ob mit Subventionen tatsäch- 
lich das erreicht wird, was mit ih- 
nen angestrebt oder zumindest 
zu ihrer Rechtfertigung ange- 
führt wird. Aus Sicht von Res- 
sortministern ist vielmehr ent- 
scheidend, daß dann, wenn ein 
Mißstand erkannt ist, etwas ge- 
tan werden muß, was nach Mög- 
lichkeit auch in Mark und Pfennig 
gemessen und publikumswirk- 
sam verkauft werden kann. 


Und da bieten sich Subventionen 

doch geradezu an. Hinzu kommt, 

daß bestimmte Gruppen mit den 

Subventionen finanzielle Vor- 

teile verschafft werden, was sich 

politisch doch - hoffentlich - aus- 
. zahlt. 


Verlassen wir die parteipolitische 
Sichtweise, und fragen wir statt 


6 [SODE ze 


- ‚dessen nach dem wohnungspoliti- 


schen Sinn. Im Hinblick auf den 
Wohnungsmangel stellt sich da- 
bei zunächst die Frage, was für 
den Wohnungsbau derzeit die 
entscheidenden Engpässe sind. 
Bei näherem Hinsehen zeigt sich, 
daß es sicherlich in erster Linie 


nicht unzureichende Subventio- 


nen sind, die die Bautätigkeit be- 
grenzen. Denn als Haupthinder- 
nis mit zunehmender Tendenz er- 
weist sich für viele Bauwillige 
schon seit Jahren der Mangel an 
Bauland. Zurückzuführen ist die- 
ser Mangel in erster Linie auf die 
unzureichende Baulandauswei- 
sung durch die Kommunen. Mit 
zustätzlichen Subventionen der 
geplanten Art dürfte hier aber 
kaum Abhilfe zu schaffen sein.« 


Weiter schreibt der BdSt: »Glei- 
ches gilt für die zu einem hohen 
Grad ausgelasteten Baukapazitä- 
ten, die derzeit den zweiten ent- 
scheidenden Engpaß für den 
Wohnungsbau darstellen. Wenn 
die zusätzlichen Subventionen 
tatsächlich nachfragewirksam 


würden, wäre in erster Linie eine | 


zusätzliche Beschleunigung der 
ohnehin bereits hohen Baupreis- 
steigerung zu erwarten. Stabili- 
tätspolitisch wäre dies zweifellos 
von Nachteil. Auf diese Weise 
würde im übrigen auch weiteren 
Zinssteigerungen Vorschub gelei- 
stet, wodurch gerade dem zins- 
empfindlichen Wohnungsbau 
letztlich mehr geschadet als ge- 
nutz werden kann. 


Notwendig ist nach Ansicht des 
Bundes der Steuerzahler viel- 
mehr ein Abbau auch dieser Sub- 
ventionen. Überhaupt müsse die 
Verrringerung der Subventionen 
in den kommenden Jahren Vor- 
rang haben, um die vielen fi- 
nanziellen Probleme durch die 
(Teil-)Wiedervereinigung mit 
Mitteldeutschland in den Griff 
bekommen zu können. 


Die Kürzungen im Wohnungsbau 
wie in vielen weiteren Bereichen 
würden dabei nicht nur von der 
Wissenschaft, sondern auch von 
den Politikern eingesehen und 
zumindest in Fachzirkeln bestä- 
tigt, betont der BdSt. »Der Wi- 
derspruch zum politischen Han- 


deln kommt wohl daher, daß die 


Mehrzahl der politisch Veran- 
wortlichen noch immer glaubt, 
Subventionsabbau zahle sich po- 
litisch nicht aus. Ein entscheiden- 
der Durchbruch ist dann zu er- 
warten, wenn die.Meinung Ober- 


hand gewinnt, daß es politisch . 


& 


mehr schadet, verfehlte Subven- 
tionen nicht abzubauen, als dies 
zu tun.«. 


Diese Ausführungen des Steuer- 
zahler-Bundes bestätigen die in 
CODE schon seit langem vorge- 
tragenen Meinung, daß in 
Deutschland eine »Wahl-Demo- 
kratie« herrscht, eine Demokra- 
tie, deren Politik sich nur an den 
nächsten Wahlen ausrichtet, der 
Opportunismus zur Maxime aus- 
erkoren wird, dem sogar die ei- 
gentlich richtige Politik unterge- 
ordnet wird. Beispiele hierfür 
gibt es genügend, etwa die dama- 
lige Rentenlüge von Bundes- 


kanzler Helmut Schmidt oder die ° 


Steuerlüge der jetzigen Bundes- 
regierung. D 


EG-Binnen- 
markt führt zum 
»Gläsernen 
Menschen« 


Mit dem ab 1993 geltenden EG- 
weiten Binnenmarkt ist gleichzei- 
tig auch der »Gläserne Mensch«, 
wie er sehr gut von George Or- 
weil in seinem Buch »1984« be- 
schrieben wurde, verbunden. 

In einem Beitrag der Jahresend- 
ausgabe 1991 des Handelsblatts 
erklärte Bundesfinanzminister 
und CSU-Chef Theo. Waigel 
(CSU), daß mit der Verwirkli- 
chung des Binnenmarktes die bis- 
her an den Binnengrenzen und 
den Zollstellen im Inland vorge- 
nommene Erfassung und Abferti- 
gung. von Gesellschaftswaren 
grundsätzlich abgeschafft wird. 
»Das durch den Wegfall der zoll- 
amtlichen Erfassung und Abferti- 
gung entstehende Überwa- 
chungsdefizit wird bei der Um- 
satzsteuer dadurch ausgeglichen, 
daß das bisherige System der wa- 
renbezogenen Erhebung in Form 
der Einfuhrumsatzsteuer durch 
ein Verfahren zur Besteuerung 
des Erwerbs der eingeführten 
Waren ersetzt wird und die erfor- 
derlichen Kontrollen durch den 
EDV-gestützten Austausch der 
erforderlichen Daten zwischen 
den Mitgliedsstaaten vorgenom- 
men werden. 


Bei verbrauchssteuerpflichtigen 
Waren wird die grenzüberschrei- 
tende Beförderung zwischen den 
Mitgliedsstaaten über ein zu eı- 
richtenden Steuerlager-Verbund- 
system abgewickelt werden. Hier 


wird der Wegfall der bisherigen 


zollamtlichen Überwachung 
durch die Einführung von Be- 
gleitdokumenten und die Verla- 
gerung der Kontrollen in die Be- 
triebe kompensiert.« - 


Während bisher nur die jeweili- 
gen Zollämter sehen konnten, 
welche Betriebe was ein- und 
welche was ausführen und mit 
welchen Firmen des Auslandes 
diese in Geschäftsverbindung ste- 
hen, bedeuten die Worte Waigels 
im Klartext nichts anderes, als 
daß nun alles in einem großen 
EG-weit abrufbaren Computer 
eingegeben wird. Zwar wird, wie 
es so schön heißt, auf entspre- 
chende Fragen beschwichtigend 


mitgeteilt werden, der Daten- E 


schutz wäre jederzeit gewährlei- 
stet und werde nur den entspre- 
chenden Behörden Einsicht in 
diese Akten gewährt, nur sind 
diese Ausflüchte nicht neu. Ganz 
davon abgesehen, daß die Daten- 
schutzvorschriften in den aller- 
meisten EG-Ländern weitaus we- 
niger streng als in Deutschland 
sind. 


Von daher kann jetzt mit nur ei- 
nem einzigen Knopfdruck sofort 
festgestellt werden, wer mit wem 


in Geschäftsverbindung steht - 


und wer was bezieht. Neben den 
fragwürdigen datenrechtlichen 
Aspekten kann dies aber auch 
weitgehende wirtschaftliche 


Konsequenzen haben. Denn ge- 3 


rade bei der »Bakschisch«-Men- 
talität in vielen südlichen Län- 
dern könnte so schnell mal ein 
Ausdruck über die Geschäftsbe- 
ziehungen der wichtigsten Kon- 
kurenzfirmen unter der Hand 
den Besitzer wechseln. m] 


Trotz Dementi: 


-Genscher bleibt 


Präsident- 
schafts- 
kandidat 


Trotz offiziellen Dementis von 
Bundesaußenminister Hans- 
Dietrich Genscher (FDP) bleibt 
der frühere FDP-Vorsitzende 
auch weiterhin erster Anwärter 
auf den 1994 freiwerdenden Ses- 
sel des Bundespräsidenten. 
Nachdem »Wendelin« in den ver- 


“ gangenen Monaten oftmals auf 
das falsche Pferd setzte - so etwa. 


in der Golfkrise oder während 


des Jugoslawien-Konflikts -, soll 
er Bonner Informationen zufolge 
jetzt wieder glauben, daß sein 
Näschen für die öffentliche Mei- 
nung wieder funktioniert. Und 
danach könnte es einem Politiker 
nur schaden, wenn er sich jetzt 
schon quasi als Oberkandidat für 
den höchsten Bundesposten an- 
biedert. 


Gerade seine Zurückhaltung in 
dieser Frage dokumentiere seine 
große staatspolitische Veranwor- 
tung, heißt es hierzu aus FDP- 
Kreisen. Auch spreche die politi- 
sche Entwicklung derzeit für 
Genscher. So demontierten sich 
Teile der SPD selber. Und dem 
nordrhein-westfälischen 
sterpräsidenten Johannes Rau, 
bei dem sich immer mehr ab- 
zeichnet, daß die jetzige Legisla- 
turperiode seine letzte oder zu- 
mindest seine letzte vollständige 
sein wird, fehle einfach das Cha- 


-. .‚risma für das Staatsoberhaupt, 


‚ selbst wenn er kaum verhohlen 
nach diesem Amt schielt. Der 
brandenburgische Ministerpräsi- 
denten Stolpe sei politisch noch 
. zu jung für dieses Amt, wenn- 
- gleich er einmal ein erstrangiger 
*. ‚Kandidat hierfür werden könnte. 
Brandt verbiete sich von selbst. 


Nicht viel anders sehe es in der 
Union aus. Kohl sei zu gerne an 
‚der Macht, um bereits im Jahr 
der kommenden Bundestagswahl 
seinen Posten dem jetzigen Frak- 
tionschef und früheren Innenmi- 
nister Wolfgang Schäuble zu über- 
lassen, selbst wenn dieser viel- 
leicht bessere Wahlchancen hät- 
te, und sich selber vom »Kanz- 
ler der Einheit« zum »Präsiden- 
ten der Einheit« wählen zu las- 
sen. 


Auch in der CSU bietet sich nie- 
mand für diesen Posten an. Einer 
der möglichen Kandidaten für 
dieses Amt, selbst wenn es vom 
Alter her problematisch hätten 
werden können, wäre der kürz- 
lich verstorbene Alfons Goppel 
gewesen. Der jetzige bayrische 
Ministerpräsident Streibl scheide 
dagegen von vorneherein aus. 


Von daher soll sich Genscher, wie 
es hierzu aus Bonn weiter heißt, 
ganz sicher sein, daß man irgend- 
wann im kommenden Jahr ohne- 
hin auf ihn zukommen und ihm 
das Amt des Bundespräsidenten 
höchstoffiziell antragen wird. 


Auch Bundespräsident Richard 
von Weizsäcker soll große Sym- 


Mini- 


pathie für den Liberalen als sei- 
nen ‚Nachfolger hegen. Damit 
wäre sichergestellt, daß erneut 
ein »Freigeist« auf dem höchsten 
Sessel der Republik sitzen 
würde. Alleine bei dem Gedan- 
ken an einen Bundespräsidenten 
Kohl sollen von Weizsäcker alle 
Haare zu Berge stehen. OD 


Ostpreußen für 
150 Milliarden 
Mark zu 
kaufen? 


Geradezu sensationelle Ge- 
rüchte bezüglich Ostpreußens 
sind derzeit aus Moskau zu hö- 
ren: Danach soll Rußland bereit 
sein, den von der Sowjetunion 
1945 okkupierten Teil Ostpreu- 
Bens noch in diesem Jahr an 


Deutschland zu verkaufen. Die. 


Polen sollen bereits bei Genscher 
hierzu angefragt haben, da sie ih- 
rerseits zwei Drittel Ostpreußens 
okkupiert haben. 


Die in dieser Frage ausgezeichnet 
informierte Bonner »Privat-De- 
pesche« schrieb hierzu folgen- 
des: »Der Außenminister setzt 
generell auf Zurückhaltung. 
Aber er wird wohl bald Farbe be- 
kennen müssen. Wenn die Rus- 
sen Bonn das nörliche Ostpreu- 
Ben anbieten (sollten), kann man 
am Rhein nicht Nein sagen. Ge- 
gen eine (falsch verstandene) 
Rücksicht auf Warschau würden 
die Vertriebenen-Verbände 
Sturm laufen. Wenn die Chance 
sich bietet, wird Bonn zugreifen 


* (müssen). Allerdings: Warschau 


muß man dann etwas anderes als 
Aquivalent bieten müssen. 


Beachten Sie: Außenpolitisch ist 
eine Rückgabe Ostpreußens 
durch Moskau natürlich sehr deli- 
kat. Denn dadurch entsteht ein 
neuer polnischer Korridor - ein 
rotes Tuch für Warschau, das jetzt 
‚ wieder zwischen zwei Stühlen 
sitzt: Russland und Deutschland. 


Baltische Diplomaten erwarten: 
Die Russische Föderation wird 
sich dieses Drittel Ostpreußens 
zu einem hohen Preis abkaufen 
lassen. Dabei kursieren Zahlen 
um 150 Milliarden Mark. Der Be- 
trag könnte als Hypothek auf 
Ostpreußen aufgenommen, ver- 
brieft und international abge- 
zeichnet werden.;Die Rückzah- 
lung könnte auf 50 Jahre ge- 


streckt der Zins aus den Erträ- 
gen Ostpreußens aufgebracht 
werden. 


Sollten diese Plände wirklich Ge- 
stalt annehmen, dann könnte - 
eine friedliche und wirtschaftlich 
gute Entwicklung der Gemein- 
schaft Unabhängiger Staaten 
(GUS) vorausgesetzt - ein neues 
Wirtschaftswunder für deutsche 
Unternehmen entstehen. Denn 
dann hätten diese einen Stütz- 
punkt direkt am Herzstück eines 
milliardenschweren Aufbauge- 
bietes. 


Schwierigkeiten sind dagegen 
durch den neuen Korridor zu er- 
warten. Angesichts der katastro- 


“ phalen Wirtschaftslage Polens 


sollte aber auch dieser Punkt zur 
deutschen Zufriedenheit gelöst 
werden können. Auch würden 
durch einen Rückkauf eines Drit- 
tel Ostpreußens die Chancen auf 
eine wirkliche deutsche Wieder- 
vereinigung wachsen. Oo 


Revisionisten- 
kongresse 
werden 
überwacht 


Die Revisionistenkongresse wer- 
den von den Sicherheitsbehör- 
den der jeweiligen Länder über- 
wacht. So auch ‚geschehen beim 
kürzlich stattgefundenen Revi- 
sionistenkongreß im Elsaß, an 
dem unter anderem auch der 
deutsche Revisionist Thies Chri- 
stopherson teilnahm, der die Exi- 
stenz von Gaskammern in Ausch- 
witz leugnete und deshalb wegen 
mehrerer Haftbefehle nach Dä- 
nemark übersiedelte. 


Wie jetzt ein französisches Regie- 
rungsmitglied bekanntgab, seien 
die Behörden seines Landes ge- 
nauestens darüber informiert, 
wer an dem Kongreß teilnahm 
und was dort alles vorgetragen 
und debattiert wurde. Einzelhei- 
ten wurden zwar nicht bekannt- 
gegeben, angesichts des regie- 
rungsoffiziellen Eingeständnis- 
ses, daß in einigen Sitzlehnen der 
staatlichen Fluggesellschaft Air 
France Abhör-Mikrofone einge- 
baut waren, fällt es nicht schwer, 
sich auszumalen, wie die Über- 
wachung dieses Kongresses inszi- 
niert wurde. Davon abgesehen, 
ist es ein offenes Geheimnis, daß 


die jeweiligen Sicherheitsbehör-. 
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den auch sogenannte V-Männer =: 


in Revisionistenkreisen und na- 
tionale Parteien einschmuggeln. 
Hierbei gibt ‘es interessanter- ; 
weise keinerlei Proteste von Da- - 
tenschützern. a 


SPD-Vogel für 
Volksabstim- 
mung zu neuer 
Verfassung 


Eine neue Verfassung und eine 
Volksabstimmung hierzu hat der 
frühere SPD-Franktionsvorsit- 
zende Hans-Jochen Vogel gefor- 
dert. Angesichts der vielen Provi- 
sorien und zur Sicherung der auf 
die »vereinte« Bundesrepublik 


. zukommende Zukunftsaufgaben 


sei das alte Grundgesetz nicht 
mehr geeignet, sondern wäre 
eine neue Verfassung vonnöten. 


Sollte sich die Mehrheit der Bun- 
destags- und Bundesratsabgeord- 
neten dem anschließen, könnte 
es zu einer interessanten Ent- 
wicklung kommen. Da 1945 nur 
die deutsche Wehrmacht, aber 
nicht das Deutsche Reich kapitu- 
liert hat, besteht völkerrechtlich 
nämlich die alte Weimarer Verfas- 
sung noch fort. Hierin sind aber 
viele Punkte enthalten, über die 
bei einer Änderung der Verfas- 
sung nicht so ohne weiteres hin- 
weggegangen werden könnte. 

m) 


Deutschland 
Zahlmeister für 
Frankreich 


Die Deutschen und auch die Ja- 
paner sind die Zahlmeister für 
die Franzosen. Wie die französi- 
sche Regierung jetzt bekannt- 
gab, erzielte sie durch die Unter- 
stützung der Länder, die nicht 
mit eigenen Truppen am Golf- 
krieg teilnahmen, wie Japan und 
Deutschland, um mehr als eine 
Milliarde Franc höhere Einnah- 
men als an Kosten für den franzö- 
sischen Einsatz ausgegeben wur- 
den. Das Geld soll aber nicht 
etwa anteilig zurückgegeben wer- 
den. Vielmehr soll hiermit das 
hohe französische Haushaltsdefi- 
zit reduziert werden. Seitens der 
Bundesregierung war bislang 
noch nichts von einer Stellung- 
nahme hierzu zu hören. Ei“ 


Bonn 


Kein Ende der 


Alfred König 


 Asylanten- 
 schwemme in 
Sicht 


Trotz gegenteiliger Beteuerungen der etablierten Parteien ist bei der 


nach Deutschland 


strömenden Ausländer- 


und Asylanten- 


schwemme kein Ende in Sicht. Ganz im Gegenteil. Die Zuwachsra- 
ten wachsen von Monat zu Monat schneller. Von der von Ex-Innen- 
minister Schäuble noch im August versprochenen schnellstmögli- 
chen Änderung ist weit und breit noch immer nichts in Sicht. 


Ganz im Gegenteil. Im Oktober 
wurde mit 33570 Asylbewerbern 


. — davon rund 14000 aus Jugosla- 


wien - sogar erstmals in einem 
Monat die Marke von 30000 Asy- 


. lanten überschritten. In den er- 


sten zehn Monaten betrug die 
Zahl der in der Bundesrepublik 


‚gestellten Asylanträge 203321, 


was gegenüber dem gleichen 


Zeitraum 1990 (162081) einer 


Zunahme um rund 25 Prozent 
entspricht. Die Anerkennungs- 
quote betrug dabei lediglich 7,5 
Prozent. 


Site 


Die Asylbewerber- 
Kriminalität steigt. 


Für das gesamte Jahr 1991 ist da- 
mit mit einer .Asylbewerberzahl 
von knapp 300000 Personen zu 
rechnen. Eine gleichhohe Aner- 
kennungsquote über das ganze 
Jahr vorausgesetzt, sind folglich 
rund 280000 Personen Scheinasy- 
lanten und Wirtschaftsflücht- 
linge. 


Selbst bei den Jugoslawien- 
Flüchtlingen stellt sich die Frage, 
warum diese Menschen ausge- 
rechnet nach der Bundesrepublik 
kommen müssen?. Warum wer- 
den diese Leute nicht in Sammel- 
lagern in Ungarn, der Tschecho- 
slowakei oder auch in Österreich 
so lange untergebracht, bis der 


‚Bürgerkrieg dort vorbei ist und 


sie wieder zurückgeschickt wer- 


"$ [SODE z,192 


den können. Denn Tatsache ist 
doch, daß der Großteil der vor 
dem Bürgerkrieg nach Deutsch- 
land geflohenen Jugoslawen hier 
bleiben wird, besonders wenn ihr 
Eigentum vernichtet wurde oder 
ihr Dorf nach Ende des Bürger- 
kriegs in »Groß«-Serbien liegt. 


Erschwerend in der ganzen Asyl- 
antenfrage kommt noch hinzu, 
daß die Asylbewerber-Kriminali- 
tät immer stärker steigt. Wie Ba- 
den-Württembergs Innenmini- 
ster Dietmar Schlee Ende No- 
vember bekanntgab, steigt die 
Zahl der Tatverdächtigen unter 
den Asylanten sogar »überpro- 
portional zur wachsenden Flut 
der Asylanträge«. Danach liege 
im Ländle der Anteil der Asylbe- 
werber an der gesamten Auslän- 
derkriminalität inzwischen bei 
17,2 Prozent und bei den soge- 
nannten Massendelikten sogar 
zwischen 20 und 30 Prozent. 


Positiv ist zu werten, daß Schlee 
straffällige Ausländer unabhän- 
gig vom Stand eines etwaigen 
Asylverfahrens konsequent ab- 
schieben will - ob den schönen 
Worten allerdings Taten folgen, 
bleibt abzuwarten. 


Dies alles ändert aber die Befür- 
worter nicht nur des Asylparagra- 
phen 16, sondern einer Einwan- 
derung allgemein, nicht, immer 
lautstärker in die Offensive zu ge- 


hen. Diesen schloß sich jetzt auch 


Bundespräsident Richard von 
Weizsäcker an, der Einwande- 
rungsquoten nach dem Vorbild 
der USA forderte. Gleichzeitig 
forderte er die Parteien auf, die 
Asylfrage nicht zum Wahlkampf- 
thema zu machen. 


Natürlich »übersah« der Heır 
Bundespräsident dabei einige 
ganz gravierende Punkte. Sozum 
Beispiel, daß die USA in dem 


Sinne gar keinen deutschen Asyl- - 


paragraphen haben, sondern 
diese unter die Einwanderungs- 
quote fallen. Dieses ist in 
Deutschland aber wegen des im 
Grundgesetz verankerten Asyl- 
rechts - dazu später mehr - aber 
nicht möglich. Vielmehr würden 
die Einwanderungsquoten die 


. Zahl der nach Deutschland strö- 


menden Ausländer sogar noch er- 
höhen. 


Der Bundespräsident 
verschleiert Tatsachen 


Hinzu kommt folgendes: In den 
USA leben auf einer Fläche von 
rund 7,828 Millionen Quadratki- 
lometer rund 250 Millionen Ein- 
wohner, im wiedervereinigten 
West- und Mitteldeutschland 
aber auf nur 357011 Quadratkilo- 
metern knapp 80 Millionen Men- 
schen. Alleine diese Zahlen rei- 
chen aus, die totale UÜberbele- 
gung Deutschlands mit Men- 
schen klar zu machen. Eigentlich 
müßte jeder einsehen, daß zwei 
Millionen zusätzliche Menschen 
für die Bundesrepublik ganz an- 
dere Auswirkungen haben als 
zwei Millionen in den USA. 


Die Asylantenfrage ist eines der 
wichtigsten Themen der deut- 
schen Nachkriegspolitik. Von da- 
her ist es bei der kommenden 
Bundestagswahl und auch den 
Landtagswahlen eben besonders 
wichtig, die Positionen der ein- 
zelnen Parteien zu wissen, um 
entscheiden zu können, welche 
der Parteien in dieser für das 
Überleben des deutschen Volkes 
entscheidenden Frage die ent-. 
sprechenden Positionen ein- 
nimmt -selbst wenn man den ent- 
sprechenden Parolen bei den 
etablierten Parteien ohnehin nur 
wenig Vertrauen schenken soll- 
te -. 


Von daher stellt auch nur der Ver- 
such, eine Diskussion über diese 
Frage zu verbieten, einen Verrat 
an den Interessen des deutschen 
Volkes dar. Jeder Politiker, der 


Im 


dies tut, also auch der Herr Bun- 


despräsident, muß sich dann die . _ 


Frage gefallen lassen, welche In- 
teressen er denn eigentlich ver- 
tritt? Die deutschen können es je- 
denfalls nicht sein! 


‚Verratan 


Besonders interessant ist in die- 
sem Zusammenhang auch ein ge- 


- nauer Blick auf den Paragraphen 


16 des Grundgesetzes. Experten 
der nationalen Szene haben näm- 
lich in den damaligen Beratungs- 
akten zum Artikel 16-dereigent- _ 
lich als Artikel 17 geplant war, 
dann aber mit dem 16er zusam- 
mengefaßt wurde - herumgegra- 
ben und dabei Interessantes zu- 
tage gefördert. 


-»Parlamentarischen Rat, 
Grundgesetz für die Bundesrepu- 
blik Deutschland«, Bonn 1948/ 
49, Seite 263 heißt es zu Artikel 
17: »Jeder Deutsche, der wegen 
seines Eintretens für Freiheit, 
Demokratie, soziale Gerechtig- 
keit oder  Weltfrieden verfolgt 
wird, genießt im Bundesgebiet 
Asylrecht.« 


Weiter heißt es in Anmerkung 1: 
»Es empfiehlt sich nicht, das *- 
Asylrecht auf die politisch ver- _ 

folgten Ausländer auszudehnen, 
da kein Anlaß besteht, das unbe- 
schränkte Asylrecht auch uner- 
wünschten Ausländern zu gewäh- 
ren, insbesondere auch solchen, 
die aus ihren Heimatstaaten: we- 
gen aktiver Betätigung gegen die 
Demokratie in das Bundesgebiet 


-geflüchtet sind. Dagegen soll - 


und das dürfte jetzt ein völlig aus- 
reichender Schutz sein — jeder 
Deutsche und politisch verfolgte 
Ausländer nach dem Vorschlag 
des Redaktionsausschusses ge- 
gen eine Auslieferung an auswär- 
tige Regierungen geschützt wer- 
den. Im übrigen erschien es ange- 
bracht, bei der Auslieferung sich 
der Formulierung der Weimarer 
Verfassung zu bedienen. Die vor- 
geschlagene Fassung gibt den 
Ausländern zwar ausreichenden 
Schutz gegen Auslieferung, läßt 
es aber zu, daß gegebenenfalls 
eine Ausweisung erfolgt.« 


Laut Seite 126 war im Hauptaus- 
schuß bei der zweiten Lesung fol- 
gender Text für Artikel 17 vorge- 
sehen: 


»(1} Kein Deutscher darf an das 
Ausland ausgeliefert werden. 


De 


„Politisch Verfolgte 


folgten 


(2) Politisch Verfolgte genießen 
Asylrecht.«. 


Was die Väter des 
Grundgesetzes meinten 


Der allgemeine Redaktionsaus- 
schuß wählte dann aber die Fas- 
sung: »Kein Deutscher darf an 
das Ausland ausgeliefert werden. 
genießen 
Asylrecht.« 


Nach Ansicht dieser zitierten Ex- 


- perten kann dies »im Grunde ge- 


nommen doch nur geheißen ha- 
ben, daß man mit politisch Ver- 
bezüglich Asylrecht 
Deutsche aus dem Ausland oder 


- aus vom Feind annektierten deut- 


schen Gebieten gemeint hat«. 


Interessant ist dabei auch der 
Diskussionsbeitrag von Dr. von 
Brentano (CDU): »Ich möchte 
hier zu Artikel 17 noch einmal 
den Antrag des Redaktionsaus- 
schusses aufriehmen, der lautet: 
(1) Kein Deutscher und kein poli- 
tisch verfolgter Ausländer darf ei- 
ner gegenwärtigen Regierung zur 
Verfolgung oder Bestrafung aus- 
geliefert werden. (2) Jeder Deut- 
sche, der wegen seines Eintre- 


: tens für Freiheit, Demokratie, so- 
: ziale Gerechtigkeit oder Weltfrie- 


den verfolgt wird, genießt im 
Bundesgebiet Asylrecht. 


Wir haben diese Formulierung 
bewußt gesucht; denn wir waren 
der Meinung, daß wir trennen 
müssen zwischen Auslieferung 
und Asylrecht. Jeder politisch 
Verfolgte soll vor einer Ausliefe- 


rung geschützt sein. Es geht mir. 
“aber zu weit - und ich glaube 
auch nicht, daß das der Zweck 


einer solchen Vorschrift sein 
kann -, daß wir generell dem po- 
litisch Verfolgten das absolute 
Asylrecht geben. 


Ich sehe keinen Grund.dafür ein, 
daß etwa Ausländer, die aus ihrer 


Heimat nach Deutschland. ge- 
kommen sind, weil sie sich in ih-. 
rer’ Heimat aktiv gegen die De- - 
mokratie eingesetzt haben, in . 
Deutschland unbedingt ein Asyl- : 
recht haben sollen. Sie sollen ge-- 


gen Auslieferung geschützt sein, 
aber es soll die Möglichkeit beste- 
hen, sie des Landes zu verweisen. 


Wenn wir das Asylrecht so weit 
fassen, dann schaffen wir Voraus- 
setzungen dafür, daß alle diejeni- 
gen, die sich wegen eines aktiven 
Einsatzes gegen die demokrati- 


sche Grundordnung in ihrer Hei- 
mat nicht aufhalten können, in 


Deutschland ungestraft und un- 


ter Berufung auf dieses Asylrecht 
weiterleben und weiterarbeiten 
können... 


Keine Oase 
für Verfolgte 


Das unbeschränkte Asylrecht 
soll den Deutschen gegeben wer- 
den, die sich wegen ihres Eintre- 
tens für die Demokratie auf die- 
ses Asyl zurückziehen. Ein Aus- 
länder, der wegen entgegenge- 
setzter Bestrebungen hierfür 
nach. Deutschland kommt, kann 
dieses unbeschränkte: Asylrecht 
nicht'in Anspruch nehmen.« 


Dr. von Brentano führte weiter 
aus: »Noch ein zweites Wort in 
Beantwortung dessen, was Sie 
sagten, Herr Kollege Wagner und 
Herr Dr. von Mangoldt. Erstens, 
es ist eine grundsätzliche Frage - 


darüber bin ich mir klar -, ob. 


man Asylrecht ganz generell ge- 
ben soll oder nicht. Aber ich 
frage mich-undich bitte Sie, daß 


“Sie sich diese Frage auch vorle- 


gen -, ob es richtig und notwen- 
dig ist, daß wir das Asylrecht so 
weit ausdehnen, daß wir etwa in 
Deutschland zur Oase auch der- 
jenigen politisch Verfolgten wer- 
den, die ihre Tätigkeit, die sie 
zum Abwandern aus ihrer Hei- 
mat veranlaßt hat, auch hier fort- 
setzen werden, nämlich den 
Kampf gegen die Demokratie. 


Ich glaube nicht, daß eine Ver- 
pflichtung besteht, das Asylrecht 
so weit auszudehnen. Es muß die 


Möglichkeit gegeben sein, zwar . 


einen Ausländer nicht auszulie- 
fern, aber ihn wegen seiner ge- 


samten staatsgefährlichen Hal- 


tung des Landes zu verweisen. 
Diese Möglichkeit ist nicht mehr 
gegeben, wenn wir generell sa- 
gen: Politisch Verfolgte genießen 
Asylrecht...« 


Kein unbegrenztes 
Bleiberecht garantiert 


Weiter sagte Dr. von Brentano: 
»... nur bestätigen, daß ein Deut- 
scher innerhalb Deutschlands an 
sich keines Asylrechts bedürfe ... 


: Er spiegelt letzten Endes die 


ganze Tragik unserer staatsrecht- 
lichen Situation wieder, daß wir 
kein Deutschland haben. Deswe- 
gen haben wir mit Rücksicht auf 


die.Lage (sicherzustellen), daß 


ein Deutscher innerhalb des Bun- 
desgebietes Asylrecht genießen 
muß. Das gilt insbesondere für 
die Deutschen, die heute aus der 
Ostzone zu uns kommen...« ; 


In einem Kommentar heißt es. 
dazu: »Die Überlegungen und 
Verhandlungen im damaligen (im 
übrigen nicht frei gewählten) Par- 
lamentarischen Rat in Bonn 
1948/49 um die Auslegung des 
Begriffes »Asylrecht« zeigen 
deutlich, daß eine breite Mehr- 


heit dabei in erster Linie nie an ° 


Deutsche, die außerhalb der 
Bundesrepublik ihren Wohnsitz 
hatten, dachte. 


‚Wenn man über Ausländer 


sprach, so dachte man an Einzel- 
personen, Politiker, Dichter, 
Künstler oder andere, die wegen 
ihres Einsatzes für Freiheit und 
Demokratie in ihren Heimatlän- 
dern (insbesondere im Ostblock) 
verfolgt würden.« 


Auf der 57. Sitzung des Haupt- 
ausschusses entschied man: sich 
dann am 5. Mai 1949 endgültig, 
den Artikel 17 zu streichen und in 
den Artikel 16 einzuarbeiten. 


Sieht man sich aber diese oben 
nur in aller Kürze angeführten 
Beratungen innerhalb des Haupt- 
ausschusses an, dann liest man 
dort aber etwas ganz anderes her- 
aus, als was heute in den Artikel 
16 hineininterpretiert wird. 


Es gibt keinen Anlaß für die Be- 

hauptung, durch diesen Artikel 

sollten »alle rassisch, religiös 

oder politisch Verfolgten« (so wie - 
Kohl es jüngst nochmals sagte) 

der Welt geschützt werden! 


-Den Parteien 


fehlt der Mut 


Vor allem zeigen diese wenigen 
Sätze ganz eindeutig, daß der 
Asylparagraph auch kein unbe- 
grenztes Bleiberecht beinhaltet, 


-sondern durchaus auch die Ab- 


schiebung in ein anderes Land 
vorsieht. Auf gar keinen Fall war 
daran ‘gedacht, daß Mitglieder 
kommunistischer oder sonstiger 
totalitärer Grüppchen: auf dem 
Boden der Bundesrepublik auch 
weiterhin unter dem Schutzmän- 
telchen.des Artikel 16 ihre Politik 
weiterbetreiben können, so wie 
es heute der Fall ist. 


Bezeichnend ist auch, daß keine 
der Parteien, auch die C-Parteien 


nicht, den Mut hat, die Öffent- ° 

lichkeit auf diese Fakten hinzu- = 
. weisen. vielmehr wird heute das - 
Asylrecht als so ziemlich der:hei- : ' 
ligste Artikel des Grundgesetzes : 


dargestellt und vor allem. auch 
mit der 
Flucht Deutscher während der 


gründet. Dabei hat CODE be- 
reits in der Vergangenheit den un- 
umstößlichen Beweis dafür gelie- 
fert, daß gerade dieses’ »Argu- 
ment« nicht zutrifft, da zum ei- 


nen die damaligen Zahlen hierfür - . 


keinen. Anlaß geben und zum an- 
deren viele der sogenannten frei- 
heitlichen Staaten selbst die we- 
nigen Asylbewerber, die aus 


»vielmillionenfachen ° 


“ 


: Zeit des Nationalsozialismus« be- - 


Deutschland an ihrer Tür an- 


klopften, noch zurückschickten 
und wenn man der etablierten 
Geschichtsschreibung glaubt, sie 
damit in den sicheren Tod schick- 
ten. 


Ziel ist die multikulturelle 
Gesellschaft 


Bezeichnend für die ganze Dis- 
kussion ist aber doch auch, daßes 
selbst in den sogenannten konser- 
vativen Parteien immer mehr Ver- 
fechter einer multikulturellen 


Gesellschaft gibt, obwohl die Vor- '. 


bilder derselben überall geschei- 
tert sind, besonders in den USA. 


Und selbst wo es in den Vereinig- 
ten Staaten so etwa klappt, kann 
dies nie als Beispiel für Europa 
gelten, da die USA eben kein ho- 


'mogen gewachsener Staat sind, 


sondern nach der »Entdeckung« 
durch Christoph Kolumbus 
durch Leute aus den verschieden- 
sten Ländern dieser Erde kolo- 
nialisiert wurden. 


Wenn dies aber in einem Land ge- 
schieht, das in dem Sinne keine 
eigene Kultur hatte - jetzt einmal 


die indianische außer acht gelas- 


sen, da die einzelnen Stämme 
weit über das Land verstreut wa- 
ren und es keine »industriali- 
sierte Kultur« gab -, dann läßt 
sich ein Völkerbrei der Not gehor- 
chend viel leichter zusammenfü- 
gen, als wenn auf einmal Auslän- 


der in ein homogen gewachsenes . 


Land platzen. Und selbst die Aus- 
merzung der Indianer ist doch ein :. 


Beweis gegen die multikulturelle 
Gesellschaft, da die indianische 
Kultur - selbst wenn diese teil- 
weise von Stamm zu Stamm un- 
terschiedlich -— dem. Ansturm 


war. 
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fremder Rasse nicht gewachsen: - 
DO 


F Deutschland 


ie 


eutschen im 
andel dieses 
Jahrhunderts 


Emil Schlee 


In den letzten Jahrzehnten unseres Jahrhunderts, in denen Parteien, 
Parlamente, Regierungen und Medien die Wiederherstellung der 
Einheit Deutschlands abzuschreiben begannen, wurde oft die Frage 
gestellt, ob man denn wirklich an die Wiedervereinigung Deutsch- 
lands glauben würde. Das sei doch utopisch! 


Abgesehen davon, daß jeder, der 
das »unmögliche« nicht denkt, 
seine Perspektive verkürzt (Her- 
bert Kremp), und derjenige, der 
nicht an »Wunder« glaubt, kein 
Realist ist (David Ben Gurion), 
habe ich stets gesagt, daß ich den 
Wiedervereinigungsauftrag in 
der Präambel des Grundgesetzes 
ernst nehme, fest daran glaube, 
aktiv dafür arbeite und als mit 
der Geschichte und der Politik le- 
bender und positiv denkender 
Deutscher die Frage nur positiv 
beantworten kann. 


Gerade die wechselvolle Ge- 
schichte der Deutschen in diesem 
Jahrhundert kann beispielhaft 
verdeutlichen, wie sehr sich Le- 
benslagen und politische Verhält- 
nisse eines Volkes und Staates 
kurzfristig so grundlegend verän- 
dern können, daß verständlich 
wird, warum man auch das »Un- 
mögliche« denken und an »Wun- 
der« glauben muß! Machen wir in 
Zehnjahres-Sprüngen durch die 
deutsche Zeitgeschichte die 
Probe. 


1905: Wenn ich dem deutschen 
Bürger von 1905, der dank der 
weitsichtigen Politik von ‚Otto 
von Bismarck bisher 34 Jahre in 
Frieden leben konnte, damals ge- 
sagt hätte, er würde 1915 in feld- 
grauem Rock im Schützengraben 
des Ersten Weltkriegs stehen und 
noch schwere Zeiten vor sich ha- 
ben, der hätte mich zwar entsetzt 
angesehen, aber eine solche Ent- 
wicklung für unmöglich gehal- 
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1915 gesagt hätte, daß in zehn 
Jahren, also 1925, dieser Welt- 
krieg längst verloren, die Monar- 
chie abgeschafft, die Inflation 
ausgebrochen, während der man 
in Wäschekörben seinen Lohn 
abholen müßte, und er vielleicht 
gerade Arbeitsloser geworden 
sei, dann hätte mich dieser Soldat 
für nicht ganz normal gehalten 
und polternd »zum Teufel« ge- 
schickt. Am Lauf der Geschichte 
konnte das nichts ändern, er 
konnte es nicht verhindern. 


1925: Und wenn ich 1925 dem 
ehemaligen Frontsoldaten und 
jetzigen Arbeitslosen gesagt 
hätte, er solle sich keine unnöti- 
gen Sorgen machen, denn 1935, 
in zehn Jahren, gäbe es das 
»1000jährige Reich«, keine Ar- 
beitslosen mehr, wieder eine 
neue Wehrmacht, große Partei- 
tage, an denen er vielleicht als 
SA-Mann teilnehmen würde, 
und einen »Führer«, der die »Fes- 


Außenminister Dr. Gustav Stresemann vor dem Völkerbund: 
»Die Menschheit hat ein Recht darauf die Wahrheit zu er- 
fahren.« 


ten. Er mußte aber erleben, daß 
es zu diesem Ersten Weltkrieg 
kam und er als Soldat im Schüt- 
zengraben stand. 

1915: Wenn ich diesem Soldaten 


seln von Versailles« gesprengt 
hätte! Dieser Mann hätte mir si- 
cherlich geraten, schnell einen 
Arzt aufzusuchen, denn »im 
Kopfe« könnte ich doch wohl 


»nicht ganz richtig« sein. Nur das 
schier »Unmögliche« fand statt. 
Und der Arbeitslose von 1925 
stand vielleicht 1935 schon »in 
Brot« und SA-Uniform auf dem 
Reichsparteitag in Nürnberg! 


Das Schicksal nahm 
seinen Lauf 


1935: Hätte ich nun diesem hoff- 
nungsvoll in die Zukunft blicken- 
den SA-Mann des Jahres: 1935 
»geflüstert«, daß Deutschland 
1945, schon zehn Jahre später, 


‚einen Zweiten Weltkrieg verlo- 


ren hätte, in Schutt und Asche lie- 
gen und besetzt, geteilt, zerschla- 
gen sein würde, er als vielleicht 
Überlebender in Lumpen und 
Loden vor den Trümmern seines 
Elternhauses stehen und nach 
neuen Lebensgrundlagen suchen 
würde, dieser Gefolgsmann des 
Jahres 1935 hätte 'höchstwahr- 
scheinlich veranlaßt: Festhalten, 
festnehmen, abführen! Doch das 
hätte alles nichts genutzt — das 
Schicksal nahm seinen Lauf und 
1945 auch das »Dritte Reich« mit 
auf den »Müllhaufen der Weltge- 
schichte«. 


1945: Und wenn ich diesem ge- 
schundenen und gebeutelten Mi- 
chel des Jahres 1945 aufmun- 
ternd auf die Schulter geklopft 
und gesagt hätte: Kopf hoch, 
Landsmann! Pessimismus ist eine 
heilbare Krankheit! In zehn Jah- 
ren, 1955, da hast Du etwas Über- 
gewicht, bist gut verheiratet, hast 
zwei Kinder, ein kleines Häus- 
chen, einen neuen VW und 
machst vielleicht ersten Urlaub 
in Nordafrika! Dieser verzwei- 
felte Heimkehrer, der die Welt 
nicht mehr verstand, hätte mich 
entgeistert angesehen und nur 
noch »Fata Morgana« oder »das 
darf doch nicht wahr sein« mur- 
meln können. Und doch - es 
wurde wahr, weil wir Deutschen 
mit Herz und Verstand und aller 
Kraft gemeinsam zupackten und 
trotz hinterlicher Rahmenbedin- 
gungen den Karren. aus dem 
Dreck zogen. Für unsere mittel- 
und ostdeutschen Landsleute, 
war die Leidenszeit noch nicht 
vorüber. Gemeinsam drückten 
Trennung und Teilung, Last und 
Leid! 


1955: Wenn ich dem westdeut- 
schen Bundesbürger des Jahres 
1955 gesagt hätte, daß sich in den 
nächsten zehn Jahren bis 1965 
zeigen würde, daß er in Arbeit 
und Urlaub übertreibt, Familie 


und Erziehung vernachlässigt, 
Mittel- und Ostdeutschland ge- 
danklich zu verdrängen beginnt, 
sich mit dem »Provisorium« an- 
freundet und vor allem erst sich 
und dann den Rest der Welt sieht! 
Unser westdeutscher Bundesbür- 
ger hätte das 1955 weit von sich 
gewiesen. Aber war es 1965 nicht 
so, daß er von den vier kleinen 
»f« der Turner »frisch, fromm, 
froh und frei« zu den vier großen 
»F« gewechselt hatte, die da hie- 
ßen »Feierabend, Filzlatschen, 
Fernsehen und Flaschenbier«. 
Zeigten nicht Umerziehung und 
Wohlstand im Sinne Churchills 
ihre Wirkung, daß man das deut- 
. sche Volk »fett-machen« müsse, 
damit es politisch »impotent« 
werde. War es ein Zufall, damals 
einen Bundeskanzler gehabt zu 
haben, der den Appell ausgab: 
»Maßhalten! Maßhalten!« 


Die offene 
deutsche Frage 


1965: Es war auch kein Zufall, 
daß 1965 nach 20 Jahren friedens- 
vertragsloser Zeit die Menschen 
in Deutschland »unruhiger« wur- 
den, in Mitteldeutschland 1961 
deswegen »Mauer und Stachel- 
draht« gebaut werden »mußten«, 
in Westdeutschland die Parteien- 
landschaft in Bewegung geriet 
(Nationaldemokraten, Wählerge- 
meinschaften, Bürgerinitiativen, 
die 68er) und die Ostdeutschen 
»zu wandern begannen«. Wenn 
ich. dem westdeutschen Bundes- 
bürger gesagt hätte, daß bis 1975 
in Bonn ein »Machtwechsel« 
stattfinden, umstrittene Ostver- 
träge geschlossen und zuneh- 
mende Staatsverschuldung ein- 
setzen, das Unrechtssystem in 
Mitteldeutschland rücksichtslo- 
ser und in Ostdeutschland men- 
schenrechtsverletzender werden 
würde, dann hätte ihn das zwar 
vorübergehend berührt, aber 
dank Medienlenkung nicht mehr 
so betroffen gemacht. Es ging 
ihm ja gut, störte »seine Kreise« 
noch nicht, so daß »Teneriffa« 
sein Urlaubsziel blieb! 


1975: Wenn ich dem ellenbogen- 
begehrten Bundesbürger des Jah- 
res 1975 gesagt hätte, daß in den 
weiteren zehn Jahren bis 1985 po- 
litische Kultur und Glaubwürdig- 
keit der politischen Parteien wei- 
ter sinken, Staatsverschuldung 
und Steuerabgaben steigen, so- 
zialistische und kommunistische 
Ideen und Praktiken sich ausbrei- 
ten, internationale Verpflichtun- 


Clemenceau, Wilson und Lloyd George legten bei den Friedens- 
verhandlungen von Versailles den Keim für den Ausbruch des 
Zweiten Weltkrieges. 


Am 3. Mai 1945 unterzeichnete Generaloberst Jodl in einem 
Schulhaus in Reims die Urkunde über die bedingungslose Kapitu- 
lation der deutschen Wehrmacht. 


Die geschäftsführende Reichsregierung wurde am 23. Mai 1945 
verhaftet und in einem Flugzeug nach Luxemburg in die Gefan- 
genschaft der Alliierten gebracht. 


gen finanziell und materiell grö- 
Ber werden, Asylbewerber-, 
Übersiedle-- und Aussiedler- 
ströme anwachsen, Kriminalität 
steigt und innere Sicherheit nach- 
läßt, dann läßt daraus sich auch 
erklären, warum sich beim Bun- 
desbürger wieder Betroffenheit 
einstellt, er eine »Wende« 
wünscht und deswegen einen er- 
neuten »Machtwechsel« herbei- 
führt. 


Bald schon aber mußte er das 
»Ende der Wende«, weiteres Ab- 
rücken von »Deutschland« und 
dessen verstärktes Einbringen in 
ein noch wenig demokratisch ver- 
faßtes »Europa« erkennen. Da- 
her nehmen Parteienverdrossen- 
heit zu, Wahlbeteiligung ab und 
wachsen Kritik und Verunsiche- 
rung in Westdeutschland, auch 
Unruhe und Verzweiflung in Mit- 
teldeutschland sowie Enttäu- 
schung und Hoffnungslosigkeit 
in Ostdeutschland. Die offene 
deutsche Frage, innen- und au- 
ßBenpolitisch ständig herunterge- 
spielt, steht spannungsgeladen 
im Raum. 


1985: Wenn ich nun dem Bundes- 
bürger von 1985, durch Medien, 
Parteien und »Kabinettspolitik« 
über die politische Wirklichkeit 
weitgehend im Unklaren gelas- 
sen, gesagt hätte, daß in der näch- 
sten Dekade bis 1995 so grundle- 
gende Veränderungen und Um- 
wälzungen in Deutschland, Eu- 
ropa und der Welt eintreten wür- 
den, wie er sie nicht für möglich 
gehalten hätte, dann würde zwar 
eine deutschlandweite Überra- 
schung zu verzeichnen gewesen 
sein, die aber auf ein tief-inneres 
Gefühl des Ausharrens, Hoffens, 
Erwartens und Ungeduldigwer- 
dens treffen würde. Wenn ich den 
Deutschen von 1985 gesagt hätte, 
daß das kommunistische System 
in seinem Kernland zusammen- 
brechen, in den Satellitenstaaten 
entsprechende Reaktionen nach- 
sichziehen, in Deutschland zur 
Teilvereinigung von West- und 
Mitteldeutschland führen, in Eu- 
ropa und Teilen der Welt »ge- 
wisse« Unruhe auslösen und für 
Europa eine völlig veränderte po- 
litische Situation entstehen las- 
sen würde, sie hätten es nicht für 
möglich gehalten — und doch 
ganz im Inneren erhofft. 


Alles ist offen, vieles ist möglich, 
nichts ist vorbereitet - wenn wir 
an Bonn denken. Jetzt fügt sich 
zusammen, was schon immer zu- 
sammengehörte, und löst sich 


2/1992 \®=ODE 11 


Deutschland 
Die 
Deutschen im 


Wandel dieses 
Jahrhunderts 


voneinander, wenn es willkürlich 
und ungefragt von fremder Ge- 
walt zusammengepreßt wurde. 


Bis 1995 wird sich dieser Vorgang 
in ganz Europa ausbreiten und in 
das nächste Jahrtausend fortset- 
zen. 


Ohne ein gleichbe- 
rechtigtes Deutschland 
kein Europa 


1995: Europa steht auf dem Prüf- 
stand und auf dem Spiel! Ob der 
gegenwärtig verfolgte Weg des 
europäischen Einigungsprozes- 
ses der zum Erfolg führende Weg 
ist, wird sich bald erweisen. 


Er wird an der Haltung der euro- 
päischen Völker und Staaten ge- 
genüber dem deutschen Volk be- 
rechenbar werden. Eine seit über 
400 Jahren verfolgte europäische 
Machtpolitik gegenüber Deutsch- 
land, aufrechterhalten in drei 
30jährigen Bruderkriegen (1618- 
1648, 1785-1815, 1914-1945), 
kann für eine zukünftige europäi- 
sche Friedensordnung, die auch 
immer eine Rechtsordnung sein 
muß, keine Grundlage sein. Eine 
europäische Friedensordnung 
muß sich nicht auf Gewalt, son- 
dern auf Gerechtigkeit, nicht auf 
Macht, sondern‘ auf Freiheit, 
nicht auf zentrale Einheit, son- 
dern nur auf die zu respektie- 
rende Vielfalt in der von allen 
freiwillig gewollten Einheit grün- 
den. Ohne ein freies und gleich- 
berechtigtes Deutschland hat Eu- 
ropa keine Chance! 


Das hatte Prinz Eugen schon er- 
kannt und in einem Brief an den 
Herzog von Marlborough vom 
22. Mai 1719 in die Worte geklei- 
det: »Die Allianzen, so nur der 
Zufall oder ein augenblickliches 
Interesse sie herbeiführt, bewir- 
ken kein Vertrauen. Wenn aber 
die Mächte gemeinsam einsehen 
und einmal überzeugt sind, daß 
von der Erhaltung Deutschlands 
die Ruhe Europas ganz allein ab- 
hänge, alsdann kann man sagen, 
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daß ein gemeinsames Interesse 
einem Staatenbunde zugrunde 
liege!« 


Welch eine Weitsicht in damaliger 
Zeit! Ebenbürtig das Bekenntnis 
zu Volk und Vaterland in den Wor- 
ten von Wilhelm vom Humboldt 
in der Zeit der Befreiungskriege: 
»Es gibt vielleicht kein Land, das 
so selbständig und frei zu sein ver- 
dient als Deutschland, weil keins 
seine Freiheit so rein und einzig 
zu innerer, jedem wohltätiger An- 
strengung zu nutzen geneigt ist. 
Der Deutsche hat unter allen Na- 
tionen am wenigsten eine zerstö- 


Die Alliierten in der Pose der Sieger: Churchill (von links), Truman 
und Stalin auf der Potsdamer Konferenz. 


Der einzige Versuch zur Begründung einer gemeinsamen 
gesamtdeutschen Politik war die Ministerpräsidentenkonferenz 
aus allen Besatzungszonen am 5. Juli 1947. 


Am.8. Mai 1949 beschloß der 
Parlamentarische Rat das 
Grundgesetz der Bundesrepu- 
blik Deutschland. 


rende und am meisten eine im- 
mer in sich zurückwirkende 
Kraft, und wenn der Besitz der 
Freiheit gerettet ist, wird 
Deutschland sicher sehr bald in 
jeder Art von Bildung und der 
Gesinnung hervorragen. Darum 
ist es so dankbar, gerade für dies 
Vaterland zu arbeiten!« 


Wer die geschichtswissenschaftli- 
chen Arbeiten von Pitirim Soro- 
kin, Quincy Wright oder Russell 
Grenfell kennt, die die Beteili- 
gung der europäischen Völker an 
Kriegen und die Zeiten, in denen 
sich die Völker im Kriegszustand 
befanden, untersucht haben, 
wird wissen, daß Preußen/ 
Deutschland mit Abstand am we- 
nigsten Kriege geführt hat oder 
in solche verwickelt war. Der 
weiß aber auch, daß die deutsche 


Bundeskanzler Konrad Ade- 
nauer verweigerte Verhandlun- 
gen mit den Sowjets über eine 
bewaffnete Neutralität ganz 
Deutschlands. 


Der Warschauer Kniefall von 
Bundeskanzler Brandt vor 
dem Ehrenmal im Ghetto. 


Geschichte nicht nur 12 Jahre, 
sondern - 1200 Jahre umfaßt. 
Denkanstöße, die heute viele Eu- 
ropäer erreichen sollten! 


och zurück zum Ausgang unserer 
Betrachtungen: Die positiv und 
optimistisch Denkenden und 
Handelnden wurden von der Ge- 
schichte belohnt. »Unmögliches« 
trat ein, »Wunder« geschahen, 
zum Teil im Wechsel der Jahr- 
zehnte! Nur global, weltge- 
schichtlich und ganzheitlich Den- 
kende können solche wechselvol- 
len Ereignisse rechtzeitig erken- 
nen und erfassen. Sie wissen, daß 
aller Kleinkariertheit zum Trotz 
Deutschland eine Zukunft hat 


und Hoffnungsträger der Euro- 
päer sein wird: Ohne Gewalt, de- 
mokratisch verfaßt, frei im Den- 
ken, sozial im Handeln, mit gei- 
stiger Kraft und friedvollem Wol- 
len, Partner und Brücke inmitten 
Europas in einer von allen Völ- 
kern mitgetragenen Friedensord- 
nung. Viele europäische Völker 
müssen noch nachvollziehen, 
was das deutsche Volk in diesem 
letzten Jahrhundert des auslau- 
fenden Jahrtausends durchlebt, 
erlitten und geleistet hat. 


Das ist auch an Einzelschicksalen 
abzulesen! Man nehme die Gene- 
ration der zwischen 1895 und 
1925 Geborenen, markiert durch 


Ernst Jünger und Siegfried Lenz. 
Was hat diese Generation alles er- 
lebt, erlitten und geleistet: Kai- 
serzeit, Weimarer Republik, 
»Drittes Reich«, Bundesrepublik 
Deutschland oder Deutsche De- 
mokratische Republik; zwei 
Weltkriege, zwei Niederlagen, 
Opfergänge; Verluste an Ange- 
hörigen, Freunden, Besitz, Ver- 
mögen, Heimat; und immer wie- 
der auf die Anklagebank gesetzt 
von sich selbst ernannten »Rich- 
tern«, die größtenteils selbst auf 
die Anklagebank gesetzt gehör- 
ten! Aber auch immer wieder 
Mut gefaßt, zugepackt, aufge- 
baut. 


Nach seiner Wahl macht Ade- 
nauer am 21. September’ 1949 
auf dem Petersberg seinen An- 
trittsbesuch bei den Hohen 
Kommissaren McCloy (USA), 
Francois-Poncet (Frankreich) 
und Sir Robertson (Großbritan- 
nien). 


Auch heute wieder sind sie noch 
eine stille und unentbehrliche 
Kraft, um denen mit der »Gnade 
der späten Geburt« sagen zu kön- 
nen, was »Sache ist« und welchen 
Weg man richtigerweise einschla- 
gen sollte. Jugend ist kein Ver- 
dienst und Alter keine Schuld. 
Das »Unmögliche« mitzubeden- 
ken, an »Wunder« zu glauben 
und hart dafür zu arbeiten, ist 
eine Erfahrung jener genannten 
Generation. Niemand in 
Deutschland und Europa wird 
darauf verzichten können. Mit 
solchen Einsichten haben wir 
gute Aussichten für ein freies und 
friedvolles Deutschland und Eu- 
ropa. oO 
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‚Richard von Weizsäcker 


Bundes- 


präsident 
verteidigt 


die 68er- 


Unruhen 


Alfred König 


In den ersten neun Monaten des Jahres 1991 war es erfreulich ruhig 
um Bundespräsident Richard von Weizsäcker geworden. Er äußerte 
sich nur zu wenigen Punkten, und diese Erklärungen konnten aus 
nationaler Sicht zwar nicht immer gutgeheißen werden, hielten sich 
alles in allem aber doch in akzeptablen Grenzen. Dies änderte sich 
aber ab dem Herbst. Von da an bemühte sich der Bundespräsident in 
jedes Fettnäpfchen zu treten, das links und rechts seines Weges 


stand. 


Dies fing damit an, daß er for- 


derte, Deutschland solle ein Ein- „ 


- wanderungsland werden, mit fe- 
. sten Quoten. Was sich auf den er- 
sten Blick noch harmlos anhört, 
muß der Normalbürger doch den- 
ken, daß hierunter auch die Asy- 
lanten zählen, entpuppte sich bei 
-genauerer Betrachtung jedoch 
. als große Falle. 


Polemik des 
Staatsoberhauptes 


: ‚Denn mit keinem Wort sprach 
sich der Bundespräsident gleich- 
zeitig dafür aus, auch den Asyl- 
Artikel 16 des Grundgesetzes zu 
ändern. Dies hätte in der Praxis 
aber nichts anderes bedeutet, als 
daß die Einwanderungsquoten 
zusätzlich zu den Asylanten kom- 
men, denn nach gängiger Rechts- 
sprechung reicht es aus, wenn je- 
mand an der Grenze einem Be- 
amten. das Wort »Asyl« zuruft - 
und schon muß dieser zuerst ein- 
mal in der Bundesrepublik gedul- 

“det werden. 


Zum anderen gewähren die EG- 
Verträge heute schon Freizügig- 
keit in allen EG-Staaten. Also 
könnten etwa für Italienier und 
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Spanier ohnehin keine Quoten 
aufgestellt werden. Diese wür- 


‘ den dann aber in erster Linie für 
die Nicht-EG-Staaten gelten, de-. 


ren Bürger heute in der Regel 


Asyl beantragen. Also wäre, , 


sollte von Weizsäckers Vorschlag 
verwirklicht werden, praktisch 
über Nacht ein gewisser Prozent- 
satz von Asylbewerbern legali- 
siert worden. Und dieses Jahr für 
Jahr. 


Danach sprach sich von Weizsäk- 
ker dafür aus, die Ausländerfrage 
nicht zu einem Wahlkampfthema 
zu machen. Dabei ist diese Frage 
die derzeit beherrschende in der 
Bundesrepublik. Bei keiner an- 
deren Frage - mit Ausnahme der 


immer höher werdenden Bela- _ 


stungen für die deutsche (Teil-) 
Einheit vielleicht - schlagen die 
Emotionen bei den Bürgern so 
hoch wie eben bei der Ausländer- 
thematik. Und es ist sicherlich 
derzeit auch die für das deutsche 
Volk existenzielle Frage. 


Von daher ist es doch eigentlich 
eine Selbstverständlichkeit, daß 
die Parteien die Bürger über ih- 
ren jeweiligen Standpunkt auf- 
klären und sie ihnen damit. die 
Möglichkeit geben, eine vernünf- 


\ 


tige Wahlentscheidung zu treffen. 
Man kann doch nicht einfach so 
tun, als bedeute diese Frage 
nichts. Auf der anderen Seite 
sind sicherlich Zweifel erlaubt, 
ob die Parteien ihre Versprechen 
auch halten. Code hat in der Ver- 
gangenheit mehrfach ausführlich 
dokumentiert, mit welchen Ver- 
sprechen die Union in der Ver- 
gangenheit nationale Wähler in 
der Ausländerfrage geködert hat, 
wobei diesen Worten danach 
nicht die geringsten Taten gefolgt 
sind. 


Es wird doch immer vom mündi- 
gen Bürger geredet; gerade die- 
ses will von Weizsäcker aber nun 
anscheinend nicht. Anders sind 
seine Worte jedenfalls nicht zu er- 
klären. Ist der mündige Bürger 
etwa nur dann gefragt, wenn er 
der Meinung der etablierten Poli- 
tiker ist? Teilt er sie nicht, soll 
eben jede Diskussion hierüber 
eingestellt werden. Und dieses 
im angeblich »freiheitlichsten 
Staat, den es jemals auf deut- 
schem Boden gab«. 


Der traurige 
Höhepunkt 


Den traurigen Höhepunkt lei- 
stete sich Richard von Weizsäk- 
ker aber am Freitag, dem 13. De- 
zember 1991, mit seiner Rede an- 
läßlich der an ihn erfolgten Ver- 
leihung des Heinrich-Heine-Prei- 
ses der nordrhein-westfälischen 
Landeshauptstadt Düsseldorf. 
Da diese Rede in den etablierten 
Medien nur sehr bruchstückhaft 
wiedergegeben wurde und der 
Bürger gar nicht erfuhr, was von 
Weizsäcker von sich gab, soll an 
dieser Stelle etwas ausführlicher 
hierauf eingegangen werden. 


»Wir verdanken dem Generatio- 
nenkonflikt rund um das Jahr 
1968 gewiß keine vorbildliche 
Verarbeitung der Vergangenheit 
(zuvor hatte von Weizsäcker kriti- 
siert, daß die Zeit des Nationalso- 
zialismus seiner Ansicht nicht ge- 
nügend aufgearbeitet wurde, 
sondern zumeist dem Verdrängt- 
werden anheimfiel; die Redak- 
tion). Dennoch entwickelte sich 
aus dem unerbittlichen Umgang 
miteinander eine bleibende Ver- 
änderung unserer politischen Of- 
fentlichkeit. Die demokratische 
Bürgergesellschaft entstand mit 
ihren Initiativen und Bewegun- 


. gen, ihren neuen Themen und 


Volksaussprachen - jenseits der 
herkömmlichen Denkweise und 


Sprache von Parteizentralen und 


Verwaltungen. Daß diese »civil - 


society«, diese Bürgergesell- 
schaft, in der postkommunisti- . 
schen Region Deutschlands 


fehlt, gehört zu unseren heutigen 
Schwierigkeiten.« 


Lob für die damaligen 
Straßenschlachten 


Man muß sich dieses einmal vor- 
stellen: Das Staatsoberhaupt der 
Bundesrepublik Deutschland 
verteidigt öffentlich den, wie er 
sich ausdrückt, »Generationen- 
konflikt rund um das Jahr 1968«. 
Dabei stellt dieses Jahr den Be- 
ginn des kulturellen und des poli- 
tischen Niedergangs der Bundes- 
republik dar! 


Wer erinnert sich nicht an die da- 


maligen Straßenschlachtenlinker _ 


Studenten gegenüber allem, was 
»bürgerlich« oder »spießig« er- 
schien? Sehen wir uns doch nur 
an, was 1968 oder als Folge dieses 
Jahres damals so alles begann? 
Die antiautoritäre Erziehung, 


. die freie Liebe (wer damals zwei- 


mal hintereinander mit dem glei- 
chen Partner ausging, galt in be- 
stimmten Kreisen schon als spie- 
Big), der Weg nach links in allen 
deutschen Universitäten, die 
Auflösung der Familienbindung, 
eine neue Kultur, die mit Größen 
wie Goethe, Schiller und Kaspar 
David Friedrich nichts mehr an- 


fangen konnte, die Unterdrük- . ' 


kung alles Bürgerlichen. 


Man sieht doch an den heute in 
den Medien Verantwortlichen, 
an den Richtern der unteren In- 
stanzen, an den Lehrern, an den 
»Künstlern« und  »Schriftstel- 
lern«, die alle aus dem studenti- 
schen Jahrgang 1968 oder wenig 
später kommen, zu was dieser 
»Generationenkonflikt« geführt 
hat. Urteile, wie das, daß Solda- 
ten mit Mördern gleichstellt, 
oder das Vor-Gericht-Zerren al- 
ter und schwerkranker Greise 
wegen Vorfällen, die um die 50 
Jahre zurückliegen, sind die di- 
rekte Folge der 68er-Unruhen. 


Das gleiche gilt für die Entwick- 
lung, daß die Schüler nicht mehr 
zum eigenen Denken, sondern 
nur noch zum schablonenhaften 
Agieren angeregt werden. Schul- 
bücher sind vollgestopft von ir- 
gendwelchen Tendenzmateria- 
lien, so daß den Schülern nach 
jahrelanger Indoktrination, die 
schon fast an Gehirnwäsche 


grenzt, schon fast nichts anderes 
übrigbleibt, als die dortigen Sa- 
chen unwidersprochen als wahr 
hinzunehmen. 


Das reine 
Schwarz-Weiß-Schema 


Mit dem gleichen 68er-Geist wird 
heute eine wahre Auseinander- 
setzung mit der Zeit des Dritten 
Reichs verhindert. Alles, was 
zwischen 1933 und 1945 pas- 
sierte, wird als falsch hingestellt — 
selbst wenn die heutige Bundes- 
republik viele Dinge, von damals 
übernommen hat und diese oft- 
mals als eigenen Verdienst ver- 
kauft, so zum Beispiel in der 
Rechtsprechung; und wer wagt 
schon heute zu sagen, daß der 
Tierschutz im Dritten Reich bes- 
ser ausgeprägt war, als derzeit? 
Die unzweifelhaft positiven Sa- 
chen - sonst hätte sie die Bundes- 
republik wohl nicht übernom- 
men -, werden aber gar nicht er- 
wähnt, so daß sich ein reines 
Schwarz-Weiß-Schema ergibt. 
Daß diese Thesen des Revisionis- 
mus nicht einmal im Unterricht 
angerissen werden, versteht sich 
von selbst. 


Weiter sagte von Weizsäcker: 
»Die beiden Systeme, die sich 
den Stab in die Hand gegeben 
hätten, um den Deutschen im 
Osten fast sechzig Jahre lang die 
Freiheit zu nehmen, stehen mit 
ihrem Ungeist und ihren Untaten 
auf ganz verschiedenen Stufen. 
Der SED-Staat hat keinen Krieg 
begonnen und keinen Holocaust 
zu verantworten. 1945 war das 
Deutsche Reich zusammenge- 
brochen, 1989 nur eine Staatsfüh- 
rung.« 


Danach spricht sich von Weizsäk- 
ker dafür aus, den Rechtsstaat 
anzuwenden. »Der Richter ur- 
teilt über die Frage, ob ein per- 
sönliches Verhalten nach dem 
Recht schuldhaft vorwerfbar ist, 
das zum Zeitpunkt und am Ort 
der Tat gültig war. Diese Selbst- 
bindung kann moralisch auch für 
den Falschen von Nutzen sein. 
Sie kann es außerordentlich er- 
schweren, eine sogenannte Re- 
gierungskriminalität zu ahnden. 
Dennoch ist sie notwendig, nicht 
zum Schutz der Täter, sondern 
zum Schutz von uns allen vor den 
Irrtümern von Zeugen und Ak- 
ten, von Richtern und öffentli- 
chen Meinungen. Der Rechts- 
staat ist Ausdruck der Erfahrung, 
daß wir Menschen keinen 


Bundespräsident von Weizsäcker spricht vom mündigen Bürger, 
soweit dieser den etablierten politischen Vorstellungen ohne Kri- 


tik und Diskussion folgt. 


schlechthin endgültigen Zugang 
zu absoluter Gerechtigkeit besit- 
zen.« 


Man höre und staune. Über die 
Nürnberger _Kriegsverbrecher- 
prozesse war von ihm bislang 
nichts derartiges zu hören. Dabei 
wurde doch genau gegen die von 
ihm selbst aufgestellten Prämis- 
sen, also daß Verurteilungen nur 
zu dem Recht erfolgen können, 
»das zum Zeitpunkt und am Ort 
der Tat gültig war«, verstoßen. 
Wenn man so will, geschieht dies 
auch heute noch. Denn die Verur- 
teilungen schwerkranker Greise 
erfolgen noch immer oft wegen 
Dingen, die im Dritten Reich 
ausdrücklich erlaubt waren. Was 
sagen Sie denn hierzu, Herr Bun- 
despräsident? 


Der SED-Staat habe keinen 
Krieg begonnen, führte von 
Weizsäcker weiter aus. Was ist 
denn schlimmer? Wenn ein Staat, 


wie die damalige DDR seiner- 
zeit, den Aufstand des eigenen 
Volkes mit Brachialgewalt nieder- 
schlägt und hierzu noch fremde 
Truppen, in diesem Fall die Rote 
Armee holt, oder wenn ein Staat, 
wie 1939 Deutschland, auf der 
Einhaltung des Völkerrechts be- 
steht (Korridor nach Danzig), 
schließlich von Polen und seinen 
Verbündeten (Frankreich, Eng- 
land) in einen Krieg gezwungen 
wird, den es eigentlich gar nicht 
wollte? 


Entschuldigungen 
für den SED-Staat 


Die Ansicht von Weizsäcker zum 
Holocaust ist ja hinreichend be- 
kannt. Dennoch muß es einen 
wundern, mit welcher Hartnäk- 
kigkeit er zumindest die Ausein- 
andersetzung mit dem Revisio- 
nismus scheut. Man kann zum 
Leuchter-Gutachten stehen wie 


man will, man kann es ablehnen 
oder befürworten, was man aber 
auf jeden Fall erwarten kann, ist, 
daß die deutsche Staatsspitze sich 
mit diesem Gutachten auseinan- 
dersetzt, es prüft und dann die 
Bevölkerung hierüber  infor- 
miert. 

Bisher ist von Bundespräsident, 
Bundesregierung und Bundestag 
nur zu hören, daß am Holocaust 
keinerlei Zweifel bestünden. 
Dann kann man doch wohl auch 
erwarten, daß man eine Antwort 
von eben diesen Personen zum 
Leuchter-Gutachten bekommt. 
Wenn man hieb- und stichfeste 
Gründe hat, anzunehmen, daß es 
falsch ist, gut, dann sollen diese 
Gründe doch aber auch mitge- 
teilt werden. Besteht aber auch 
nur die geringste Chance, daß die 
dortigen Ergebnisse den Tatsa- 
chen entsprechen könnten, dann 
muß der Sache mit eigenen Gut- 
achten nachgegangen werden. 
Nur zu pauschalieren hilft nicht 
weiter. 


Weizsäckers 
Geschichtslücken 


Auch ist entgegen den Aussagen 
des Bundespräsidenten nie das 
Deutsche Reich zusammenge- 
brochen. Im Mai 1945 hat aus- 
drücklich nur die deutsche Wehr- 
macht kapituliert. Das Deutsche 
Reich hat seinerzeit weiterbe- 
standen und besteht völkerrecht- 
lich auch heute noch in seinen 
Grenzen vom 31. August 1939 
fort. 

Man muß leider feststellen, daß 
Bundespräsident Richard von 
Weizsäcker erneut eine Rede ge- 
halten hat, die nicht im nationa- 
len Interesse des deutschen Vol- 
kes lag. Heinrich Heine war si- 
cherlich ein Querdenker. Aber er 
hat sein Volk geliebt. Dies be- 
hauptet Richard von Weizsäcker 
zwar auch von sich, nur seine Re- 
den sprechen eine andere Spra- 
che. Und zwar eine, die man im 
Ausland gerne hört, da Deutsch- 
land wieder im Büßerhemd da- 
steht. Aber gerade dies liegt nicht 
im Interesse Deutschlands. Von 
daher ist er so ziemlich der unge- 
eignetste Mann für den Heinrich- 
Heine-Preis. Do 


Deutschland 


Krieg - Flucht, 
Vertreibung, 
Verschleppung 


Emil Schlee 


Deutschlandpolitik ist wieder aktuell, bewegt die Gemüter, erregt 
die Politiker und läßt die jungen Deutschen aufhorchen. Das ist gut 
so und läßt hoffen. Weniger erfreulich ist, daß die allgemeinen 
Kenntnisse, das Wissen um Deutschland einfach zu gering sind. 
Diese Tatsache kann man bei vielen Gelegenheiten bundesweit fest- 
stellen. Wie soll aber ohne Kenntnis ein Bekenntnis zu Deutschland 


entstehen? 


Krieg ist eine Geißel der Mensch- 
heit, sie trifft in modernen Krie- 
gen die Völker in ihrer Gesamt- 
heit. Ob Frauen oder Kinder, ob 
Zivilisten oder Soldaten, sie alle 
waren in den Kriegen unseres 
Jahrhunderts: den furchtbaren 
Vernichtungswaffen oft wehrlos 
ausgesetzt, Der Zweite Weltkrieg 
forderte fast 55 Millionen Tote. 
Die beiden Weltkriege waren zu- 
dem europäische Bruderkriege, 
die wegen der großen Opfer auf 
allen Seiten eigentlich keine Sie- 
ger, sondern die Völker als Verlie- 
rer hatten. 


Aus der 
Geschichte lernen 


Der englische Historiker Arnold 
J. Toynbee (1989 bis 1975), der 
der letzte unter den bedeutenden 
Historikern war, die noch Univer- 
salgeschichte zu schreiben ver- 
suchten, hat sein großes Ge- 
schichtswerk des Titels »A Study 
of History« oder »Der Gang der 
Weltgeschichte« einmal nach den 
Stellen durchsucht, in denen Ur- 
sprung und Wirkung des Krieges 
deutlich wurden, und kam zu 
dem Schluß, »daß der Krieg im- 
mer die unmittelbare Ursache 
des Niederganges einer Kultur 
war« und uns »eine verglei- 
chende Übersicht über die Nie- 
dergangsstadien der Kulturen 
zeigt, daß der Krieg der Schlüssel 


hängig davon, daß es seit dem 
Ende des Zweiten Weltkrieges 
schon wieder insgesamt 140 
Kriege auf der Welt gegeben ha- 
ben soll, wie Professor Dr. Sieg- 
fried Quandt als Historiker und 
unter Beteiligung von Vertretern 
der Großmächte am 25. Januar 
1985 auf einem Forum der Gieße- 
ner Justus-Liebig-Universität er- 
klärte. 


Unter beiden Weltkriegen hat das 
deutsche Volk schwer gelitten, 
große Opfer bringen und zum 
Teil auch ungerechtfertigte De- 
mütigungen über sich ergehen 
lassen und hinnehmen müssen. 
Weder die Kriegsschulderklä- 
rung in Artikel 231 des Friedens- 
vertrages von Versailles vom 28. 
Juni 1919 noch der Kontrollrats- 
beschluß Nr. 46 vom 28. Februar 
1947, mit dem der Staat Preußen 
für aufgelöst erklärt wurde, ent- 
sprechen in ihren dahinterstehen- 


den Beschuldigungen und Unter- 
stellungen den historischen und 
wissenschaftlich erforschten Tat- 
beständen. 


Ausländische _ Wissenschaftler 
wie die Professoren Pitirim Soro- 
kin oder Quincy Wright sowie der 
britische Militär- und Marinehi- 
storiker Russell Grenfell, die die 
Beteiligung der europäischen 
Völker an Kriegen und die Zei- 
ten, in denen sich die Völker im 
Kriegszustand befanden, seit 
dem 12. Jahrhundert, seit 1480 
oder seit Waterloo, untersucht 
haben, kommen zu dem einhelli- 
gen Ergebnis, daß Preußen/ 
Deutschland mit Abstand am we- 
nigsten Kriege geführt hat oder 
in solche verwickelt war. 


Das sind feststellbare Tatsachen, 
die man der Wahrheit und der 
Selbstfindung unseres Volkes we- 
gen der leichtfertigen Kollektiv- 
oder Kriegsschüldthesen, mit de- 
nen man ein ganzes Volk und 
seine Geschichte kriminalisieren 
und verunglimpfen will, entge- 
genhalten muß. 


Wer sich berufen fühlt, Politik für 
Deutschland mitzutragen und 
mitzuverantworten, der muß 
diese psychische Belastung und 
Betroffenheit noch eines großen 
Teils unseres Volkes kennen und 
nachzuempfinden versuchen, 
weil er sonst kein Mittler zwi- 
schen den Generationen, kein 
ernstzunehmender Sprecher sei- 
ner Wählergruppen- und auch 
kein überzeugender Vertreter des 
deutschen Volkes sein kann. 


Hier gilt es noch ein Kapitel anzu- 
sprechen, das das Verhältnis zwi- 
schen den Generationen auch 
durch falsche Informationen und 
Verleumdungen immer noch be- 
lastet. Es geht um das Ansehen 
der deutschen Soldaten beider 
Weltkriege. Beide Kriege gingen 
für Deutschland verloren. Es 
wäre in beiden Fällen zu billig, 
den deutschen Soldaten dafür 
verantwortlich zu machen. Es 
wäre unfair, seine Leistungen 
nicht sehen oder gar mißdeuten 
zu wollen, nur weil der Krieg all- 
gemeine Verurteilung verdient. 
»Die persönliche Opferbereit- 
schaft bleibt unabhängig von der 
moralischen Wertung des Ge- 
samtgeschehens bestehen. Das 
ist auch der Grund, warum bei al- 


zum Verständnis aller Verfallser- Die ermordeten Frauen, Männer und Kinder von Nemmersdor in len Völkern die Erinnerung an 


scheinungen ist«. Ostpreußen liegen zur Bestattung aufgereiht auf der Erde.Dieer- Einzeltaten für die Augenzeugen 
Hier sollte man aus der Ge- sten Opfer des sowjetischen Angriffs auf Ostpreußen wurden ei- alle anderen Erlebnisse über- 
schichte lernen können, unab- nerinternationalen Arztekommission gezeigt. ragt.« 
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Über 3,25 Millionen Soldaten 
und drei Millionen der. Zivilbe- 
völkerung wurden - Opfer des 
Zweiten Weltkrieges. Über 14 
Millionen Soldaten gingen in die 
Gefangenschaft, 2,5 Millionen 
deutsche Soldaten kamen in der 
Gefangenschaft um (davon 2,1 
Millionen in der Sowjetunion) 
und kehrten nicht zurück. Über 
diese Schicksale kann ein heute 
Lebender als Mitglied dieses Vol- 
kes nicht zur Tagesordnung über- 
gehen. 


Bewertung der Armeen 
durch den israelischen 
Generalstab 


Zur Ehrenrettung des deutschen 
Soldaten beider Weltkriege, de- 
ren Vertreter ja noch in unserem 
Volke leben, sei nachfolgend ein- 
mal die »Bewertung der Armeen 
durch den israelischen General- 
stab« zur Kenntnis gebracht, um 
weit verbreiteten Vorurteilen und 
Geringschätzungen durch eine 
ausländische Beurteilung zu be- 
gegnen. 


Der israelische Generalstab, der 
durch Aktionen wie Entebbe in 
der ganzen Welt Aufsehen er- 
regte, hat der Ausbildung der is- 
raelischen Truppen sehr fun- 
dierte Studien über die Armeen 
zugrunde gelegt, die am Ersten 
und Zweiten Weltkrieg. teilge- 
nommen haben. Mehr als tau- 
send Militärspezialisten sind zu 
der Frage der Qualität der ver- 
schiedenen Armeen eingehend 
befragt worden. Hohe Offiziere 
aller Nationen wie der verstor- 
bene US-General Marshall, der 
französische General König und 
der britische Militärschriftsteller 
Liddell Hart wurden an dieser 
Rundfrage beteiligt. Diese militä- 
rischen Sachkenner haben sich zu 
den Fragen geäußert, welche Ar- 
mee sie für die beste hielten, wel- 
che Soldaten am disziplinierte- 
sten gekämpft und welche die 
größte Initiative besessen hätten. 
Nach diesen Geschichtspunkten 
erarbeiteten die Israelis eine 
Rangliste. Aus ihr ergibt sich, 
welche Einheiten und Formatio- 
nen aufgrund ihrer kriegerischen 
Leistungen und ihrer Kampfer- 
fahrungen an der Spitze lagen. 


Als tapferste Soldaten beider 
Weltkriege wurden von den Israe- 
lis die Deutschen ermittelt. Es 
folgten die Franzosen für den Er- 
sten und die Japaner -für den 
Zweiten Weltkrieg.. Die deut- 


Eine Mutter und sechs Kinder im offenen Wagen auf der Flucht 
aus Schlesien. Wer zurückblieb, erlitt oft Schreckliches. 


Eine Flüchtlingsfrau im zerstörten Berlin. Sie hat keine Schuhe an 
den Füßen, auf dem Rücken trägt sie ihre Habe. 


schen Streitkräfte wurden als die 

diszipliniertesten ‚beider Kriege 

bezeichnet. Als Elite-Einheiten- 
des Zweiten Weltkrieges wurden 

die US-Marines (Ledernacken), 

die britischen Kommandotrup- 

pen, die französische Fremdenle- 

gion, die deutsche Waffen-SS und 

die sowjetische Arbeitermiliz her- 

vorgehoben. 


Die Bewertung nach Punkten, 
die eine Höchstzahl von 100 
Punkten zuließen, hatte folgen- 
des Ergebnis: - 


Im Ersten Weltkrieg: 
Die deutsche Armee 

86 Punkte 
Die französische Armee 

65 Punkte 
Die englische Armee 5 

59 Punkte 
Die türkische Armee 

52 Punkte 
Die amerikanische Armee 

49 Punkte 
Die russische Armee 

45 Punkte 


Im Zweiten Weltkrieg: 
Die deutschen Streitkräfte 

93 Punkte 
Die japanische Armee 

86 Punkte 
Die sowjetische Armee 

83 Punkte 
Die finnische Armee 

79 Punkte 
Die polnische Armee 

71 Punkte 
Die britische Armee 

62 Punkte 
Die amerikanische Armee 

55 Punkte 
Die französische Armee 

39 Punkte 
Die italienische Armee 

24 Punkte 


Das Leid 
begann 1945 


Es geht bei diesen Übersichten 
und Ergebnissen nicht um Olym- 
piasiegerlisten, nicht um Helden- 
kult oder, Kriegsverehrung. ‘Wir 
wissen, daß wir beide Kriege ver- 
loren haben. Aber die deutschen 
Soldaten haben ein Recht darauf, 
daß man ihren Opfergäng und 
ihre Haltung würdigt. Ebenbür- 
tig könnte man den Opfergang' 
und die Haltung und Leistung 
der Zivilbevölkerung, der Müt- 
ter und der Trümmerfrauen, der 
Vertriebenen und Flüchtlinge 
und der westdeutschen Bevölke- 
rung, die- einmal abgesehen von 
der ebenfalls betroffenen mittel- 
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Deutschland 


Krieg - Flucht, 


Vertreibung, 


_ Verschleppung 


deutschen Bevölkerung — den 
großen Strom der ostdeutschen 
Landsleute auffing und in Schick- 
salsgemeinschaft Not und Brot 
miteinander teilte, danebenstel- 
len. Wer weiß das schon noch? 


Das Kriegsende war in der Ge- 
schichte der Deutschen keine 
»Stunde Null«, für viele begann 
dann erst Leid, Not und Tod. 
Über 13 Millionen Landsleute 
wurden im Gefolge der Kriegser- 
eignisse und Nachkriegsmaßnah- 
‚men aus ihrer Heimat vertrieben 
und flohen unter schrecklichen 
Umständen über Land und Meer 
gen Westen. 


Fast 2,5 Millionen Menschen ka- 
men bei der Flucht und oft grau- 
samen Austreibung ums Leben. 
Verschleppung nach Durch- 
marsch der Roten Armee gingen 
einher mit allen anderen Un- 
menschlichkeiten, die in jener 
Zeit zum Alltag der geplagten 
Menschen gehörten. Eine nicht 
für möglich gehaltene Leidensfä- 
higkeit der Menschen, die unfaß- 
bare Erlebnisse ertragen mußten 
und überwunden haben, war zu 
beobachten. 


Die Deutschen haben 
ein langes Gedächtnis 


Was nach 1945 an Unheil über 
viele Völker Europas herein- 
brach, überstieg oft die Schrek- 
ken des nicht weniger grausamen 
Krieges, denn Tod und Vernich- 
tung gingen weiter: »Recht und 
Gesetz hatten aufgehört, bin- 
dende Richtlinien für die käm- 
pfenden Gruppen zu sein. Sie ga- 
ben sich in der Verbitterung an 
Unbarmherzigkeit ‘wenig nach. 
Die Vernichtung schöner, alter 
deutscher Städte, die Vertrei- 
bung friedlicher Menschen, Hun- 
ger und Elend sind bezeichnend 
für die Zeugnisse aus dieser 
Zeit.« Und wenn man bedenkt, 
.daß seit dem Kriegsende in ande- 
ren Teilen dieser Welt Krieg, 
Flucht, Vertreibung, Völker- und 
Massenmord weitergehen, dann 
wird man die Verzweiflung unge- 
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Die Deutschen sollten ruiniert werden. Die Alliierten taten dies 
nach Kriegsende über die Kontrolle der Nahrungsmittel und 
durch Umsiedlung. 


Riesige Gefangenenkolonnen 
wurden von den amerikani- 
schen Kampftruppen aufge- | 
bracht und auf freiem Feld in- . 
haftiert. 


zählter Menschen verstehen kön- 
nen. 


Es sind heute noch über 20 Pro- 
zent der Bevölkerung in der Bun- 
desrepublik Deutschland, die ih- 
rem Status nach zu den Vertriebe- 
nen und Flüchtlingen zählen. Sie 
haben oft furchtbare Erlebnisse 
gehabt, die im Herzen Risse hin- 
terlassen haben und aus dem Ge- 
dächtnis und Erinnern einfach 
nicht zu verdrängen sind. Wie 
sehr diese Deutschen über Blut 
und Tränen hinweg den östlichen 
Nachbarn bereits wieder die hel- 
fende Hand hingestreckt haben, 
hat auch die große Paketaktion 
für die Polen und die Russen 
deutlich werden lassen. 


Man kann den Menschen nicht in 
ihre Herzen schauen, aber das 
sollte jeder wissen: Siehängen an 
ihrer Heimat, sie leiden unter der 
Teilung des Vaterlandes, es 
schmerzt sie die oft beobachtete 
Gleichgültigkeit vieler Bundes- 
bürger gegenüber dem gesamt- 
deutschen Schicksal, sie sind un- 
zufrieden mit der unzureichen- 
den Erziehung und Bildung der 
jungen Generation, die Deutsch- 
land kaum noch kennt und über 
das Schicksal der Flucht und Ver- 


Hunger war auch 1945 ein Teil der psychologischen Kriegsfüh- 
rung. Völkerrechtlich führen die Sieger den Krieg gegen die Deut- 


schen noch heute. 


Frühjahr 1945: Das hart um- 
kämpfte Tal der Ruhr glich ei- 
ner Mondlandschaft. 


treibung der eigenen Landsleute 
kaum noch weiß, es fordert sie 
zunehmend heraus, daß Politiker 


Heimkehrer aus russischen Zwangsarbeitslagern 1948 im nieder- 
sächsischen Friedland (rechtes Bild). An ihren Gesichtern kann 
man ihre trostlose Lage erkennen. 


glauben, sie können über die 
Köpfe und Herzen der Vertriebe- 
nen und Flüchtlinge hinweg über 


deren Heimat befinden. Das 
dürfte ein mehrheitskostender 
Irrtum sein. 


Frau Professor Dr. E. Noelle- 
Neumann hat in einer Jahresend- 
umfrage im Dezember 1975 be- 
reits festgestellt: »Von den mei- 
sten wird die Schwerblütigkeit 
der Deutschen in diesem Fall un- 
terschätzt. Die Bevölkerung hat 
ein ganz langes Gedächtnis. Die 
großen historischen Bezüge sind 
ihr bewußt. Und aus diesem Be- 
wußtsein heraus reagiert sie 
auch. ... Die Deutschen würden 
hellhörig werden, wenn sie den 
Eindruck bekämen, daß die Re- 
gierung in bezug auf den Osten ir- 
gend etwas rutschen läßt. Das 
würde sie alarmieren.« 


Dieser Zeitpunkt scheint lang- 
sam gekommen zu sein. Alle An- 
zeichen sprechen dafür. Krieg, 
Flucht, Vertreibung und Ver- 
schleppung sind Erfahrungs- und 
Erlebniswerte von einem Drittel 
der Bevölkerung in der Bundes- 
republik Deutschland. Zu den 
Grundlagen der Deutschlandpo- 
litik zählen auch diese Menschen 
mit ihren Erfahrungen und Er- 
lebnissen, die sie mit Deutsch- 
land enger verbundenhat. D 
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pflicht zur 
Erhaltung der 


Identitä 


1 


des deutschen 
Staatsvolkes 


Hans Schröcke 


Wer glaubte, mit der Einheit Mittel- und Westdeutschlands sei das 
Überleben und die Zukunft des deutschen Volkes gesichert und da- 
mit die große nationale Aufgabe erfüllt, hat sich schlimm getäuscht. 
Was nutzt denn ein »Deutschland einig Vaterland«, wenn man aus 
ihm ein multikulturelles Einwanderungsland mit einem multirassi- 
schen Bevölkerungsmischmasch machen will, in dem alles Deutsche 
'untergeht? Die Politik, die Massenmedien und die Straße werden 
von denen beherrscht, die unser Volk ummodeln wollen. Sie scheren 
sich einen Dreck um den Willen und die Vorstellungen von über 9 
Prozent aller Deutschen. Im Gegenteil: Sie greifen zu immer dümm- 
lich-dreisteren, hysterischen und primitiven Mitteln, um jedes ge- 
sunde Empfinden als unanständig zu brandmarken. 


Das Bundesverfassungsgericht 
führte in seinem Beschluß vom 
21. Oktober 1987, dem sogenann- 
ten Teso-Urteil, aus: »Es war die 
politische Grundsatzentschei- 
dung des Parlamentarischen Ra- 
tes, nicht einen neuen Staat zu er- 
richten, sondern das Grundge- 
setz (GG) als Reorganisation ei- 
nes Teilbereiches des deutschen 
Staates ...'zu begreifen. Das Fest- 
halten ... an der bisherigen Iden- 
tität des Staatsvolkes des deut- 
schen Staates ist normativer Aus- 
- druck ... dieser Grundentschei- 
dung ... Der Senat hat aus dem 
Wiedervereinigungsgebot ; 
auch ein Wahrungsgebot abgelei- 
tet, alles zu unterlassen, was die 
Vereinigung vereiteln würde ... 
Aus dem Wahrungsgebot folgt 
insbesondere die verfassungs- 
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rechtliche Pflicht, die Identität 
des deutschen Staatsvolkes zu er- 
halten.« 


Schon aus Artikel 79 GG ergibt 
sich, daß das in Artikel 1 GG be- 
zeichnete deutsche Volk, nicht 
die Bevölkerung, nicht die Be- 
oder Einwohner, sondern aus- 
drücklich das deutsche Volk - 
und sein Staatswesen nach Arti- 
kel 20 GG zu wahren sind und 
selbst durch Grundgesetzände- 
rung nicht abgeschafft, beseitigt 
oder geändert werden können. 


Über die Bedeutung des Begrif- 
fes Volk in den juristischen Wis- 
senschaften hat sich der Inns- 
brucker Völkerrechtler Professor 
Veiter wiederholt geäußert. Er 
definiert (Th. Veiter, Deutsch- 
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land, deutsche Nation und deut- 
sches Volk, in Politik und Zeitge- 
schichte, Beil zu. »Das Parla- 
ment« 23, 1973B 11,$. 3): 


»Volk ist eine Abstammungsge- 
meinschaft (Generationenge- 
bilde), bei welcher zum naturhaf- 
ten Element der Abstammung 
noch das Element der geistigen 
Zielrichtung kommt. Der Begriff 
deutsches Volk ist trotz seiner 
ausdrücklichen Nennung im GG 
kein Rechtsbegriff, sondern ein 
nicht an die Staatsgrenze gebun- 
dener ethnischer Begriff«. 


Ganz in diesem Sinne definiert 
das Bundesvertriebenengesetz 
vom 14. August 1957 in $ 6: 


»Deutscher Volkszugehöriger im 
Sinne dieses Gesetzes ist, wer 
sich in seiner Heimat zum deut- 
schen Volkstum bekannt hat, so- 
fern dieses Bekenntnis durch be- 
stimmte Merkmale wie Abstam- 
mung, Sprache, Erziehung; Kul- 
tur bestätigt wird«. 


Damit wären eigentlich die 
Handlungsanleitungen für die 
Gesetzgeber, Politiker, Parteien 
und Medien gegeben. Daß dem 
nicht so ist, weiß jeder, der in sei- 


nem Urteil nicht ideologisch ge- 
bunden ist. Und daß die Identität - 
des deutschen Volkes heute stär- 
ker bedroht ist als jemals zuvor, 
wird täglich offensichtlicher. 


Mit der Manipulation des GG 
vom 31. August 1990 werden 
wahrheitswidrig nur noch. die 
Einwohner der BRD als Deut- 
sche bezeichnet. 


Im Lichte der obigen Definitio- 
nen sind die Förderung der Aus- 
ländereinwanderung, die mas- 
senhafte Ausländereinwande- 
rung, die massenhafte Erteilung 
von unbeschränkten Aufenthalts- 
genehmigungen, die massen- 
hafte Einbürgerung von Nicht- 
deutschen, die Niederlassungs- 
freiheit und die Freizügigkeit in 
der EG verfassungswidrig. 


Demgegenüber hatte die DDR 
vorbildliche Regelungen, keine 
unbeschränkte Aufenthaltser- 
laubnis, keinen Familiennach- 
zug, keine massenhaften Einbür- 
gerungen und statt dessen das 
Rotationsprinzip. Nun wird auch 
Mitteldeutschland mit diesem 
westlichen Fortschritt der Aus- 
lände- und Asylbewerber- 
schwemme und weiterem westli- 
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Die schwankende, balanzierende Europa, wie sie bereits Honor& 
Daumier sie charakterisierte. 


chen Fortschritt wie Rauschgift, 
Pornographie und steilem An- 
stieg der Kriminalität überrollt. 


Naturwissenschaftliche 
und biologische 
Grundlagen 


Bei dem wissenschaftlichen In- 
halt der Definition des Begriffes 
Volk nach Veiter geht es vor al- 
lem um die nichtkörperlichen 
und geistigen Bereiche, die die 
Identität eines Volkes ausma- 
chen. 


Daß diese nichtkörperlichen Ei- 
genschaften genetisch vorgege- 
ben sind und weiter vererbt wer- 
den, wurde durch Forschungen 
an eineiigen Zwillingen bewie- 
sen. Der von linksliberalen Vor- 
stellungen hergekommene Natur- 
wissenschaftler Hoymar von Dit- 
furth weilte längere Zeit unter ei- 
ner solchen Forschergruppe in 
den USA und schrieb dann (H. 
von Ditfurth, »Geo«, Mai 1982), 
die Milieutheorie, eine der damit 
falschen Eingangsvoraussetzun- 
gen der herrschenden Ideolo- 
gien, sei nun wohl widerlegt, ja 
das menschliche Verhalten sei in 
viel höherem Sinne als bisher ver- 
mutet worden, genetisch vorpro- 
grammiert. 


Konrad Lorenz (»Vom Weltbild 
des Verhaltensforschers«) urteilt: 


»... daß eine unermeßliche 
Zahl von Struktureigenschaften 
menschlichen Verhaltens und In- 
nenlebens ihr So-und-Nicht-an- 
ders-Sein dem historisch einmali- 
gen Gang der Phylogenese ver- 
dankt und ohne Einsicht in deren 
Zusammenhänge schlechter- 
dings unverständlich bleiben 
muß. Für die sozialen Verhaltens- 
normen des Menschen gilt das in 
besonders hohem Maße, weil sie 
mehr als andere an ererbte Ak- 
tions- und Reaktionsweisen ge- 
bunden sind«. 


Dazu gehört zum Beispiel das Be- 
streben, Eigentum zu besitzen 
und der Territorialtrieb, das Be- 
streben menschlicher Gemein- 
schaften nach dem Besitz abge- 
grenzter Gebiete. Daraus folgt 
das Naturrecht jedes Volkes auf 
sein eigenes, ihm gemäßes Ge- 
meinwesen, auf seinen Staat. 


Wie aber von den herrschenden 
Ideologien Druck gegenüber sol- 
chen Erkenntnissen ausgeübt 
wird, erfährt man aus der Erklä- 
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Die »Alten« des Kommunismus schrieben: »Der Kommunismus 
schafft die ewigen Wahrheiten ab.« 


rung von 50 nichtdeutschen Wis- 
senschaftlern einschließlich von 
fünf Nobelpreisträgern in den 
USA (American Psychologist 
1972): 


Ideologischer Druck 
auf die Wissenschaft 


»Gegenwärtig müssen wir erle- 
ben, wie man ... versucht, Wis- 
senschaftler zu unterdrücken, zu 
zensieren, abzustrafen oder per- 
sönlich zu verunglimpfen, welche 
die Rolle der Vererbung im 
menschlichen Verhalten betonen 
(z. B. bezeichnet man sie als Fa- 
schisten). Ein Großteil der An- 
griffe kommt von Nichtwissen- 
schaftlern, die völlig auf eine mi- 
lieutheoretische Erklärung aller 
menschlichen Unterschiede ein- 
geschworen sind.« 

Die Evolution führt durch Tren- 


Den Alten = Ghr'! | 
Den Jungen zur Leh 


nung von Populationen zu unter- 
schiedlichen Arten. 

Nach Konrad Lorenz (»Die 
Rückseite des Spiegels«, 1975) 
sind Populationen die unverzicht- 
baren Vorstufen zur Artneubil- 
dung. 


Beim homo sapiens nennt man 
die Population mit ihren Eigenar- 
ten, die sich im Laufe der Ge- 
schichte entwickelt haben, Völ- 
ker. Alle diejenigen, die an der 
Völkerzerstörung zum Beispiel 
durch Völkervermischung arbei- 
ten, beseitigen damit den Fort- 
schritt der Evolution, als ob es 
beim homo sapiens nicht auch 
einiges zu verbessern gäbe! Das 
sind aber die gleichen Leute, die 
um jeden bedrohten Wurm eine 
Okonische bauen möchten. 


Zu den ideologisch propagierten 
Völkervermischungen ist zu sa- 


gen, daß in eine Mischpopulation 
sehr verschiedenartige, abwei- 
chende und gegensätzliche Ei- 
genschaften eingebracht werden, 
die genetisch erhalten bleiben. 


Die Variationsbreite vermehrt 
sich, die Labilität (»gespaltene 
Charaktere«) nimmt. zu. Es er- 
folgt keineswegs eine Rückbil- 
dung zu ausgeglicheneren Urfor- 
men. Es entsteht also im Sinne 
der Evolution nichts Besseres, 
sondern Schlechteres. Aber die 
Süssmuth, Geißler, Lafontaine 
und andere sprechen von »Be- 
reicherung«. 


Für die herrschenden Ideologien 
hat der Begriff Volk nur die Be- 
deutung von Menschen im Plu- 
ral, wie eben Kirchenvolk, Ge- 
werkschaftsvolk oder »Wohnbe- 
völkerung«. 


Weil aber in den Naturwissen- 
schaften eine in sich fehlerfreie 
Theorie falsch ist, wenn nur eine 
einzige Eingangsvoraussetzung 
falsch ist, kommen die heute herr- 
schenden Theorien und Ideolo- 
gien zu falschen Schlüssen. 


Mit der Zerstörung der 
Völker zerstört man die 
höhere Ordnung 


Völker sind mehr als eine An- 
sammlung von Individuen. 


Schon den altgriechischen Den- 
kern war solches bekannt mit der 
Erkenntnis: Das Ganze ist mehr 
als die Summe seiner Teile. 


Die modernen Naturwissenschaf- 
ten bieten nun mit Genetik, 
Ethologie und Humanbiologie 
Grundlagen für die Erarbeitung 
von wissenschaftlich richtigen 
Weltbildern und gestatten die Wi- 
derlegung falscher Ideologien. 


Für die Behandlung von Kollekti- 
ven, die aus einer großen Zahl 
von Einzelteilen bestehen, ist in 
den Naturwissenschaften die Sy- 
stemtheorie zuständig. 


Alles, aber auch alles in der Na- 
tur ist nicht basisdemokratisch, 
sondern hierarchisch aufgebaut 
aus Individuen, Unter- und Über- 
systemen. Einer der wichtigsten 
Sätze der Systemtheorie besagt, 
daß Übersysteme gegenüber Un- 
tersystemen gänzlich neue Eigen- 
schaften haben können. Das gilt 
auch für Völker, die lebende Sy- 
steme höherer Ordnung sind. 
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Mit der Zerstörung der Völker 
zerstört man diese Systeme höhe- 
rer Ordnung, - mit unabsehbaren 
negativen Folgen! 


Man kann nun den Begriff Volk 
allgemeinverständlich so definie- 
ren: Völker sind Abstammungs- 
und Vererbungsgemeinschaften 
mit eigener Sprache, eigener Kul- 
tur und eigenem Selbstverständ- 
nis (Identität). 


Die juristischen 
Grundlagen 


Dem deutschen Verfassungsrecht 
liegt dieser wissenschaftlich rich- 
tige Volksbegriff zugrunde mit 
dem ius sanguinis. In Frankreich 
dagegen herrscht das ius solis, d. 
h. dort steht jedem Einwanderer 
nach einer gewissen Zeit und den 
dort Geborenen sofort das Recht 
auf Staatsbürgerschaft zu, ge- 
nauso wie das bei uns Lafon- 
taine, Geißler und andere wol- 
len. Damit aber würden nicht nur 
alle juristischen Schleusen zur 
Völkervermischung und Völker- 
zerstörung geöffnet, sondern die- 
ser Rechtsbegriff liegt auch dem 
französischen Nationalismus zu- 
grunde, (der chauvinistisch mit 
dem »einen und unteilbaren 
Frankreich« der französischen 
Könige brutal weitergeführt hat, 
bis zu dem Genocid an den Lo- 
thringern und Elsässern heute. 


Damit haben aber auch in der 
westlichen »Wertegemeinschaft« 
die Begriffe national, Nationalis- 
mus eine völlig andere und fal- 
sche Bedeutung erhalten, die 
heute mit der Freizügigkeit und 
der Niederlassungsfreiheit der 
EG der geplanten Völkerzerstö- 
rung zugrundeliegt. 


Nation kommt von nasci, gebo- 
ren werden, und beinhaltet den 
Rechtsbegriff Volk als Abstam- 
mungsgemeinschaft und das ius 
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sanguinis für die Staatsbürger- 
schaft. 


Der ehemalige Berliner Staatsse- 
kretär Dr. Uhlitz schrieb als 
Staatsrechtler (Uhlitz, in H. Fi- 
scher, Aspekte der Souveränität, 
Arndt-Verlag, Kiel 1987): »Es 
kann nicht angehen, daß wegen 
Vorbereitung eines hochverräte- 
rischen Unternehmens bestraft 
wird, wer die Staatsform der 
BRD abändern will, während 
der, der das deutsche Staatsvolk 
in der BRD abschaffen und 
durch eine multikulturelle Ge- 
sellschaft ersetzen und auf deut- 
schem Boden einen Vielvölker- 
staat etablieren will, straffrei 
bleibt. Das eine ist korrigierbar, 
das andere nicht und daher viel 
verwerflicher und strafwürdiger. 
Diese Rechtslage wird auch der 
Generalbundesanwalt nicht auf 
Dauer ignorieren können«. 

Das GG sagt dazu in Art. 20: 


»Gegen jeden, der es unter- 
nimmt, diese Ordnung zu beseiti- 
gen, haben alle Deutschen das 
Recht zum Widerstand, wenn an- 
dere Abhilfe nicht möglich ist.« 

Es heißt hier nicht Mitbürger, es 
steht (noch) »alle Deutschen«. 


Zu den nichtkörperlichen Eigen- 
schaften, die innerhalb von Völ- 
kern ähnlicher sind als zwischen 
verschiedenen Völkern, gehören 
ihre Kultur, ihre Sprache, der 
Volkscharakter, die Wertordnung 
und mehr. 


Die Zerstörung 
unserer Identität 


Aus der Wertordnung aber folgt 
die Rechtsordnung und aus die- 
ser die Staatsordnung. 


Jedes Volk hat einen naturrechtli- 
chen Rechtsanspruch auf die ihm 
gemäße Staatsordnung. Deutsch- 
land wurde aber zweimal durch 
die Sieger (1918 und 1945) das 
Danaergeschenk der »westli- 
chen« Demokratie zuteil. Daß es 
nur diese eine Form der Demo- 
kratie gäbe, wurde dem deut- 
schen Volk durch die siegerhörige 
Presse zwar eingehämmert, ist 
aber objektiv falsch. 

Die Wahrung und Weiterentwick- 
lung der ihnen eigenen Weltord- 
nung, Rechtsordnung, Staatsord- 
nung und Sprache ist Teil des 
Selbstbestimmungsrechtes der 
Völker. 


HA 


Volksgruppen eine andere Spra- 
che aufzuzwingen, wie das bei- 
spielsweise seit 1945 an den Elsäs- 
sern, den Deutschen im polnisch 
annektierten Ostdeutschland 
und in der Sowjetunion mit staat- 
licher Gewalt und in Deutsch- 
land selbst mit anderen Mitteln 
geschieht, ist Völkerzerstörung 
oder juristisch Völkermord. 


Hier treffen sich heute also Hu- 
manbiologie und Völkerrecht. 


Unsere Wertordnung, die weit 
mehr als 2000 Jahre galt, wurde 
in den letzten 40 Jahren durch die 
Diktatur _ zwangsimportierter 
Ideologien in Mittel- wie in West- 
deutschland weitgehend zerstört. 
Stichworte hierzu sind Eheschei- 
dung, Wehrdienstverweigerung, 
Abtreibung gewissermaßen per 
Postkarte, kirchliche Segnung 
(evangelische Kirche) und Steu- 
ervorteille für homosexuelle 
Paare (Süssmuth), Denkmäler 


Die Denkmäler der USA: Bald 
werden deutsche Städte 
ebenso vernichtet und unser 


Leben kultur- und geschichts- - 


los sein. 


Ann 
BURGER 


Wohin 


für Deserteure, ein gekreuzigte 
Schweine malender Kunstprofes- 
sor als Akademiedirektor und 
Ähnliches. Unsere großen Klassi- 
ker, die diese Wertordnung ver- 
traten, sind deshalb aus den 
Schulen weitgehend verschwun- 
den. 


Die Amerikanisierung 
unseres Lebens 


Das Bauerntum, das in Mittel- 
deutschland durch Kollektivie- 
rung vernichtet wurde und in 
Westdeutschland durch die EG- 
Diktatur mit ihren Mansholtkol- 
chosen stark bedroht ist, war seit 
der jüngeren Steinzeit bei unse- 
ren Vorfahren mit Familienbe- 
trieben die Lebensgrundlage und 
besitzt heute trotz oder gerade 
wegen der sozialen Veränderun- 
gen unverzichtbare Bedeutung. 


Die Amerikanisierung des Ge- 
sichts unserer Städte und Dörfer 
nimmt erschreckende Ausmaße 
an, das Kulturgesicht Deutsch- 
lands wird zerstört. Der Frank- 
furter Dom, in dem viele Jahr- 
hunderte der rex theodiscus, der 


deutsche König, gekrönt wurde, . 


wird umstellt von Betonkistengi- 
ganten als Ausdruck des Sieges 
dieser zwangsimportierten west- 
lichen Ideologie über deutsche 
Geschichte, deutsche Kultur und 
deutsche Identität. 


Die offiziell ausgelobte »Kunst« 
ist weithin seelischer Umwelt- 
schaden. Demgegenüber gab es 
in der DDR erstaunliche Kultur- 
leistungen ohne jede Spur von 
Ideologie wie das Thomas-Mün- 
zer-Ehrenmal bei Bad Franken- 
hausen, den fünfteiligen Luther- 
film oder Bücher von Historikern 
über Bismarck und über Fried- 
rich den Großen. Diese Werke 
sind nicht zu vergleichen mit 
- Machwerken wie zum Beispiel 
dem Buch von Augstein, der am 
ersten Umerziehungskurs der 
britischen Besatzungsmacht teil- 
nahm, und das entsprechend aus- 
fiel. 


Es scheint, als ob der Handlungs- 
spielraum der DDR unter sowje- 
tischer Herrschaft bezüglich na- 
tionaler Identität im weitesten 
Sinne größer war, als der West- 
deutschlands. 


Vergleichbare Kulturleistungen 
waren und sind unter dem Diktat 
der Umerziehung und der libera- 
- listischen Ideologie in West- 


deutschland seit 
nicht mehr möglich. 


Kriegsende 


Das Zerstörungswerk 
geht weiter 


Nach dem 8. Mai 1945 wurden in 
Verwirklichung des Morgenthau- 
Plans durch die US-»Befreier« — 
neben anderen Verletzungen des 
Völkerrechts — fast eine Million 
deutsche Kriegsgefangene umge- 
bracht, teilweise noch brutaler 
als zur gleichen Zeit durch die so- 
wjetische GPU. (Siehe Bacque, 
der geplante Tod, 1988). Auch 
das gehört zur Zerstörung der 
deutschen Identität. 


Dieses Zerstörungswerk wird 
heute — nur etwas eleganter — 
durch die EG mit Freizügigkeit, 
Niederlassungsfreiheit und Ab- 
schaffung von kontrollierbaren 
Staatsgrenzen fortgesetzt, im Na- 
men von Freiheit, Humanität 
und Demokratie. 


Die sogenannte »Europäische 
Gemeinschaft« und die geplante 
»Europäische Union« sind das 
getreue Abbild der multirassi- 
schen, multiethnischen und mul- 
tikulturellen USA. 


/ PAZIFORUS 
A l 
G GE RNAN 


Wie dort und wie beim Mord von 
Sarajewo beherrschen Freimau- 
rer diese EG: 


Nach einer Meldung der »Frank- 
furter Allgemeine Zeitung« vom 
28. September 1991 sind fünf der 
derzeitigen Außenminister von 
EG-Staaten Freimaurer. Und 
Geißler, Süssmuth und Kohl 
schwärmen von den Vereinigten 
Staaten von Europa, die für 
Deutschland und das Deutsche 
Volk - ganz objektiv gesehen - 


das Ende bedeuten würden. 
Für dieses Zerstörungswerk 
einige Zitate: 


Karl Marx im kommunistischen 
Manifest von 1848: »Die Auflö- 
sung der Familie ... die Familie 
der Bourgebois fällt natürlich weg 
... Wir heben die trautesten Ver- 
hältnisse auf, wenn wir anstelle 
der häuslichen Erziehung die ge- 
sellschaftliche setzen ... Die Ar- 
beiter haben kein Vaterland ... 
Der Kommunismus schafft die 
ewigen Wahrheiten ab, er schafft 
die Religion ab, die Moral«. 


Josef Strasser, österreichischer 


sozialdemokratischer Parteitheo- 
retiker 1912 (J. Strasser, Arbeiter 


a 


und Nation, Reichenberg 1912): 
»Wir Sozialdemokraten wollen 
nicht nur die heutigen Nationcha- 
raktere nicht erhalten, wir arbei- 
ten geradezu an ihrer Zerstö- 
rung. Wir wollen aus dem Deut- 
schen etwas Undeutsches ma- 


chen«. 


Otto Bauer, österreichischer So- 
zialdemokrat, auf der Internatio- 
nalen Sozialistenkonferenz 1921 
(Protokolle d. Intern. Sozialisti- 
schen Konf., Wien 1921): »Fran- 
zösische Waffen haben das deut- 
sche und österreichische Volk 
von seinen Unterdrückern be- 
freit, so daß, so brutal diese impe- 
rialistischen Friedensverträge 
auch sind, trotzdem in ihnen ein 
mächtiges Stück geschichtlichen 
Fortschrittes steckt«. 


Die hochrangige SPD-Funktio- 
närin Renate Schmid sagte am 14. 
März 1986 auf die Frage »Ster- 
ben die Deutschen aus?«: »Die 
Frage, die Sie hier stellen, das ist 
für mich eine, die ich an aller- 
letzte Stelle setze, weil dieses ist 
mir, also so wie sie hier gestellt 
ist, verhältnismäßig wurscht.« 


Und der Generalsekretär der 
CDU, Geißler, erklärte (»Frank- 
furter Allgemeine Zeitung«, 2. 
November 1988): »Ich kann nicht 
einsehen, warum Ausländer, die 
in der BRD wohnen, arbeiten 
und sich integrieren — Portugie- 
sen, Griechen und Menschen an- 
derer Kulturen - eine Gefahr für 
uns bedeuten sollen ... Für ein 
Land der Mitte Europas ist die Vi- 
sion einer multikulturellen Ge- 
sellschaft eine große Chance. _ 
Deshalb müssen wir das Land of- 
fen halten für Ausländer und für 
Aussiedler«. 


Das soll genügen, die Liste ließe 
sich beliebig verlängern. 


Die herrschenden 
falschen Ideologen 


Wenn wir das alles analysieren, 
können wir aus diesem Strauß 
zerstörerischer Ideologien zwei 
Richtungen herauslesen: den 
marxistischen und den liberalisti- 
schen Materialismus. 


Der marxistische Materialismus 
ging gerade an seinen Fehlern zu- 
grunde. Aber die Widerlegung 
blieb aus, wozu vor allem die C- 
parteien gefordert gewesen wä- 
ren. Aber diese zogen beim 100. 
Todestag von Karl Marx 1983 
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ohne aufzumucken in den Ge- 
dächtnisprozessionen in Trier 
mit. 


Die andere Ideologie, der libera- 
listische Materialismus, wurde 
1945 von den US-Siegern zwangs- 
importiert und herrscht heute 
und nun auch über. Mittel- 
deutschland mit Lizenzparteien 
und Lizenzmedien. Die »gewen- 
dete« marxistische wie die libera- 
listische Nomenklatura sieht in 
unserem Staat nur noch einen 
Selbstbedienungsladen. 


Diese Ideologie verkündet einen 
hemmungs- und bindungslosen 
Individualismus und erfand die 
Wegwerfgesellschaft, die Weg- 
werfkultur, die Wegwerfethik, 
den Wegwerfmenschen; und eine 
elitäre und parasitäre Hochfi- 
nanz betreibt Profitmaximierung 
durch Spekulation und Kriege als 


‚gutgehendes Geschäft, wie ge- 


rade wieder im Golfkrieg vorge- 
führt. 


Alle gemeinschaftstragenden 
Werte und alle menschlichen Bin- 
dungen werden von diesem libe- 
ralistischen Materialismus 'ver- 
höhnt und zerstört. Das Wort 
Volksgemeinschaft, schon vor 
dem Ersten Weltkrieg im Wander- 
vogel und in der Burschenschaft 


. gedacht zur geistigen Überwin- 


dung des Klassenkampfes, wird 
vom Staatsanwalt verfolgt. 


Die gleichen geistigen 
Großväter 


Zwischen beiden Ideologien - 
der marxistischen und der libera- 
listischen - gibt es aber verdeckte 
innere Zusammenhänge. Beide 
gehen auf die gleichen geistigen 
Großväter zurück, auf die westli- 
che Aufklärung. Für beide sind 
Menschen nur noch Produzenten 
und Konsumenten. Der Zusam- 
menhang offenbarte sich zum 
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Beispiel dadurch, daß Lenin 
seine Revolution nur mit Dollar- 
Millionen der Wallstreet-Hochfi- 
nanz durchführen konnte. 


Doch der Golfkrieg zur endgülti- 
gen Durchsetzung der Weltherr- 
schaft (»Neue Weltordnung«) 
wird möglicherweise der letzte 
»Sieg« des Liberalismus und der 
USA gewesen sein. 


Ihr Niedergang im rassischen Ge- 
geneinander und sozialen Chaos 
ist offensichtlich, ihnen steht das 
Arbeitsethos des japanischen 
Volkes gegenüber, das mit der 
Devise »Gewinn durch harte Ar- 
beit« mehr und mehr zum Auf- 
käufer der USA wird. 


Ihnen steht der aufbrechende 
Freiheitswille der Völker gegen- 
über und die Gemeinschaftsord- 


nung der Zukunft, die auf dem 
Trümmerfeld der Menschen und 
Völker zerstörenden Ideologien 
zu errichten unsere Aufgabe ist. 
Ein Erlebnisträger schreibt (Tho- 
mas Ritter, USA, der lächelnde 
Kannibalismus, Bollinger, Nid- 
datal 1988): 


»Von Amerika können wir für un- 
seren eigenen Weg in die Zukunft 
fast nichts lernen, außer wie man 
es nicht machen sollte. Freiheit, 
so wie ich sie verstehe, kann nicht 
die Freiheit sein, die unter den 
Bajonetten amerikanischer Sol- 
daten und einer außer Rand und 
Band geratenen Wall-Street ge- 
deihen kann. Da aber immate- 
rielle Werte im Zuge eines durch 
harte Dollar und einen radikalen 
Materialismus beherrschten Sy- 
stems für nichtig erklärt wurden, 


da man trotz vieler gegenteiliger 


»Freiheit, Recht und Friede« waren die Losungen am Beginn der 
geplanten Endlösung für Deutschland. 


Anzeichen kaum noch feste Bin- 
dungen an einen Gott hat und 
sich an diese Zustände nach jahr- 
zehntelanger Berieselung durch 
ideologische Gleichgestaltung 
allmächtiger Massenmedien und 
irreführender Propaganda ge- 
wöhnt hat, haben die Menschen 
in den USA ihre eigene Identität 
verloren. Sie 'sind lebensuntüch- _ 
tig geworden ... Es ist bereits zu 
spät, die von Wall-Street bis Was- 
hington verkrusteten und einbe- 
tonierten Strukturen aufzubre- 
chen und zu ändern«. 


Die geplante Endlösung 
für Deutschland 


Es droht nun jetzt der entschei- 
dende und letzte Identitätsver- 
lust, nämlich die Auflösung und 
Zerstörung unseres Staates und 
unseres Volkes in der sogenann- 
ten Europäischen Union, die ge- 
plante Endlösung, der mit allen 
nur zur Verfügung stehenden le- 
galen Mitteln begegnet werden 
muß. 


Durch Niederlassungsfreiheit, 
Freizügigkeit, Abschaffung aller 
kontrollierbaren Grenzen und 
Aufgaben aller Souveränitäts- 
und Hoheitsrechte, durch die 
nachvollzogene _marxistische 
Egalisierung der Völker Europas 
soll mit der Errichtung der »Ver- 
einigten ‚Staaten von Europa« 
das deutsche Volk beseitigt wer- 
den. 


Während die multirassischen, 
multiethnischen und multikultu- 
rellen Völkergefängnisse des 
Ostens gerade zerbrechen, dem 
sich die EG in »Jugoslawien« 
durch Verweigerung des Selbst- 
bestimmungsrechtes für Slowe- 
nen und Kroaten entgegen- 
stemmt, will man uns in ein sol- 
ches hineinzwingen und unser 
Volk in ihm auflösen. 


Wir müssen — dazu berechtigt, ja 
verpflichtet die demokratische 
Staatsform uns — die Staatsor- 
gane auf ihre Pflichten hinwei- 
sen, ihre verfassungsgemäße 
Wahrungspflicht zur Erhaltung 
der Identität . des deutschen 
Staatsvolkes zu erfüllen! 


Gehen wir darum auf die Straße 
wie der vielleicht »ärmere« (?) 
aber deutscher gebliebene Teil 
von uns im Jahre 1989: 


»Wir sind das Volk, und wir wol- 
len ein Volk bleiben!« OD 


Geld 


Der ECU soll 


die Mark 
verdrängen 


Hans-Joachim Klausner 


Trotz gegenteiliger Bestrebungen der Bürger haben die Internatio- 
nalisten, ihren Plan, die bisherigen Nationalstaaten so weit wie mög- 
lich zu zentralisieren, nicht aufgegeben. Ganz im Gegenteil haben 
sie ihre diesbezüglichen Bemühungen sogar noch verstärkt. Massive 
Unterstützung erhalten sie hierbei durch die Bundesregierung, die 
in den vergangenen Wochen und Monaten urplötzlich zum Treiber 
der europäischen Einigung geworden ist. 


Einer der Hauptpunkte ist dabei 
die Absicht der EG-Mitglieder — 
mit Ausnahme Großbritanniens 
- ab 1999 eine einheitliche Wäh- 
rung. zu schaffen. Was in den 


* "USA möglich ist, müßte schließ- 


lich in Europa auch möglich sein, 
lautete eines der »Argumente« 
für diesen Beschluß. 


Allergrößte Zweifel 


sind angebracht 


Dies bedeutet nichts anderes, als 
daß zwölf Währungen hinter den 
zwölf verschiedenen Konjunktu- 
ren, zwölf verschiedene Wirt- 
schaftsordnungen und zwölf un- 
terschiedliche Regierungen stek- 
ken in bestimmten Verhältnissen 
untereinander zusammenge- 
mischt werden sollen. Und dieses 
soll dann nach Bekunden der 
EG-Finanzminister .die stabilste 
Währung der Welt werden. 


Dies würde gleichzeitig auch das 
Ende der D-Mark: bedeuten. 
Man bräuchte aber keine Angst 
haben, beruhigte Finanzminister 
und CSU-Chef Theo Waigel, die 
aufgebrachten Bürger, der ECU 
werde mindestens genauso stark, 
wenn nicht noch stärker als die 
Mark werden. 


Hieran sind aber: allergrößte 
Zweifel angebracht. Alleine von 
der Logik her, kann der ECU gar 
nicht so stark sein wie die Mark. 
In der Bundesrepublik wird sei- 
tens der Bundesbank eine 
strikte, manchmal sogar zu re- 
striktive Stabilitätspolitik betrie- 


ben. Trotz der derzeitigen sehr 
hohen Verschuldung stimmen 
aber wenigstens noch die Rah- 
mendaten, die den hohen Ver- 
schuldungsgrad dann aber wie- 
der relativieren und angesichts 
der mittel- bis langfristigen Chan- 


. cen aus der (Teil-)Wiedervereini- 


gung als angemessen erscheinen 
lassen. Selbst bei einer wirt- 
schaftlichen Talsohle, wie sie für 
1992 erwartet wird, wird aber 
noch immer ein Wachstum von 
mindestens zwei Prozent — eher 
sogar mehr — erwirtschaftet. In 
anderen EG-Ländern, besonders 
in südlichen, gilt ein Wachstum 
des realen Bruttosozialprodukts 
von zwei Prozent aber schon als 
Hochkonjunktur. 


Zwar haben sich die Finanzmini- 
ster schöne Modalitäten ausge- 
dacht, die jedes Land erfüllen 
soll, um in den einheitlichen 
Währungstopf aufgenommen zu 
werden. So muß die Inflations- 
rate nahe am Durchschnitt der 
drei besten EG-Länder liegen. 
Auch soll das Etat-Defizit drei 
Prozent des Sozialprodukts nicht 
überschreiten und die Gesamt- 
schuld des Staates höchstens 60 
Prozent des Sozialprodukts aus- 
machen. Die Währung muß sich 
zwei Jahre vor Eintritt ohne 
große Schwankungen gegenüber 
den anderen EG-Währungen be- 
hauptet haben. Die Zinssätze sol- 
len angeglichen sein. Auch soll 
eine EG-Notenbank geschaffen 
werden, die politisch unabhängig 
nur an der Stabilität des ECU 
ausgerichtet sein soll. 

Schön und gut. Wenn man dies al- 


lerdings in letzter Konsequenz 
fortführen wollte, müßte man 
gleichzeitig alle eigenstaatliche 
Finanzpolitik auch dem Europa- 
Parlament übertragen. Denn was 
passiert, wenn auf einmal nach 
Wahlen eine linke Regierung 
eine Mitte-Regierung ablöst und 
das Füllhorn sozialer Wohltaten 
über das Volk ausschüttet. Schon 
wird das ganze Finanzgefüge die- 
ses Volkes negativ beeinträchtigt, 
sofern der Ausweitung der sozia- 
len Leistungen keine Produktivi- 
tätssteigerung und kein stärkeres 
Wirtschaftswachstum gegenüber- 
steht. 


Dies soll dann aber keine Auswir- 
kungen auf die Stabilität des 
ECU haben? Ganz im Gegenteil. 
Die dadurch verursachte welt- 
weite Instabilität des ECU 
könnte nur durch die Höherge- 
wichtung stabiler Währungen, 
sprich Deutsche Mark, erfolgen 
oder durch verstärkte Subventio- 
nierung des ECU durch die deut- 
sche Regierung. Dadurch wäre 
dann zwar vordergründig das 
Ziel eines stabilen ECU erreicht, 
aber nur auf Kosten der wirt- 
schaftlich starken Länder, auf die 
zudem wesentlich größere La- 
sten zukommen als beim jetzigen 
System. Im deutschen Innenver- 
hältnis wäre der ECU aber we- 
sentlich instabiler als die Mark. 

Ja, könnte jetzt ein Gegenargu- 
ment lauten, aber auch Deutsch- 
land könnte hiervon profitieren, 
wenn die Bundesregierung eine 
falsche Politik betreiben würde. 
Dies stimmt eben nicht, da die 
Bundesbank von der Regierung 
völlig autonom ist. Selbst zu Zei- 
ten der sozialliberalen Regie- 
rungskoalition war die Mark 


noch immer stärker als die mei- 


sten anderen Währungen, weil 
die Bundesbank die Fehler der 
Regierung durch ihre eigenstän- 
dige Stabilitätspolitik zumindest 
auf diesem Sektor teilweise wie- 
der ausgleichen konnte. 


Die eigenen Interessen 
gehen vor 


In anderen Ländern sind die No- 
tenbanken aber eben nicht wei- 
sungsunabhängig. Auch kann mit 
Sicherheit davon ausgegangen 
werden, daß etwa französische 
oder italienische — und erst recht 
britische — Vertreter in der Euro- 
Notenbank die Ziele ihrer Län- 
der im Zweifelsfalle höher anset- 
zen werden als die Interessen an- 
derer Länder. Also würde alles 


auf eine weitere Inanspruch- 
nahme der sogenannten reichen 

Länder und hier in erster Linie 

Deutschland hinauslaufen. 

Der Dollar-Vergleich hinkt auch. 

In den USA wurde seit dem Zu-: 
sammenschluß der ersten Staa- 

ten immer schon weitgehend eine 

zentrale Finanzpolitik betrieben 

- ähnlich wie hier mit den Bun- 

desländern —. Und das Staatenge- 
bilde in seiner jetzigen Form und 

dem Dollar als einheitliche Wäh- 
rung war schon relativ früh gebil- 
det, so daß der etwas später erfol- 
gende Anschluß ‚einzelner Staa- 
ten kein Problem bildete, zumal 

in diesen ohnehin schon der Dol- 
lar als Währung bestand. In den 

USA bestand nie die Notwendig- 
keit, wie jetzt in Europa nach 

dem EG-Beschluß, über Jahr- 
hunderte homogen gewachsene 

Staaten mit eigener Währung in 

einem Einheits-Topf zusammen- 
zubringen. 


Und dies ist auch das große Pro- 
blem des einheitlichen Wirt- 
schaftseuropa. Jedes Land hat im 
Laufe der Jahrhunderte sein eige- 
nes, aufseine Belange speziell zu- 
geschnittenes Wirtschaftssystem 
entwickelt, in dem vielleicht auch 
aufgrund der jeweiligen Gege- 
benheiten auf verschiedene Inter- 
essensgruppen Rücksicht genom- 
men werden muß, selbst wenn 
diese vielleicht den Haushalt be- 
lasten. Siehe etwa Deutschland, 
wo auf die gänzliche Subventio- 
nierung von Kohle und der Land- 
wirtschaft nicht verzichtet wer- 
den kann — auch eine Folge der 
EG -,, sollte es nicht zu Massenar- 
mut der betroffenen Bevölke- 
rungsschichten kommen. 


So sagte dann bereits auch der 
holländische Zentralbanker 
Andr& Szasz, daß »Deutschland 
bei der Gründung der Wirt- 
schafts- und Währungsunion tat- 
sächlich Souveränität abgeben 
(wird), in dem Sinne, daß es auf 
seine dominierende Rolle in der 
europäischen Wirtschaftspolitik 
verzichtet«. Diese dominierende 
Rolle hat Deutschland aber nur 
aufgrund der harten Arbeitskraft 
seiner Bürger, einer vernünftigen 
Politik der Notenbank und einer 
insgesamt sicherlich mehr an den 
tatsächlichen Gegebenheiten 
ausgerichteten Wirtschaftspolitik 
als in anderen Ländern erhalten. 
Diese war aber nicht gottgege- 


ben. Jedes andere Land hätte 


dies genauso gut erreichen kön- 
nen, wenn esnur gewollt hätte. 
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Schweizer 

.. Koalition greift 
- TWFund 

_ Weltbank an 


»Die Politik des IWF und der 


Weltbank löst Hungersnöte und 
Verarmung aus, verstärkt die Un- 
gerechtigkeit im internationalen 
Handel, ist frauenfeindlich und 
antidemokratisch«, heißt es in ei- 
ner von Aktivisten, Ökologen, 
Feministen der Dritten Welt und 
Menschenrechtsorganisationen 
in der Schweiz gestarteten Kam- 
pagne. Sie bereiten eine Volksab- 
stimmung gegen den Beitritt des 
Landes zu diesen Institutionen 
vor. Das Referendum gegen den 
Internationalen Währungsfonds 
(IWF) wird offiziell von einer 
Dachorganisation namens »Ber- 
ner Erklärung« gefördert. 


Mit der Volksabstimmung soll er- 
reicht werden, daß zwei kürzlich 
vom Schweizer Parlament verab- 
schiedete Gesetze, mit denen der 


. „Beitritt Schweiz zum IWF und 


zur Weltbank gebilligt und gesetz- 
..lich verankert werden soll, rück- 
gängig gemacht werden. Das Par- 
lament der Schweiz trug den 
Anti-IWF-Drücken Rechnung, 
indem es den Gesetzesentwürfen 
einige Anregungen an den IWF 
einfügte, seine Politik der »Kon- 


ditionalitäten« gegenüber . der 
. Dritten Welt zu »mildern«, aber 


solche Aktionen werden von den 
Promotern des Referendums als 
unzureichend erachtet. 


Wie berichtet wird, sind Offi- 
zielle des IWF über die geplante 


Volksabstimmung, die schon im . 


kommenden Mai abgehalten wer- 
den könnte, verärgert. Nach der 
Schweizer Verfassung können die 
Pro-IWF-Gesetze nämlich vor- 
her nicht in Kraft treten. Christli- 
- che politische Kräfte haben sich 
von der Initiative zur Volksab- 
stimmung mit dem Argument di- 
stanziert, dies sei »Nachhut-In- 
itiative« und die Politik des IWF 
‚und der Weltbank müsse von in- 
nen her verändert werden. 


Mit einem weiteren Angriff auf 
das derzeitige Weltgeldsystem be- 
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schuldigte.der Präsident der Sey- 
chellen, Albert Rene, die indu- 
strialisierten Länder, der Dritten 
Welt ungeeignete politische und 
wirtschaftliche Konzepte . auf- 
zwingen zu wollen. »Länder der 
Dritten Welt müssen bei der 
Handhabung ausländischer Kon- 
zepte, darunter des politischen 
Pluralismus, sehr vorsichtig zu 
Werke gehen, weil sie letztend- 
lich in ernsthafte wirtschaftliche 
und politische Schwierigkeiten 
gestürzt werden könnten«, sagte 
er während eines Kurzbesuchs 
auf der Insel Sansibar im Indi- 
schen. Ozean, auf dem Rückweg 
von dem Gipfeltreffen des Briti- 
schen Commonwealth in Harare, 
Zimbabwe. 


Rene beschuldigte die entwickel- 
ten Länder der Heuchelei und 
nannte als Beispiel das, was er 
die ungerechte Handelsbilanz 
zwischen reichen und armen Län- 
dern nannte. oO 


Indien warnt 
vor Gefahren 
des »Freien 
Marktes« 


Ein führender junger indischer 
Politiker warnte sein Land davor, 
daß die anglo-amerikanische 
Elite versucht, der Welt Maßnah- 
men des »Freien Marktes« aufzu- 
erlegen, um ihre Macht zu be- 
wahren. In seiner Ansprache auf 
der Konferenz. über »Herausfor- 
derungen vor der Jugend und der 
Nation«, die von ehemaligen Ju- 
gendführern der regierenden 
Congress Party in New Delhi or- 
ganisiert wurde, sagte der Führer 
der Congress Party des Staates 
Sikkim, P. P.,Gurung, zu 450 Ju- 
gendführern - von denen 60 Par- 
lamentarier sind —, daß der Aus- 
gang des Golf-Krieges eine Kam- 
pagne ausgelöst habe, um Län- 
der der Dritten Welt unter die 
Knute des »Freien Marktes« zu 
zwingen. 


Indien, meinte er, kann nicht al- 
lein dem steigenden Druck der 
Anglo-Amerikaner weltweit 
standhalten, mit dem ihm eine 
Wirtschaft des »Freien Marktes« 
auferlegt werden soll. Andere 


- Länder in Asien sind gleicherma- 


ßen über den Druck der Anglo- 
Amerikaner, ihre Märkte zu öff- 
nen, beunruhigt. Sie erkennen, 
daß, wenn sie dies tun, die brü- 


chige Wirtschaftsstruktur . ihrer 


Länder vernichtet wird, und ihre - 
Länder es dann mit Hunderten . 


von Loslösungsbewegungen zu 
tun haben werden, die in der Na- 
tur denen ähneln, mit denen es 
Moskau jetzt schon zu tun hat. 
Falls die asiatischen Länder das 
Kriegsglück nicht gegen den An- 
sturm des freien Marktes wenden 
können, wird Indiens Selbststän- 
digkeit ernsthaft herausgefordert 
werden, äußerte Gurung. 


Indiens Außenpolitik sollte 
durch enge Beziehungen mit 
China, Japan, Indonesien und 


Bangladesch verankert werden, - 


empfahl Gurung. Diese Länder 
sollten eine Wirtschaftsachse bil- 
den. Er wies auch daraufhin, daß 
alle diese Länder es mit Manipu- 
lationen seitens der Anglo-Ame- 
rikaner unter dem Vorwand des 
Umweltschutzes zu tun haben. 


Der Konferenz wohnten die mei- 
sten indischen Minister bei. Pre- 
mierminister Narasimha sprach 
am gleichen Tage. Während der 
Rede des Staatsministers für 
Auswärtige Angelegenheiten, 
Eduardo Faleiro, sagte Gurung 
auch zu ihm, daß Indien gut 
daran täte, positiv auf die jüngste 


diplomatische Geste des chinesi- - 


schen Ministerpräsidenten Li 
Peng zu reagieren. Oo 


Die Über- 
schüsse 

der Weltbank 
steigen 


Die Weltbank hat im Jahr 1990 
von den Entwicklungsländern 
mehr an Zinsen und Kapitalrück- 
zahlungen eingenommen, als sie 
an neuen Darlehen und Hilfslei- 
stungen ausgegeben hat, enthüllt 
der kürzlich herausgekommene 
»Annual Report« (Jahresbe- 
richt) der Weltbank. Die Ent- 
wicklungsländer, speziell in La- 
teinamerika, zahlten im Jahr 
1990 1,56 Milliarden Dollar mehr 
zurück, als sie an Neugeldern.er- 


. hielten. 


Diese Enthüllungen könnten für 
den neuen Präsidenten der Welt- 
bank, Lewis Preston von J. P. 
Morgan, der im September 1991 


an die Stelle von Barber Conable. 


trat, »sofortige Probleme« her- 
vorrufen, berichtete der Londo- 
ner »Guardian«. 


. American, 
‚Read und Britanniens Barings, 
haben bekanntgegeben, daß sie - -- 
zusammengehen werden. Wenn . 


.. Lateinamerika und die Länder in 


der Karibik zahlten bis zum 1. 


‚Juli 1991 2,1 Milliarden Dollar, 
und.Europa - einschließlich Ost- 


europa -, den Nahen Osten und 
Nordamerika zahlten 982 Millio- 
nen Dollar, was die Geldströme 
aus diesen Regionen über die 
letzten vier Jahre hinweg auf 
sechs: Milliarden Dollar bringt. 
Die asiatischen Länder zahlten 
netto nur 470 Millionen Dollar - 
für eine Region mit Dreifünftel 
der. Weltbevölkerung - und das 
verarmte Schwarzafrika 895 Mil- 
lionen Dollar. 


Die Weltbank prophezeit einen 
Rückgang von fünf Prozent des 
Bruttosozialprodukts Osteuro- 
pas auf Grund des Zusammen- 


bruchs von Comecon, des Verlu- _ 


stes von Exporten in die ehema- 
lige UdSSR und der Goltfkrise. 
Es wird erwartet, daß Osteuropa 
im Jahr 1991 einen Ausfall von 30 
Milliarden Dollar verzeichnen 
wird. 


Obwohl sich das »Verleihen« der 
Weltbank von 1990 bis heute von 
15,2 Milliarden Dollar auf 16,4 
Milliarden Dollar erhöht hat, fiel 
die Nettoauszahlung von 9,3 Mil- 
liarden Dollar auf 6,3 Milliarden 


Dollar in 1991 zurück. 0 


Dillan-Read 


fusionieren mit 


Barings 


Zwei der Elite-Firmen des Han- 
delsbankenkonzerns _  Anglo- 
Amerikas Dillon 


die Firman auch verhältnismäßig 
klein sind - Barings ist die siebt- 
größte Handelsbank in Britan- 
nien, und Dillon Read steht in der 
Größenordnung in den USA an 
22. Stelle - gehören sie zur Elite 
vergleichbarer Firmen. 1762 ge- 
gründet, ist Barings die älteste 
britische Handelsbank und war 
lange Zeit einer der Aktionäre 
mit beherrschendem Einfluß in 
der Peninsular and Orient Ste- 
amship Company, die in der Ge- 
schichte des _fernöstlichen 
Opiumhandels eine hervorra- 
gende Rolle spielte. 


Dillon Read wurde 1832 gegrün- 
det und gehörte zu den wenigen 
Firmen an der ‚Wall Street, die 
von den siebziger. Jahren des ver- 
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. 'gangenen Jahrhunderts bis Ende 


der sechziger Jahre dieses Jahr- 
hunderts auf amerikanische In- 
dustriefinanzen den Würgegriff 
ausübte. 


Von entscheidendem Interesse 
ist die Tatsache, daß beide Fir- 
men die schlimmsten finanziellen 
Exzesse der achtziger Jahre gut 
überstanden und jetzt von dem 
sich beschleunigenden Hinaus- 
drängen der schwächeren Speku- 


‘ lanten mächtig profitieren wer- 


den. Wie der Vorstandsvorsit- 
zende von Dillon Read, John P. 
Birkelund, zum »Wall Street 
Journal« sagte: »Wenn gesagt 


- "wird, wir seien klein, habe ich ein 


Problem damit, weil ich glaube, 
daß der Grad des Einflusses, den 
man ausübt, wichtiger ist. Ich 
weiß von vielen Firmen mit sehr 
viel Kapital, die sehr wenig Ein- 
fluß haben. Sie schleudern ledig- 


lich ihr Kapital umher.« Das ehe- 


malige Vorstandsmitglied von Dil- 
lon Read, Nicholas Brady, ist 
jetzt amerikanischer Finanzmini- 


ser. 


Britische | 
Banker fürchten 
Nichterfüllung 


"bei Hypotheken 


Verluste durch Nichterfüllung 


.. bei Hypothekenschulden stellen 


»die schwerste Krise für die briti- 
sche Finanzindustrie seit der 
Staatsschuldenkrise« dar, versi- 
chert Thomas Bennett von der 
Bank Paribas London mit Nach- 
druck. Nach amtlichen Daten be- 
läuft sich die Rate der Zurück- 
nahmen von Häusern und Eigen- 
tumswohnungen durch Banken 
und Hypothekenfirmen in Groß- 
britannien in der ersten Hälfte 
1991 auf jährlich 72000. 1990 war 
der Stand 44000, und eine füh- 
rende Maklerfirma sagt für 1992 
115000 Zurücknahmen, rund das 
Zwanzigfache der Zahlen, die 
während der schweren Rezession 


- der Jahre 1981 bis 1989 verzeich- 


net wurden, voraus. 


In der schlimmsten Wirtschafts- 
krise seit der Depression der drei- 
Biger Jahre sind in Großbritan- 
nien die Preise für Häuser seit ih- 
rem Höchststand im Jahre 1988 
um mehr als 20 Prozent gefallen, 
während die steigende Arbeitslo- 
sigkeit und die schwache Wirt- 
schaft das herbeiführen, was die 


. werden zusammen mit 


Bank von England »Erwägungen_ 
für die es kaum historische Präze- 
denzfälle« gibt, nennt. 

Es hatte seit den dreißiger Jahren 
bis zu dieser jüngsten Eruption in 
Großbritannien praktisch keine 
ernsthaften Nichterfüllungspro- 
bleme gegeben. Die Nichterfül- 
lungen fügen den Hypotheken- 
versicherern, die Hypotheken- 
aufnehmer gegen Verluste im 


'Falle von Nichterfüllungen, die 


man allerdings kaum für möglich 
hielt, versichert haben, gewaltige 
Verluste zu. Britische Versiche- 


. rungsgesellschaften rechnen im 


Laufe des Jahres 1992 mit Kon- 
zernverlusten von mehr als vier 
Milliarden Dollar, so wie sich die 
Krise verschlimmert. m 


Indien 
unterzeichnet 


Montreal-Ab- 
kommen nicht 


Der indische Minister für Um- 


‘ weltschutz Kamal Nath sagte, 


seine Regierung werde das Proto- 
koll von Montreal nicht akzeptie- 
ren, da es zu Maßnahmen ver- 
pflichtet, um das Ozon»loch« zu 
beseitigen, aber Indiens Souver- 
änität als Staat gefährdet, 
schreibt der Londoner »Indepen- 
dent«. 


Nath meinte, Indien sei unglück- 
lich über die Bedingungen für die 
Hilfe bei der Suche nach »Alter- 
nativen« zu Fluorchlorkohlen- 
wasserstoffen (FCKW). Die Be- 
dingungen könnten Indiens Sou- 
veränität beeinträchtigen, kriti- 
sierte Nath. 


Kühlung ist ohne FCKW so gut 
wie unmöglich. Ersatzstoffe sind 
sehr viel teurer und minderwer- 
tig. Die stillschweigenden Aus- 
wirkungen für die Nahrungsmit- 
telversorgung der Dritten. Welt 
sind sehr ernsthafter Natur. An- 
dere bestehende Technologien 
den 
FCKW praktisch ebenfalls besei- 


tigt. 


Das sogenannte Ozon»loch« war 


1956, als es entdeckt wurde, grö- 
Ber als es jetzt ist, Menschliche in- 


dustrielle »Emissionen« wurden - 


dafür verantwortlich gemacht, 
obwohl ein Vulkanausbruch - 
und es gibt einen tätigen Vulkan 
ganz in der Nähe des »Loches« in 


der Antarktis - mehr ozonver- 
nichtende Gase ausstößt als die 


“ ganze Industrie der Menschheits- 


geschichte. Die Bedingungen, 


auf die Nath sich bezieht, sind- 


Einschnürungen der industriel- 
len Entwicklung. Indien hegt of- 
fensichtliche den Verdacht auf ei- 
nen »imperialistischen« Schwin- 
del der Umweltschützer. OD 


London erläßt 
afrikanische 
Schulden 


Die Regierung von John Major 


beschloß einseitig, Zweidrittel 
der Schulden von Regierung zu 
Regierung der Länder der Sub- 
Sahara zu erlassen, ein Schritt, 
mit dem die Bush-Regierung 
überhaupt nicht einverstanden 
war. Gut informierte Beobachter 
in der City of London sagen, der 
Schritt sei Teil einer breitangeleg- 
ten Umschichtung in der Strate- 
gie Großbritanniens, die seit dem 
Rücktritt von Premierministerin 
Margaret Thatcher im letzten 
Frühjahr im Gange sei. 


»Das Establishment des Foreign 
Office hat sich wegen der er- 
schreckenden internen Pro- 
bleme, in denen Amerika ver- 
sumpft, dazu entschlossen, weni- 
ger auf ein bilaterales Verhältnis 
mit den Vereinigten Staaten zu 
bauen; stattdessen kalkuliert 
man damit, daß es Großbritan- 
nien gut anstehe, die ruhenden 
Bindungen zu den alten Com- 
menwealth-Ländern wieder zu 
festigen, einhergehend mit der 
Vollmitgliedschaft Großbritan- 
niens im europäischen Währungs- 
system und mit der Rolle, die es 
innerhalb Europas spielen kann. 


John Major ist nur eine Fassade 


für die eigentlichen Politikma- 
cher des dahinterstehenden stän- 
digen Civil Service (Beamten- 
tum),« heißt es in der Zeitung 
»Economist«. 

In dieser Hinsicht unternimmt 
Großbritannien Schritte, um Ka- 
nada in der Kooperation engeran 
sich zu ziehen. Darüber ist man 
in Washington nicht allzu glück- 


lich, da man dort befürchtet, daß. 


kanadische Banken gegenwärtig 
viel stärker als amerikanische 
Banken sind und in der Zukunft 
versuchen könnten, stärker in 
den US-Markt einzusteigen. ‘DI 


Britanniens 
Arbeitslosigkeit 
steigt 


Fünf britische Städte - Briming- 
ham, Cardiff, Oxford, Newcastle 
und North Shields bei Newcastle 
- wurden in der Vergangenheit 
von Unruhen heimgesucht. Die 
Aufständischen setzten Ge- 
schäfte in Brand, bauten Barrika- - 
den auf und schnitten Strom- und 
Telefonleitungen durch. 


Mehrere Jugendliche probten 
vier bis fünf Stunden lang in der 
einstigen Industriestadt New- 
castle den Aufstand. Feuerwehr- 
leute wurden mit Benzinbomben 
angegriffen, und einer von ihnen 
wurde schwer verletzt, als. ein 
brennendes Gebäude über ihm 
zusammenstürzte. 


Die Arbeitslosigkeit wird in den 
städtischen Wohn»höfen«, wo 
die Aufstände ausbrachen, auf 85 
Prozent geschätzt. Ein älterer 
Einwohner nannte das Unruhe- 
gebiet Newcastle »die Dritte Welt 
am Tyne«, wo Familien Pennies 


zusammenkratzen- müssen, um _ 


Bohnen zu kaufen. 


Die Arbeitslosigkeit in Großbri- 
tannien ist seit März 1990 um 51 
Prozent angestiegen, auf einen 
Stand von 2,4 Millionen oder 8,5 
Prozent der Arbeitskräfte. DO 


Japan 
eröffnet 


Mikroschwer- 
kraft-Zentrum 


Japan hat mit einzigartigen 
»Raumfahrt-Experimenten« auf 
der Erde begonnen. Japan eröff- 
nete kürzlich ein Microgravity 
Center, das sich in einem 2.300 
Meter tiefen Bergwerkschacht 
auf der Insel Hokkaido befindet. 
Wenn ein Gegenstand in den 
Schacht hinunter geworfen wird, 
dauert es etwa zehn Sekunden bis 
er den Boden erreicht. . 


Wenn dem Gegenstand auf sei- 
nem Weg nach unten kein Luftwi- 


‘derstand oder ein anderes Hin- 


dernis entgegengesetzt wird,. 
macht er ein paar Sekunden der 
Gewichtslosigkeit durch, wenn er 
sich im »freien Fall« befindet. D 
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Geld 


- Zeit für 
den Mone- 
tarısmus? 


C. Gordon Tether 


Als die Inflation selbst in den höchst entwickelten Ländern wütete 
wie nie zuvor, kam der Monetarismus zu Beginn der achtziger Jahre 
schließlich in Mode. Es war Zeit, dem stimmte das Beamtentum zu, 
die seit. langem von dem amerikanischen Wirtschaftswissenschaftler 
Milton Friedman und anderen monetaristischen Gurus vertretenen 
Theorien auszuprobieren, daß die einzige wahre Quelle der exzessi- 
ven Geldschaffung - und von daher gesehen der Inflation hervorru- 
fenden Geld-Waren-Lücken - darin zu sehen war, daß die Konten des 
Staates ständig im Defizit bleiben durften. 


Kurz gesagt, der ausgeglichene 
Staatshaushalt war als Allheilmit- 
tel für die meisten, wenn auch 
nicht alle, Wirtschaftskrankhei- 
ten anzusehen. 


Anfangs gab es einige Erfolgsbe- 
richte. Im Vereinigten König- 
reich zum Beispiel war die That- 
cher-Regierung so stark von den 
Früchten der neuartigen Pro- 
blemlösung beeindruckt, daß sie 
. beschloß noch einen Schritt wei- 
ter zu gehen als den Staatshaus- 
halt zum Ausgleich zu bringen. 
- Nachdem dies erreicht war, be- 
gann sie damit, die Budgetpla- 
nung auf Jahr-für-Jahr-Über- 
schüsse umzustellen, mit der Be- 
gründung, daß die Bereitstellung 
von Geldern zur Verringerung 
der Staatsschuld die Fundamente 
der neuen Politik verstärken 
würde. 


Angesichts dessen, daß der Mo- 
netarismus anscheinend eine 
große Rolle dabei spielte, die In- 
. flationsrate von einem peinlichen 
- zweistelligen Niveau auf bloße 
drei Prozent zu senken, war die 
Begeisterung der Regierung 
kaum überraschend. 


: Kur schlimmer als 


die Krankheit 


In den Vereinigten Staaten zei- 


©. ‚tigte die auf Monetarismus ausge- 


richtete Wirtschaftsführung, die 
.: 1981 von der Reagan-Regierung 
„eingeleitet wurde, wenn sie sich 
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auch weniger auf den Staatshaus- 
halt konzentrierte als die briti- 
sche Version, einige sehr beein- 
druckende Erfolge - vor allem an 
der Inflationsfront. Aber man 
wurde der eigenen Entscheidung 
quasi wieder abtrünnig, als der 
Sehaden, den die »Kur« dem 


Wirtschaftswachstum zufügte, 
stark in den Arbeitslosenzahlen 
zum Ausdruck kam. 


Der darauffolgende Aufwärts- 
schwung im Haushaltsdefizit rief 
jedoch im Laufe der achtziger 
Jahre immer stärkere Besorg- 
nisse hervor. Dies führte schließ- 
lich zur Verhandlung zwischen 
dem Weißen Haus und dem ame- 
rikanischen Kongreß über eine 
Fünfjahres-Vereinbarung zur Ver- 
ringerung des Haushaltsdefizits, 
was eine Zeitlang die Schrump- 
fung der Lücke auf ein eindrucks- 
volles Tempo brachte - die Ziffer 
für 1989 von 160 Milliarden Dol- 
lar war die niedrigste seit vielen 
Jahren. 


Die ausgeklügelten Pläne von 
Mäusen und Menschen gingen 
leider in die Hose. Und die jüng- 
sten Kapitel dieses Vordringens 
in eine. »ehrliche Haushaltsfüh- 
rung« bewahrheiten diese uralte 
Wahrheit - über jeden Zweifel er- 
haben. ' 


Im Falle Amerikas ist das Bun- 
deshaushaltsdefizit in den letzten 
zwei Jahren wieder einmal stark 
in die Höhe geschnellt. Nach ei- 
genem Eingeständnis der Bush- 


“ halts 


Regierung wird das Defizit in 
dem Steuerjahr, das im Oktober 
begann, wahrscheinlich um die 
350 Milliarden Dollar liegen - in 
der Tat ein sehr weiter Weg weg 
von dem von den Architekten der 
Fünfjahres-Vereinbarung zur Ver- 
ringerung des Haushaltsdefizits 
geplanten Ziel. j 


Besondere Umstände 
für die Rezession 


Die Erklärung für diese Fehlkal- 
kulation liegt teilweise in den 
vom Krieg am Persischen Golf 
hervorgerufenen Umwälzungen 
- etwas was kaum vorauszusehen 
war. Was aber noch bemerkens- 
werter ist, es ist auch klar, daß die 
Auswirkung der Rezession, die 
der Vorstoß zum Ausgleich der 
Bundeseinnahmen und -ausga- 
ben mitgeholfen hat herbeizufüh- 
ren, wesentlich zu dieser Ver- 
schlechterung der Wirtschafts- 
lage beigetragen hat. 


Die Erfahrung der Briten war 
kaum weniger bedrückend. 
Selbst .die strengste Beachtung ei- 
ner höchst disziplinierten Haus- 
haltsführung brachte das Wachs- 
tum der Geldbeschaffung nicht 
schnell genug zum Stillstand, um 
das Emporschnellen der Infla- 
tionsrate Ende der achtziger 
Jahre auf zweistellige Niveaus zu 
verhindern. Die Erklärung hier- 
für ist darin zu sehen, daß die Re- 
gierung darauf beharrte, es dem 
Bankwesen zu überlassen, nach 
Belieben Kredite zu schaffen. 


Schwerer Schaden für 


.die breite Bevölkerung 


Die Folge davon war die Einfüh- 
rung einer. Einschränkungspoli- 
tik, die wiederum eine höchst 
peinliche Rezession hervorgeru- 
fen hat. Der Alptraum war um so 
peinlicher, als er die Arbeitslosig- 
keit auf unannehmbare Höhen 
trug und dadurch die Major-Re- 
gierung zwang, an der Front des 
Wirtschaftsmanagement den 
Rückwärtsgang einzuschalten, 


was sogar soweit ging, die mit so- : 


viel Stolz von der Vorgängerin 
des Premierministers in den acht- 
ziger Jahren entwickelte Politik 
des ausgeglichenen Staatshaus- 
aufzugeben. Defizitäre 
Haushaltsplanung ist in Britan- 
nien wieder einmal an der Tages- 
ordnung. 

Aus dieser traurigen Geschichte 
geht eines klar hervor, nämlich 


die Tatsache, daß, wenn auch die 


Entscheidung, aus einer ehrli- 
chen Haushaltsführung einen Fe- 
tisch zu machen, auf guten Ab- 
sichten beruht, das was daraufhin 


geschah, den Wahrheitsbeweis . 


dafür erbrachte, daß die Straße 
zur Hölle mit guten Absichten ge- 
pflastert ist. Es ist nicht nur so, 


daß dies ein heilloses Durchein- ° : 


ander — um nicht zu sagen Kata- 
strophen - in der Politik hervor- 


gerufen hat, die den Zweck der - 


ganzen Übung zunichte mach- 
ten. Es ist auch so, daß diese 
Heimsuchungen im weiteren Ver- 
lauf der Dinge dem Wohlergehen 
der breiten Bevölkerung schwe- 
ren Schaden zugefügt hat. 


Wenn die Bürger in Zukunft ver- 
meiden wollen, einer solchen Be- 
handlung ausgesetzt zu werden, 
ist es von wesentlicher Bedeu- 
tung, daß aus den anschaulichen 
Lektionen, die die Erfahrungen 
des letzten Jahrzehnts erteilt ha- 


ben, tiefgründige Lehren gezo- . : 


gen werden sollten. Eine davon 
ist die, daß, wenn auch viel dafür 


spricht, einen Zeitplan zur ausge- : 3 
glichenen Haushaltsführung auf- 3 


zustellen, ein Fünfjahrespro- 


gramm, wie das, welches jetzt in- .; 
Amerika gescheitert ist, zu unfle- - 


xibel ist. Man kann sich nicht dar- 
auf verlassen, daß es mit den Ver- 
änderungen der Umstände fertig 
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wird, mit denen in der heutigen. -& 


Welt jedes Land konfrontiert wer- ' 


den kann. 


Notwendig ist ein 
Umdenken 


Außerdem ist es nicht sinnvoll, 

sehr viel Aufmerksamkeit darauf 

zu verschwenden, die Vereinbar- 
ungen zum Staatshaushalt auf ei- 

nem geraden und engen Pfad zu 

halten und dabei andere wichtige 

Gesichtspunkte des Finanzle- 
bens des Staates sich selbst zu 

überlassen. 

In der Vergangenheit spielte der 

Staatshaushalt gewöhnlich bei 

der Bestimmung des Zustands 

der Wirtschaftsumwelt eines Lan- 

des eine entscheidende Rolle. 

Aber dies ist nicht mehr der Fall. 

Die. Entregulierung von Banken 

und anderen Finanzinstituten auf 

dem Privatsektor und die Inter- 

nationalisierung der Geldmärkte 

haben dafür gesorgt. 

Jetzt besteht die Notwendigkeit 

eines gewaltigen Umdenkens hin- 
sichtlich der Ordnung des Finanz- 
lebens. Dies kann nicht früh ge-: 
nug beginnen. m 
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Gold 


Optimismus 


Donald S. McAlvany 


ist angesagt 


Nach elf Jahren glanzloser Leistungen ist Gold heute das am wenig- 
sten geschätzte, unbeliebteste und unter dem Wert gehandelte Inve- 
stitionsvehikel der Welt. Man braucht nur das Wort Gold zu erwäh- 
nen, und der durchschnittliche Geldanleger oder Anlageberater 
bricht in fürchterliches Gelächter aus, . wechselt das Thema oder 


schläft gelangweilt ein. Kurz gesagt, die meisten Leute möchten ganz 
. einfach nicht über Gold sprechen. 


Im Juli 1991 veröffentlichte »Bar- 
ron’s Magazine« einen gegenteili- 
gen Artikel mit der Überschrift: 
»Ready To Reclaim Its Luster: 
Gold Could Be The »Sleeper« In- 
vestment of the Nineties« (»Ist 
dabei, seinen Glanz wiederzuge- 
winnen: Gold könnte die »Schlä- 
fer«-Geldanlage der neunziger 
Jahre sein«). 


»Barron’s« stellte fest, daß sich 
praktisch jedermann Gold gegen- 
über auf Baisse spekulierend 
oder gleichgültig verhält: Die 
Schweizer Banken läßt das Gold 
kalt; Morgan Stanleys »wealth al- 
location model« (Wohlstandsver- 
teilungs-Modell) teilt begüterten 
Kunden mit, das Gold sei ebenso 
wenig verlockend wie Junk 
Bonds, LBO funds (Leveraged 
Buyout Fonds) und antike Mö- 
bel; Kemper, ein großer Anlage- 


‘fonds-Manager, schloß seinen 


Goldfonds wegen Mangel an In- 
teresse weil man glaubte, Edel- 
metalle seien »völlig unattraktiv« 
geworden; »New York Times« 
stellte Ende Juni 1991 ihre Notie- 
rung der Goldpreise oberhalb ih- 
res »business digest« ein und er- 
setzte diese durch eine Ol-Notie- 
rung, »weil Öl für die Wirtschaft 
von größerer Bedeutung ist«; 
große Börsenmaklerfirmen in 
Amerika und England haben ihre 
(Edel)metallspezialisten entlas- 
sen; und’prominente Goldkäufer 
haben das Handtuch geworfen, 
als einer von ihnen Abonnenten 
von Nachrichtenbriefen kürzlich 
mitteilte, er rücke von Gold ab 
und lege sein Geld künftig in al- 
ten Zeitungen an. 


Die beinahe vollkommene Inter- 
essenlosigkeit, die durch äußerst 
niedrige Umsätze an den Waren- 


börsen unter Beweis gestellt 
wird, deutet auf ein großes Tief 
hin. Technische, grundsätzliche 
und globale Wirtschaftsfaktoren 
weisen auch auf ein großes Tief 
bei Gold hin - fast so wie wir es 
vor einigen Monaten bei Silber 
erlebten. Die neunziger Jahre 
dürften auf dem Goldmarkt viel 
mehr den siebziger Jahren als 
den glanzlosen achtziger Jahren 
ähneln. 


In den siebziger Jahren erlebten 
wir ein extremes Angebot/Nach- 
frage-Defizit, das dazu beitrug, 
Gold von 35 Dollar im Jahre 1971 
auf 875 Dollar im Januar 1980 
nach oben zu katapultieren. 
Dann sahen die achtziger Jahre 


‚ein Jahrzehnt des Überangebots 


an Gold gegenüber der Nach- 
frage - beinahe so wie wir es bei 
Silber erlebten - und daher der 
nachlassenden oder stagnieren- 
den Preise. Jetzt, Anfang der 
neunziger Jahre entwickelt sich 
wie in den siebziger Jahren ein 
Angebot-Nachfrage-Defizit mit 
einer dramatischen Verschiebung 
zwischen Angebot und Nach- 
frage, die vom Markt noch nicht 
erkannt worden ist, die aber 
nichtsdestoweniger die Gold- 
preise viel höher schieben dürfte. 


Weltweite Finanzkrisen 


treiben den Goldpreis - 


Gold hat sich seit Ende 1988 eine 
Grundlage zwischen 346 Dollar 
und 425 Dollar, mit drei Tiefs in 
den Jahren 89, 90 und 91 im Be- 
reich von 350 Dollar geschaffen. 


. Auf der Basis längerer Termine 


wurde Gold seit 1982 zwischen 
300 und 500 Dollar — mit einem 
dreimaligen Tief bei 300 Dollar 


über das letzte Jahrzehnt hinweg 
— gehandelt. Je länger die Peri- 
ode der Grundlagenbildung 
währt, desto größer wird schließ- 
lich die Bewegung sein. Faktoren 
von Angebot und Nachfrage und 
eine weltweite Finanzkrise dürf- 
ten Gold in den kommenden Jah- 
ren viel höher treiben. 


Der Markt der großen Gold- 
Hausse Ende der siebziger Jahre 
- als der Preis bis auf 875 Dollar 
hochschnellte und der Durch- 
schnittspreis der achtziger Jahre 
sich auf 417 Dollar belief, im Ver- 
gleich zu durchschnittlich 132 
Dollar in den siebziger Jahren - 
führte in den achtziger Jahren zu 
einer überstürzten Goldsuche 
und -produktion, die ein gewalti- 
ges Überangebot an dem gelben 
Metall herbeiführte. Die Produk- 
tion in den Goldbergwerken des 
Westens schwankte von 1300 Ton- 
nen im Jahre 1970 über 950 Ton- 
nen pro Jahr im Jahre 1980 bis auf 
1734 Tonnen im Jahre 1990 - ein 
Anstieg der westlichen Goldpro- 
duktion von insgesamt 83 Pro- 
zent in den achtziger Jahren. Der 
kommunistische Block — aus- 
schließlich der Sowjetunion - er- 
kannte in den achtziger. Jahren 
auch das Gewinnpotential aus 
den höheren Goldpreisen und 
vervierfachte seinen Goldaus- 
stoß von 90 Tonnen im Jahre 1980 
auf 380 Tonnen im Jahre 1990. 


In den achtziger Jahren stieg die 
US-Goldproduktion von 30 Ton- 
nen auf fast 300 Tonnen an. Kana- 


- das Goldausstoß verdreifachte 


sich in den achtziger Jahren, wäh- 
rend Australiens Goldausstoß 
von 17 Tonnen auf 241 Tonnen an- 
stieg. 


»Barron’s« wies darauf hin, daß 
der unglaubliche Anstieg der 
westlichen Goldproduktion auf 
mehrere Faktoren zurückzufüh- 
ren sei: Der erste sei die Einfüh- 
rung neuer und billigerer Nied- 
riggrad-Abbautechnologien, wie 
zum Beispiel Haufwerks-Lauge- 
verfahren, die es wirtschaftlicher 
machen, eine Vielzahl neuer Erz- 
massen abzubauen. Der zweite 
sei die Entwicklung und Verfeine- 
rung neuartiger Finanztechni- 
ken, wie Golddarlehen und Ter- 
minverkäufe, die eine schnelle 
Entwicklung neuer Einlagen er- 
möglicht hätten. Der dritte sei 
der scharfe Anlauf des Goldprei- 
ses zu Beginn des Jahrzehnts ge- 
wesen, der, wenn er auch nicht 
lange dauerte, in den achtziger 
Jahren weit höhere Gewinnmit- 


nahmen hervorrief als im voran- ' 
gegangenen Jahrzehnt. 


Gold mußte den 
Golfkrieg finanzieren 


Das Goldangebot besteht nicht 
nur aus Neuproduktion. Das Ge- 
samtangebot, das in einem Jahr 
auf den Markt kommt, setzt sich 
aus Bergwerksprodukten, 
Schrott, Zentralbankverkäufen 
oder anderen Verkäufen auf Re- 
gierungsebene, Herausziehen 
von investierten Geldern und Ter- 
minverkäufen durch Produzen- 
ten zusammen. 


Im vergangenen Jahrzehnt waren 
Zentralbanken Nettowarenum- 
setzer von Gold. In den Jahren 
1983, 1984 und 1989 steuerten sie 


vier bis acht-Prozent des Markt- 


angebots bei. Der größte Verkäu- 
fer in den achtziger Jahren war 
Kanada, das 225 Tonnen ver- 


“ kaufte und dadurch den Goldan- 


teil an seinen internationalen Re- 
serven von 80 auf 25 Prozent ver- 
ringerte. 


Zentralbanken des Nahen 
Ostens — speziell Kuwait und 
Saudi-Arabien - verkauften in 
der zweiten Hälfte des Jahres 
1990 und im ersten Quartal 1991 
große Mengen an Gold, um den 
Golfkrieg zu finanzieren. Dieser 
Verkauf war eine zeitweilige, ein- 
malige Liquidierung, die sich’ 
kaum wiederholen wird. Nahöst- 
liche Zentralbanken haben nach- 
drücklich darauf hingewiesen, 
daß sie nicht noch mehr Gold ver- 
kaufen werden, um den Nach- . 
kriegs-Wiederaufbau zu finanzie- 
ren, und daß sie auch kein Geld 
gegen ihre Goldreserven leihen, 
sondern stattdessen eine her- 
kömmliche Bankfinanzierung be- 
reitstellen werden. Europäische 
Zentralbanker haben ebenfalls 
ihre starke Abneigung gegen den 
Verkauf von Gold - insbesondere 
angesichts der im Entstehen be- 
griffenen Europäischen Union - 
zum Ausdruck gebracht. 


Verkäufe von Goldschrott waren 
in den meisten der achtziger 
Jahre sehr gering, abgesehen von 
den 100 Tonnen Schrott, die in er- 
ster Linie — kriegsbedingt - aus 
dem Nahen Osten kamen. Viele 
Geldanleger liquidierten in den 
achtziger Jahren ihre Anlagebe- 
teiligungen, diese Verkäufe sind 
jedoch während des vergangenen. 
Jahres oder so praktisch völlig 
ausgetrocknet, Terminverkäufe 
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"Gold | 
Optimismus ist 
angesagt 

von Gold durch Produzenten stie- 


gen 1990 bis auf 240 Tonnen, wo- 
bei noch ein Baisse-Engagement 


von rund 500 Tonnen aussteht. - 


Die Furcht vor einem steigenden 
Goldpreis trocknet diese Termin- 
verkäufe derzeit aus. 


Goldangebot schrumpft 
jetzt zusammen 


Gold Fields of London berichtete 
zu seiner jüngsten Gesamtstudie, 
die weltweite Goldproduktion 
sei 1990 gerade um drei Prozent 
- angestiegen, der geringste An- 
- stieg 'seit 1981. Gold Fields 
glaubt, daß die weltweite Gold- 
produktion den Höhepunkt er- 
reicht hat, und daß nun mehrere 
Jahre des langsamen, aber steti- 
gen Rückgangs folgen werden. 


Südafrikas Goldbergbauindu- 
strie - die größte der Welt - befin- 
det sich in einer Krise, so daß 21 
von 48 Bergwerken 1990 Geld 
. verloren haben und erwartungs- 
gemäß über die Hälfte von ihnen 
1991 Verluste machen werden. 
Die Produktionskosten in Süd- 
afrika belaufen sich im Schnitt 

. auf 353 Dollar pro Unze. Meh- 
rere große Bergwerke haben ih- 
ren Betrieb eingestellt - darunter 
Stilfontein — und weitere Schlie- 
Bungen werden erwartet. 50000 

“ südafrikanische Bergleute haben 
bereits ihren Arbeitsplatz verlo- 
ren, und es wird erwartet, daß ih- 
nen weitere 40000 folgen wer- 
den. 


In Australien wird die Aufhebung 

‚einer entscheidenden Steuerer- 
leichterung für Bergleute - die 
die Produktion in den letzten Jah- 
ren in die Höhe schnellen ließ - 
jetzt die Produktion bis zu 40 Pro- 
zent senken. Bis spätestens 1993 
werden schätzungsweise 75 Pro- 
zent der Goldproduktion verlo- 
ren gehen, da der Abbau von 
»hochgradigem« Berggold und 
schlecht geplante Projekte ins 
Stocken geraten sind. 


In Amerika flaut der Goldrausch 
ab. Das leicht zu findende ist ge- 
funden worden, und das billig zu 
gewinnende Gold ist gewonnen 
worden. In den letzten drei Jah- 
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ren sind 44 amerikanische .Gold- 
bergwerke wegen Ausbeutung 
des Berggoldes oder wegen gerin- 
ger Rentabilität stillgelegt wor- 
den, und Randproduzenten 
schließen jetzt überall in der Welt 
ihre Pforten. In den USA und 
Australien ist die Goldsuche be- 
reits scharf zurückgegangen: 


Da die Produktionskosten des 
'Goldbergbaus im letzten Jahr- 
zehnt überall in der Welt scharf 
angestiegen sind, schließen ein 
Großteil der Goldproduzenten 
der Welt - bei Goldpreisen zwi- 
schen 350 und 370 Dollar — ohne 
Gewinn und Verlust oder darun- 
ter ab -, das heißt 17 Prozent der 


westlichen _ Produzenten ver- 
zeichneten im letzten Jahr Verlu- 
ste. Die gleiche Situation 


herrscht bei Silber vor und hat 


dort ebenfalls weltweit zu Berg- 


werksschließungen weltweit ge- 
führt. 


Die Konjunktur 
des Goldbergbaus 


Außerdem sind in den USA stei- 
gende Kosten auf Grund:der Ein- 
haltung der Umweltschutzge- 
setze und eine geplante Ertrags- 
steuer dabei, viele Bergwerke 
noch weniger rentabel zu ma- 
chen. Wie der Londoner Goldex- 
perte Timothy Green kürzlich 
kommentierte »ist der »gold mi- 
ning boom« (die Konjunktur des 
Goldbergbaus) zu Ende gegan- 
gen und das Produktionswachs- 
tum zum Erliegen gekommen 
und dürfte in den neunziger Jah- 
ren.rückläufig sein«. 


Trotzdem das weltweite Goldan- 
gebot den Höhepunkt überschrit- 
ten hat und wieder rückläufig ist, 
steigt die weltweite Nachfrage 
nach Gold lebhaft an. Die ge- 
samte Fabrikationsnachfrage 
nach Gold stieg von 1989 bis 1990 
um 45 Prozent, von 52,9 Millio- 
nen Troygewichtsunzen im Jahre 
1989 auf 76,5 Millionen Unzen im 
Jahre 1990 an. 


Nachfrage 
nach Schmuck 


Die Nachfrage nach Gold- 
schmuck ist dramatisch von 514 
Tonnen im Jahre 1980 auf 1985 
Tonnen gestiegen und hat den 
westlichen .Minenausstoß der 
letzten beiden Jahre überschrit- 
ten. Der verbesserte Wohlstand 
in Ländern des Fernen Ostens 


wie Taiwan, Hongkong, Malay- 
sia, Thailand und Japan, die eine 
traditionelle Neigung zu Gold ha- 
ben, trägt zur Nachfrage nach 
Goldschmuck bei. Auch die ver- 


stärkte Liberalisierung der Wirt- : 


schaft in Ländern wie die Türkei, 
Indien und im ehemaligen Ost- 
block hat dazu geführt, daß mehr 
Gold für Schmuck gekauft wird. 
Gold Fields sagt voraus, daß die 
weltweite Nachfrage nach 
Schmuck bis Ende dieses Jahr- 


zehnts auf 2500 bis 3000 Tonnen 


steigen wird. 


Der Ferne Osten entwickelt sich 
schnell zum größten Verbraucher 
der Welt an Goldschmuck und 
tritt damit an die Stelle des Na- 
hen Ostens als Spitzenverbrau- 
cher von im Westen hergestell- 
tem Gold. 1985 verbrauchten 
fernöstliche Märkte, darunter Ja- 
pan, Indien und die »Tiger«-Län- 
der des »Pacific Rim« etwa 600 
Tonnen. Dies verdoppelte sich 
bis 1989 fast auf 1160 Tonnen, das 
heißt 75 Prozent der Goldpro- 
duktion des Westens. 


Japan führt die Region im Gold- 
verbrauch an. Die Japaner kau- 
fen das Gold heute, weil es billig 
ist, um die Kaufkraft zu erhalten, 
und um eine Erbschaftssteuer in 
Höhe von 50 Prozent - Goldsta- 
tuen und -ikone sind von dieser 
Steuer befreit - zu umgehen. 


Von dem in Japan produzierten 
Gold gehen 37 Prozent in die Her- 
stellung von Schmuck, 37 Pro- 
zent in Anlagen und 26 Prozent in 
den Industrieverbrauch. Im gan- 
zen Fernen Osten besteht eine 
starke Nachfrage nach 24karäti- 
gem Schmuck, sowie nach klei- 


nen Goldbarren, die örtlich in. 


Thailand, Südkorea, Vietnam 
und Indonesien hergestellt wer- 
den. Der Ferne Osten ist zum ent- 
scheidendsten Eckpfeiler des 
Weltgoldmarktes geworden - so 
wie es der Nahe Osten in den 
siebziger Jahren war. 


Steigende Nachfrage 
in den USA 


Fast unbemerkt von der Wall 
Street, ist in Amerika die Nach- 
frage nach physischem Gold ge- 
stiegen. Über die letzten Monate 
hinweg erfolgte ein gewaltiger 
Ausfluß von Gold aus den Co- 
mex-Lagerhäusern. Investoren 
und Hersteller haben bis zu fast 
einem Drittel des Goldes, das 
sich noch vor weniger als zwei 


Jahren in den Lagerhäusern be- 
fand, verschlungen. 


Angenommen der Industriever- 
brauch, hauptsächlich in ‘der 
Elektronik und in der Zahntech- 
nik, behält seine jährliche Wachs- 


tumsrate von zwei bis drei Pro- ° 


zent bei und die Investitionsnach- 
frage bleibt auf dem Stand des 


letzten Jahrzehnts - das heißt bei 


270 Tonnen pro Jahr -, dann wird 
sich in den kommenden paar Jah- 
ren auf Grund des rückläufigen 
Angebots und der steigenden 


Nachfrage ein dramatisches An- - 


gebotsdefizit kundtun. Da sich 
das weltweite Finanzwesen wei- 
ter verschlechtert, wird die Inves- 
titionsnachfrage ebenfalls stei- 
gen, wodurch die Goldpreise wei- 
ter nach oben gedrückt werden. 


Gold unter dem 
Aspekt von Devisen 


Gold ist unter dem Aspekt von 


etc. = 


Fremdwährungen wie der japani- 


sche Yen, der Schweizer Franken 
und die Deutsche Mark ausge- 
brochen. Die größten Wogen bei 
Gold in den siebziger Jahren 
stimmten zeitlich mit der Stärke 
des Dollar und der Schwäche an- 
derer Währungen überein. 


Goldaktien dienen normaler- 
weise als wichtiger umgekehrter 
Indikator für Goldbarren und 


nordamerikanische und südafri- . .: 
. kanische Goldaktien, die in den 
letzten Monaten eine ausgezeich- 


nete Stärke an den Tag legten, las- 
sen bei Goldbarren einen Hausse- 
Markt voraussagen. Goldaktien 
und Goldbarren bewegen sich: 
normalerweise bei wesentlichen 
Trends zusammen nach oben 
oder zusammen nach unten, aber 


bei Trendumkehrungen wie der’ 
gegenwärtigen führen die Ak- - 


tien. Wenn die Aktien stärker 
sind, befindet man sich im allge- 
meinen auf einem Baisse-Markt. 


Das Wirtschaftsbild 
für Gold 


»Ich glaube nicht, was derzeit 
über die Stabilität der Finanzwe- 
sen, auf nationaler und interna- 


“ tionaler Ebene, geredet wird ... 


Den Finanzmärkten stehen ge- 
waltige Tumulte bevor, und Gold 
könnte der einzige sichere Hafen 
sein«, meint Sir James Gold- 
smith, europäischer Investor und 
Finanzier. »Gold ist der stabile 
Spiegel, in dem sich-die Unstabi- 


lität um ihn herum widerspie- 
gelt.« 


Wenn die Menschen in Amerika 
und Europa das Vertrauen in ihre 
Banken, Spar- und Immobilien- 
märkte, Regierungen oder Politi- 
ker verlieren, dann werden sie 
sich auf Sicherheiten stürzen und 
Millionen solcher Menschen wer- 
den Gold kaufen. 


Derzeit lügen die Regierungen 
des Westens ihre Bürger an und 
sagen ihnen, es bestehe eine Fi- 
nanzstabilität, die in Wirklichkeit 
nicht vorhanden ist. Das Ver- 
trauen der Öffentlichkeit in die- 
sen Ländern ist sehr schwach 
oder brüchig geworden, und 
zerbricht wie eine erschütterte 
Eierschale sehr leicht. Ob es sich 
nun um einen BCCI-Skandal 
oder den plötzlichen Zusammen- 
bruch einer Mutual Benefit Life 
Insurance Company oder ein 
Geldzentrum handelt, ein Ereig- 
nis löst möglicherweise über die 
nächsten ein oder zwei Jahre hin- 
weg eine Finanzpanik, eine 
Flucht vor traditionellen Geldan- 
lagen und Institutionen — eine 
Flucht in die Sicherheit aus. 


Das Finanzchaos 
kommt 


Sir James Goldsmith sagte, daß 
seine einzigen Investitionen 
heute in Gold angelegt sind. »Ich 
bin Bassier. Ich glaube 1987 war 
eine seismische Warnung ... Die 
Schätzungen des Weißen Hauses 
in bezug auf Defizite und Wirt- 
.schaftswachstum auf Bundes- 
ebene sind zu optimistisch. Das 
Finanzchaos kommt.« 


Der ehemalige leitende Ange- 
stellte der New Yorker Federal 
Reserve Bank und Citicorp, John 
Exter, vertritt in einem Interview 
mit Franklin Sanders »Money- 
changer« eine noch apokalypti- 
schere Meinung: »Das derzeitige 
Papiergeldwesen ohne Deckung 
wird zusammenbrechen. Wir ste- 
hen vor der größten Wirtschafts- 
katastrophe in unserer ganzen 
Geschichte ... Ich bin sicher, daß 
der Zusammenbruch, von dem 
ich rede, beim Dollar beginnen 
wird. Es wird einen deflationären 
. Zusammenbruch bei Junk- 
bonds, Banken, Spar- und Darle- 
henskassen, Versicherungsgesell- 
schaften und Nichterfüllung von 
zahlungsunfähigen Schuldnern 
geben.« 
Exter schreibt, daß ein Gerangel 


um Liquidität und ein Ansturm 


auf Bargeld und Schatzwechsel — 
und weg von zahlungsunfähigen 
und sehr wackeligen Schuldnern 
- seien es Banken, Spar- und Dar- 
lehenskassen, Versicherungsge- 
sellschaften, Firmen- oder Kom- 

munalanleihepapiere — bereits 
begonnen habe. Er glaubt, daß 
das bedeutsamste Anzeichen da- 
für; daß wir uns einem Zusam- 
menbruch nähern, der gegenwär- 
tige Ansturm auf Geld ist, und er 
glaubt, daß der nächste Schritt 
ein Massenansturm auf Gold sein 
wird, da die Offentlichkkeit sehe, 
wie die US-Bundesbank die 
Gelddruckpressen ankurbelt, um 
die Krise zu mildern. 


Als er befragt wurde, wie lange 
die weltweite Depression dauern 
werde, erwiderte Exter: »So- 
lange ich noch lebe und länger. 
Es werden Jahrzehnte sein. Dies 
wird eine Wirtschaftskatastrophe 
in einem Ausmaß wie nie zuvorin 
der Geschichte. Wir sehen sie 
jetzt kommen. Selbst bei den ver- 
öffentlichten Zahlen schrumpfen 
die Einlagen zusammen. Die Bi- 
lanzen von Banken und Sparkas- 
sen schrumpfen um viel mehr zu- 
sammen, als die von der Federal 
Reserve Bank veröffentlichten 
Zahlen aussagen, weil viele Ver- 
mögenswerte noch nicht abge- 
schrieben worden sind, und sie 
werden von Tag zu Tag schlechter. 


Wir hatten drei Jahrzehnte einer 
vorschnellen Expansion. Wir 
sind jetzt in eine erbarmungslose 
Schrumpfung eingetreten, aus 
der Gold bei weitem der beste 
Ausweg ist.« Oo 
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Kredite 


Wer bezahlt 
.die Schulden 
der Sowjet- 


union? 


David Hudson 


Die ehemaligen unterdrückten Völker der zusammengebrochenen 
Sowjetunion, die einen erfolgreichen Kampf um die Unabhängigkeit 
-geführt haben - das beste Beispiel in jüngster Zeit für eine populisti- 
. sche Revolte -, haben es jetzt mit einem wahrhaft herausfordernden 
- Gegner zu tun: mit dem internationalen Finanzestablishment. 


Je mehr sich die Dinge ändern, 
desto mehr bleiben sie wie sie 
sind. Erinnern Sie sich an die dü- 
steren Voraussagen vor einem 
Jahr über eine unmittelbar bevor- 
stehende Mißernte und einen un- 
‚gewöhnlich kalten Winter in der 
UdSSR? Diese bevorstehende 
Katastrophe, sagte man uns, sei 
‚für Michail Gorbatschows kom- 
munistisches Regime ein Disa- 
ster, falls keine gewaltige Nah- 
rungsmittel- und Finanzhilfe ge- 
leistet werde. 


Alte Drohungen, 
neue Realitäten 


Diese Voraussagen wurden im 
Spätsommer und Frühherbst 
1990 gemacht, als das Establish- 
ment danach trachtete, Unter- 
- stützung für eine Bürgschaft in 
Höhe von mehreren Milliarden 
- Dollar für ein Regime zu bekom- 
men, das jetzt durch sein Eigen- 
gewicht zusammengebrochen ist. 
Dies geschah besonders lautstark 
in öffentlichen Medien, wo eine 
Reihe Journalisten durch das 
Händeringen im Namen einer 
freundlicheren und sanfteren 
‘Form des Kommunismus, dem 
Liberale stets nacheifern und mit 
dem Konservative schon immer 
‚Abkommen treffen wollten, die 
Öffentlichkeit irreführen. 


Die Wahrheit ist natürlich, daß 
die UdSSR im Jahre 1990 bei- 
nahe eine Rekordernte - 237 Mil- 
lionen Tonnen Getreide - erzielte 
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schen Weizen importierte, wie 
das amerikanische Landwirt- 
schafts- und das Handelsministe- 
rium sich erhofft hatten, mit ne- 
gativen Folgen für die .Agrar- 
preise und für Amerikas Han- 
delsbilanz. 


Das Establishment leiert in dem 
Augenblick, wo dieser Artikel ge- 
schrieben wird, das gleiche alte 
Lied über die Ernte 1991 und den 
Winter 1991-92 herunter. Wenn 
auch die Gurus des Establish- 
ments nicht gerade das Wetter 
vorhersagen, so behaupten sie 
doch, die Getreideernte 1991 sei 
auf rund 190 Millionen Tonnen 
gesunken. 


Vorhersager sagen für die ko- 
menden Monate weit schlimme- 
res als eine Mißernte voraus. Sie 
behaupten, es habe im vergange- 
nen Jahr örtlich begrenzte Le- 
bensmittelknappheiten in der 
UdSSR gegeben, da 25 Prozent 


Michail Gorbatschow (links) war der Lieblingskommunist des 
deutschen Bundeskanzler Helmut Kohl. 


und einen der mildesten Winter 
des Landes erlebte. Die Klagen 
bezogen sich bald darauf, daß die 
UdSSR nicht soviel amerikani- 


7 


der in der Tat wunderschönen 
Ernte es niemals bis zum Markt 
geschafft habe. 

Experten des Establishments be- 


haupten auch, daß als Folge der 
Unruhen in den letzten Jahren 
die Industrieproduktion für 1991 
im Vergleich zu 1990 um volle 15 
Prozent gesunken ist. Man 
rechne damit, daß die Kartoffel- 
ernte um 12 Prozent, und die Ol- 
produktion - eine Hauptquelle 
für Exporteinkünfte in Devisen - 
im Vergleich zum Vorjahr um 
zehn Prozent geringer ausfallen 
werde. Mindestens 30 Prozent 
der sowjetischen Industriepro- 
duktion stammen aus einer einzi- 


gen Quelle, wobei eine Fabrik: 


die ganze UdSSR mit einem be- 


stimmten Produkt versorgt. Wird 


diese Quelle unterbrochen, muß 
die gesamte UdSSR ohne dieses 
Produkt auskommen. 


Die Propaganda 
der Ein-Weltler 


Die Zeitschrift »Newsweek« zi- 
tierte einen nicht namentlich ge- 
nannten Beamten des amerikani- 
schen Finanzministeriums, der 
gesagt haben soll: »Mehr als ein 
Viertel ihres Getreides wird ver- 


schwendet, und mehr als die 


Hälfte des Obstes und der Kar- 
toffeln verfaulen, bevor sie über- 
haupt zum Verbraucher kom- 
men. Ihre Eisenbahnen brechen 
zusammen. Sie haben keine be- 
deutsame LKW-Transportindu- 


strie. Und sie hatten niemals ein - 


modernes Lagerwesen.« 


Herkömmliche Weisheit besagt, 
daß die Sowjetunion in den Jah- 
ren nach dem Zweiten Weltkrieg 
ein ständiges Wirtschaftswachs- 
tum genossen habe, zumindest 
solange bis das kommunistische 
Regime auseinander zu fallen be- 
gann. Die beherrschende Wirt- 
schaft, so wird uns gesagt, sei un- 
tüchtig und produziere eine 
Menge schäbiger Güter, die ei- 
gentlich niemand haben wolle. 


Die Produkte vieler sowjetischer 
Unternehmen waren, und sind 
bis heute noch, weniger wert als 
die Summe der Rohstoffe, die in 
sie verarbeitet sind, ganz zu 
schweigen von den damit verbun- 
denen Arbeitslöhnen. Aber wenn 
dies alles gesagt und getan ist, 
sind ein lausiger Kühlschrank 
und ein lausiges Fernsehgerät im- 
mer noch besser als gar kein 
Kühlschrank oder gar kein Fern- 
sehgerät. j 


Dies ist eindeutig eine neue Rea- 


lität in den Überbleibseln der : 
UdSSR. Es findet eine revolutio- : 


a 


näre Veränderung statt, und in 


"Zeiten des Tumults ist es unmög- 


lich, die Zukunft mit Sicherheit 
vorauszusagen. Aber die glei- 
chen »Eine-Weltler«, deren Vor- 
aussagen über die Ernte von 1990 
und den Winter von 1991 so falsch 
waren, sind buchstäblich wieder 
am gleichen alten Stand im Ge- 
schäft. 


Der Zusammenbruch 
bedroht die Banker 


Das. Händeringen des Establish- 
ments über unmittelbar bevorste- 
hende Lebensmittelknappheiten 
und andere wirtschaftliche Häß- 
lichkeiten in.der früheren UdSSR 
— niemand kann sich bislang dar- 


„über einigen, wie sie genannt 


werden soll, am wenigsten die So- 


'wjets selbst — verbirgt dessen 


wirkliche Sorge, daß der Grabge- 
sang, der bei der Beerdigung des 
Kommunismus gesungen wird, 
auch der Grabgesang vieler Ban- 
ker und Freihandels-Befürworter 
sein könnte. 


Die Banker, die Internationali- 
sten und die Freihändler waren 
schließlich die Partner der 
UdSSR bei der Ausbeutung seit 
den Zeiten, als der inzwischen 
verstorbene Armand Hammer 
der gute Kumpel von Wladimir I. 
Lenin war. 


Die UdSSR schuldet Bankern, 
hauptsächlich europäischen Ban- 
kern, sehr viel Geld. Die Sowjet- 
union hat eine offizielle Aus- 
landsschuld von 63 Milliarden 
Dollar, und weitere acht Milliar- 
den Dollar werden von staatsei- 
genen Betrieben geschuldet. So- 
wjetische Betriebe machten ihre 
Schulden als sie, im Namen der 
Perestroika (Umbau), die Frei- 


‚heit erhielten, aus dem Ausland 


Geld zu leihen. 


Nahezu zwei Drittel - oder 45 
Milliarden der 70 Milliarden Dol- 
lar an Auslandsschulden der 
UdSSR - sind Schulden der so- 
wjetischen Regierung gegenüber 
europäischen Banken. Deut- 
schen Banken werden 22 Milliar- 
den Dollar geschuldet, französi- 
schen Banken 5,6 Milliarden Dol- 
lar, italienischen Banken 4,4 Mil- 
liarden Dollar, britischen 3,4 Mil- 
liarden Dollar, und die verblei- 
benden 9,6 Milliarden Dollar 
schuldet die Sowjetunion Banken 
im übrigen Europa. 

Japanische Banken halten 4,5 


Milliarden Dollar sowjetische 


Regierungsschulden. Amerikani- 
sche Banken, ausgemergelt 
durch Darlehen an. Dritte-Welt- 
Schuldner, an zweifelhafte Wirt- 
schaftsfusionen und ungesunde 
kommerzielle Immobilien-Spe- 
kulationen, sind Gläubiger von 
nur 500 Millionen Dollar an Dar- 
lehen an die UdSSR. 


Diese Darlehen werden zur un- 
günstigsten Zeit fällig; etwa 15 
Milliarden Dollar an Kapital wer- 
den in den nächsten zweieinhalb 
Jahren fällig. Es wäre schon 
schwierig genug, diese Darlehen 
umzuschulden, wenn der Darle- 
hensnehmer - die UdSSR - als 
gut gehender Konzern erhalten 
bliebe. Aber der Rechtsträger, 
der diese gewaltigen Summen 
durch Darlehensaufnahme erst 
einmal geschaffen hat, macht 
buchstäblich Pleite und fällt in 
seine 15 Republiken, aus denen 
er besteht, auseinander. 


Wer bezahlt letztendlich 
die Schulden? 


Wer soll also die Darlehen der 
UdSSR zurückzahlen? Sollten 
Lettland und Ukraine, Litauen 
und Georgien, Rußland und Ar- 
menien die Schulden der ehema- 
ligen Union Sowjetischer Soziali- 
stischer Republiken zurückzah- 
len müssen? Die Antwort lautet 
mit einem Wort nein. Diese 
neuen unabhängigen Staaten ha- 
ben jedes moralische Recht dar- 
auf, sich von den Schulden zu di- 
stanzieren, die von dem in Verruf 
geratenen kommunistischen Re- 
gime der UdSSR gemacht wur- 
den. 


Wer sollte zahlen? Niemand, und 
die Banken sollten ihre Verluste 
ausbuchen. Viele dieser Darle- 
hen haben Regierungsgarantien, 


was bedeutet, daß die Steuerzah- 


ler Westeuropas und Japans eine 


große Rechnung zu bezahlen hät- 


ten, aber was gibt es sonst noch 
Neues? - 


Der sowjetische Ecu 
ist der Ausweg 


Diese Meinung ist leider in Krei- 
sen des Establishments nicht sehr 
populär. Aber »etwas« muß getan 
werden und das »Wall Street 
Journal« ließ am 13. September 
1991 einen Versuchsballon stei- 
gen, durch den internationalen 
Geldmanager George Soros, der 
enge Bindungen zur kommunisti- 


schen Finanzwelt unterhält. Die- 
ser Vorschlag, oder ein sehr ähnli- 
cher, wird angenommen werden, 
da er die Banker auf Kosten der 
Produktionsarbeiter der UdSSR 
gesund stößt. 


Nachdem er kurz auf die Tatsache 
des wirtschaftlichen Zusammen- 
bruchs der Sowjets hingewiesen 
hatte, rief Soros zur Gründung ei- 
ner »international geförderten 
und geleiteten« Zentralbank auf. 
Diese Bank würde eine neue 
Währung, den »sowjetischen 
Ecu« genannt, einführen. »Ecu« 
steht für »European Currency 
Unit« (Europäische Währungs- 
einheit), die Verrechnungsein- 
heit, die bereits als Verbuchungs- 
eintrag und sogar als Scheck- 
buchgeld - natürlich. durch Lei- 
hen erst geschaffen - in der Euro- 
päischen Gemeinschaft existiert. 


Nun wird der bestehende sowjeti- 
sche Rubel immer wertloser. 
Jetzt, wo dieser Artikel geschrie- 
ben wird, ist der offizielle Touri- 
stenkurs — was ein Besucher in ei- 
ner Bank in der UdSSR bekom- 
men kann - 40 Rubel pro Dollar. 
Dies bedeutet, daß, bei diesem 
Wechselkurs ein Monatslohn für 
einen typischen sowjetischen Ar- 
beiter, etwa 225 Rubel, nur sechs 
Dollar wert ist, und ein Jahres- 
lohn 72 Dollar. Man stelle sich 
einmal vor, ein Jahr mit weniger 
als 100 Dollar leben zu müssen. 
Das alte Regime, das noch lange 
nicht verwittert ist, subventio- 
nierte Mieten, Stapellebensmit- 
tel, Bekleidung, ärztliche Versor- 
gung und öffentliche Verkehrs- 
mittel. Sogar bei ihrem derzeiti- 
gen niedrigen Lebensstandard 
verbraucht auch der bescheiden- 
ste sowjetische Bürger sicherlich 
mehr als 100 Dollar pro Jahr an 
Waren und Dienstleistungen. 


Die Banken brauchen 
ihr Blutgeld 


Soros schwebt eine international 
geleitete sowjetische Zentral- 
bank vor, die mit 60 Milliarden 
Dollar kapitalisiert wird, »wovon 
die Hälfte aus sowjetischen Gold- 
reserven, die andere Hälfte aus 
einem internationalen. Konsor- 
tium stammt«. Der sowjetische 
Rubel würde dann als: Umlauf- 


währung abgelöst, durch sage: 


und schreibe 15, verschiedene 
Staatswährungen. »Ukraine, 
Moldawien und andere Republi- 
ken sind entschlossen, ihre eige- 
nen Währungen zu haben. Ihnen 


dieses Emblem der Souveränität - ' 


zu verweigern, würde nationali- 
stische Leidenschaften anheizen 
und die neugeborene Demokra: 
tie zerstören«, schreibt Soros.° 
Sollen die Kleinbauern doch ihr ..: 
komisches Geld haben, aber die 
Kontrolle des Establishments _ 
wird ‚beibehalten. Soros fügte 
hinzu: »Keine inländisch gelei- ' 
tete Zentralbank wäre in der 
Lage, dem Druck aus den ver- 
schiedenen Republiken zu wider- 
stehen, die alle populistisch sind. 
Nur eine international kontrol- 
lierte Institution ist in der Lage, 
ihre Unabhängigkeit zu bewah- 
ren und die Glaubwürdigkeit zu 
genießen, die das Kennzeichen 
einer funktionierenden Zentral- 
bank ist.« 


Die wahren Feinde 


sind die Banker 


Keine : populistische, demokra- 
tisch gewählte Regierung darf die 
Finanzen ihres Landes beherr- 
schen. Soros schwebt vor, daß 
»Unternehmen benötigt werden, 
um ihre Produkte zu verkaufen 
und örtliche Behörden, um Steu- 
ern, insowjetischen Ecus zu erhe- 
ben«. Da der sowjetische Ecu frei 
konvertierbar wäre, ebenso wie : 
der US-Dollar, das Pfund Ster- 
ling und der Yen, würde aus den 
produzierenden, aber immer 
noch verarmten Völkern der ehe- 
maligen UdSSR echtes Geld her- 
ausgezogen werden, um deren 
»gerechten Anteil« an der Aus- 
landsschuld dieses ehemaligen 
Landes zu bezahlen. Die Banker - 
müssen schließlich als allererstes 
ihr Blutgeld bekommen. 

Die Völker der Sowjetunion ha- 
ben über ihre kommunistischen - 
Herren einen erstaunlichen Sieg 
errungen, aber: die Mannschaft 
der Banker tritt jetzt gegen sie : 
an. Es ist traurig, aber ihr Kampf 
um Freiheit und Wohlstand fängt 
gerade erst an. O 


 sions- 


Europa- 


Journal 


. Die USA 
brauchen einen 
»New Deal« 


Die Vereinigten Staaten steuern 
auf eine weitere große Depres- 


sion zu und müssen die Problem- 


lösung »New Deal« wiederaufle- 

- ben lassen, sagte John Kenneth 
Galbraith in einer kürzlichen An- 
sprache vor dem National Press 
Club in Washington. 


»Die derzeitige Rezession ist 
kein autonomes,: selbstkorrigie- 
‚rendes Wirtschaftsdrama. Es ist 
die völlig vorhersehbare Reak- 
tion auf die spekulativen Extrava- 
ganzen und Verrücktheiten - und 
Regierungspolitik - der achtziger 
Jahre«, sagte Galbraith, ein Wirt- 
schaftswissenschaftler an der 
Harvard University, der Chef- 
Wirtschaftsberater für John. F. 
Kennedy war. 


»So wie die große und langanhal- 
tende Depression der dreißiger 
- Jahre eine klare Reaktion auf die 
' Spekulation des vorangegange- 
nen Jahrzehnts war, das mit dem 
Bankenkrach von 1929 endete, 
so liegen die Dinge, wenn auch 
' vielleicht weniger drastisch, 
heute. Wir zahlen für den Fu- 
und Übernahme-Wahn- 
sinn, der rund einem Drittel un- 
. serer Großfirmen eine schwere, 
.. manchmal tödliche Schuldenlast 
aufgebürdet hat. Und wir erleben 
die Folgen einer extremen und 
oft 'gedankenlosen Spekulation 
bei städtischen Immobilien, des 
‘ Junk-Bond-Miasmas, der gesetz- 
geberischen und aufsichtsbe- 
hördlichen Maßnahmen, die ef- 
fektiv Regierungsgelder ... eini- 
gen der steuerlich verschwende- 
rischsten. und verbrecherischsten 
Unternehmern seit: John Law 
und der South Sea Bubble in den 
Rachen werfen.« 


Galbraith empfiehlt zwei Sofort- 
“ maßnahmen, um die »Spirale der 
Verzweiflung« zu stoppen, die 
mit der sich vertiefenden Depres- 
sion einhergeht: Erstens, eine Ar- 
beitslosenversicherung zu schaf- 
fen, wie sie in Europa besteht, 
und große »dringend benötigte 
Ten Arbeiten« unter Ein- 
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satz brachliegender Arbeits- 


: kräfte- und Ausrüstungen »für 


Landstraßen, Brücken, Flughä- 


: ‚fen, Transportmittel und Schulge- 
: bäude, das was man Infrastruktur 


nennt«, anzukurbeln. Zweitens, 
eine wohlausgewogene Steuerer- 
hebung bei den Wohlhabende- 
ren. 


»Diejenigen von uns, eine immer 
kleiner werdende Gruppe, deren 
Erinnerung bis zum New Deal zu- 
rückreicht, denken noch an Hef- 
tigkeit, mit der die ausgereiften 
Reformen seinerzeit bekämpft 
wurden. Die Reformen, darüber 
sind wir uns heute einig — soziale 
Sicherheit, subventionierte 
Agrarpreise, Beschäftigung bei 
öffentlichen Arbeiten, Finanzge- 
setzgebung, Unterstützung für 
die Gewerkschaften -, milderten 
die Grausamkeiten des Kapitalis- 
mus und trugen viel dazu bei, das 
System zu retten.« DO 


Das russische 
Militär und die 
Tradition 


Das neu entstehende russische 
Militär könnte noch herausfor- 
dernder und bedrohlicher sein als 
das frühere sowjetische, da es auf 
die besten Traditionen der kaiser- 
lichen Armee von vor. 1917 als 
Vorbild zurückschauen : wird, 
schrieb Christopher Bellamy im 
Londoner »Independent«. 


Das: russische Militär nach der 
Auflösung der Sowjetunion wird 
zu einer »wissenschaftlichen, gut 
disziplinierten Armee« werden, 
schreibt Bellamy. Befreit von den 
ideologischen Belangen der bol- 
schewistischen Jahre, wird es 
mehr von Berufssoldaten geleitet 
werden, die Rußland als Kern- 
punkt ihrer Tätigkeit sehen. Ihr 
Ideal wird die vorrevolutionäre 


kaiserliche Armee der achtziger 


und neunziger Jahre des vergan- 
genen Jahrhunderts sein, die sich 
der Herausforderung gegenüber 
sah, sich dramatisch technologi- 
schen und gesellschaftlichen Ver- 
änderungen anpassen zu müssen. 


Offiziere der kaiserlichen Armee 
hatten ausgezeichnete taktische, 
einsatzmäßige und strategische 
Ideen. Sie waren trotz des rück- 
ständigen wirtschaftlichen Zu- 
stands Rußlands in der Lage, 
fortschrittliche Technologie zu in- 
tegrieren. Die russischen Front- 


soldaten wurden später von ei- 


nem führenden deutschen Gene- 


ral als »gefürchtete Gegner« ge- 
lobt. Es war später nur bolsche- 


. wistische Propaganda, gekoppelt 


mit der Abwertung solcher Heer- 
führer wie Marschall Tuchat- 
schewskij, die versucht hatten, 
die -Konzepte der Kaiserlichen. 
Armee in einen bolschewisti- 
schen Zusammenhang zu brin- 
gen, die das Image der Unfähig- 
keit der kaiserlichen Armee schu- 
fen. 


Die derzeit im Gange befindliche 
Umwandlung wird zu einer klei- 
neren, aber tüchtigeren russi- 
schen Armee führen, gruppiert 
um solche Gebilde wie ein strate- 
gisches Raketen- und Raumfahrt- 
kommando von einer halben Mil- 
lion Männern und ein »Kom- 
mando der schnellen Reaktion« 
mit etwa 1,2 Millionen Soldaten. 
Die neu entstehende Armee wird 
besser ausgerüstet sein, als die 
frühere sowjetische Armee und 
sich Entwicklungen in der High 
Technology, »für die die Russen 
ein bemerkenswertes Talent aus- 
weisen«, besser leisten und sich 
ihr anpassen können, schreibt 
Bellamy. Und er kommt zu der 
Schlußfolgerung: »Wenn sich 
diese neue Armee jemals darauf 
ausrichtet, ein aktiver Gegner 
des Westens zu werden, dann 
möge uns der Himmel helfen.« 

Oo 


Was wird 

aus der 
sowjetischen 
Wissenschaft? 


In einer Ansprache vor dem Au- 
Berordentlichen Kongreß der 
Volksdeputierten der UdSSR vor 


der Auflösung der Union rang ° | 


der Vizepräsident der sowjeti- 
schen Akademie der Wissen-' 
schaften, der Akademiker E. P. 
Welitschkow, mit den Deputier- 
ten, »die Dinge nicht so gewaltig 
übers Knie zu brechen, daß die 
Teile nicht mehr zusammenge- 
fügt werden können«. 


Welitschkow, der damals Gorbat- 
schow als wissenschaftlicher Be- 
rater begleitete, um über interna- 
tionale militärische, rüstungsbe- 
grenzende und wissenschaftliche 
Vereinbarungen zu verhandeln, 
sprach wie berichtet wird für die 
Kommunistische Partei der So- 


z 


“ zusammen untergehen ... 


wjetunion. Er hatte zwei Jahr- - 


zehnte lang in der sowjetischen 


 Atomphysik eine führende Rolle 


gespielt. 


In seiner Rede sprach Welitsch- 
kow die Tatsache an, daß, obwohl 


. jede Republik jetzt theoretisch 


alle sich etwa auf ihrem Territo- 


-rium befindlichen wissenschatftli- 


chen Forschungs- und Entwick- 
lungseinrichtungen leitet, »wir 
verstehen müssen, daß auch in 
der Zukunft ... die Republiken 
in.ihrem eigenen Interesse stets 
den Gedanken akzeptieren wer- 
den, daß gewisse zentralisierte 
Funktionen ausgeübt werden 
müssen«. 


»Wir müssen begreifen«, stellte 
Welitschkow fest, »daß es eine 
ganze Reihe von Strukturen gibt, 
die hinterher überhaupt nicht 


mehr wiederaufgebaut werden .. 


können. Um von der 'Wissen- 
schaft zu sprechen, es ist nicht 
nur eine Angelegenheit von Bin- 


dungen. Der Punkt ist, daß wir 


viele Jahre lang schwer gearbei- 
tet haben, um Systeme aufzu- 
bauen. Wir haben nicht sehr wirk- 
sam. gearbeitet, aber wir haben 
sie aufgebaut.« 


Welitschkow fuhr fort: »Wenn 
wir uns dem Grundsatz »beugen«, 
daß wir lediglich Erzeuger von 
Rohmaterialien werden, dann 


laufen wir in eine Falle, weil es 


sehr viele Rohmaterialproduzen- 
ten in der Welt gibt. Billige Ar- 
beitskräfte sind auch ein sehr 
schlechter Grundsatz... Wenn 
wir die Wissenschaft zerstören, 
werden wie sie niemals wieder- 
aufbauen ... Dann haben wir 
keine Zukunft. Wir werden alle 
Wis- 
senschaft ist ein sehr empfindli- 
ches Instrument, und sie bricht 
jetzt sehr schnell zusammen.« U 


Serbische 
Chauvinisten 
greifen den 
Papst an 


Vor der Dienststelle des päpstli- 


chen Nuntius in Belgrad fang- 


eine »gewalttätige Demonstra- 
tion« statt, bei der der Papst von 
den Denmonstranten »aufs Korn 
genommen« wurde. Es war keine 
große Demonstration, nur einige 
hundert Beteiligte, aber sie war 


. kaum »spontan«, und wurde ins- 


er ge u en ne 


- zeniert, um auf ausländische Zu- 
hörer Eindruck zu schinden, 
denn einige der Parolen und 
Transparente waren in englischer 
Sprache abgefaßt. 


Demonstranten 
den Papst, der »schwarze Protek- 
tor des katholischen Kroatiens« 
zu sein, und auf Transparenten 
war zu lesen: »Wojtila ist der An- 
führer der kroatischen Mörder«, 
und, unter Bezugnahme auf die 
kroatischen Faschisten des Zwei- 
ten Weltkriegs: »Wojtila Usta- 
schi!«. Sie trugen ein Bildnis des 
Papstes mit einem Hakenkreuzin 
der Hand herum. 


Dies war alles darauf abge- 
stimmt, eine Atmosphäre des Re- 
ligionskrieges hervorzurufen, da 
.. die Demonstranten anschließend 
- zu einer lautstarken Zeremonie 
. zueiner serbisch-orthodoxen Kir- 
. che marschierten. Die Kirchen- 
führung versuchte jedoch, eine 
. solche Wendung der Ereignisse 
. zu vermeiden. 


CODE erfuhr von einem serbi- 
© schen Informanten: »Ob (der ser- 
bische Kommunistenführer Slo- 
“ bodan) Milosevic dies nun orga- 
- nisiert hat oder nicht, es ent- 
spricht jedenfalls der offiziellen 
Propaganda Milosevics und den 
«. Emotionen, die er gegen den Va- 


‘= tikan aufzupeitschen versuchte. 


-» Wenn er dies auch nicht unbe- 
" dingt organisiert hat, so hat er es 
:. "doch zumindest inspiriert.« U 


- Italienische 
-- Richter 
"untersuchen 
-. Desinformation 
‚ des CIA 


»Der CIA hat Desinformationen 
” ‘über den Mordanschlag auf den 
“Papst in die Welt gesetzt. Und 
jetzt verlangen die italienischen 
Richter Vorlage der gesamten 
Dokumentation«, schrieb die ita- 
“ lienische Zeitschrift »Il Sabato«. 
»Il Sabato« soll dem Vatikan sehr 
nahe stehen. 


Das Interesse des italienischen 
Richters Rosario Priore wurde 
durch die Anhörung des Senate 
Intelligence Committee zur Be- 
stätigung von Robert Gates als 
Leiter des CIA geweckt. » Aus je- 


‘ nen Anhörungen ging hervor, 


beschuldigten 


daß Gates, Bushs Kandidat als 


Leiter des CIA, einen Bericht - 


von 1985 manipulierte, um die 


Verantwortung für den Mordan- 


schlag auf den Papst dem KGB in 
die Schuhe zu schieben.« 


Die Enthüllungen kamen von ei- 
nem ehemaligen leitenden Her- 
ren des CIA, David Goodman. 
»In dieser öffentlichen Bekun- 
dung erging sich Goodman zwar 


. nicht in Einzelheiten, aber es 


scheint, daß er bei den geschlos- 
senen Verhandlungen viele prä- 
zise Fakten darüber mitteilte, wie 
der CIA ihre Desinformations- 
Kampagne über den Mordver- 
such am Papst geführt hat ... Die 
italienischen Richter wollen fest- 
stellen, ob diese Desinforma- 
tions-Kampagne nur auf die Ma- 
nipulation eines internen Berich- 
tes und auf die Veröffentlichung 
gewisser Berichte in der Presse 
begrenzt war, oberob der CIA so- 
gar so weit ging, die Enthüllun- 
gen des Attentäters Ali Agca zu 
befehlen ... Es ist das erste Mal, 
daß die Verantwortung eines 
westlichen Geheimdienstes deut- 
lich in der Manipulation dessen 
wird, was der Außenminister des 
Vatikans, Sodano, die schwarze 
Seite der Zeitgeschichte nannte.« 


»Il Sabato« teilte auch mit, daß 
die kürzlich erfolgte Identifizie- 
rung des Komplizen von Agca bei 


dem Mordanschlag, Oral Celik,: 


ausschließlich auf die Bemühun- 
gen der deutschen Geheimdien- 
ste zurückzuführen sei. Die 
Deutschen sagten ihren italieni- 


schen Pendants, daß Celik sich : 


unter falschem Namen in einer 
französischen Gefängsniszelle 
befand. Nach ziemlich starkem 
Druck stimmten die französi- 
schen Behörden zu, Celic in eine 
Identifizierungsreihe der Polizei 
zu stellen, und Agca erkannte ihn 
sofort. " oO 


Eine halbe Mil- 
lion Franzosen 

durch Blutüber- 
tragung infiziert 


Mehr als: "460.000 französischen 


Bürgern war bis Ende 1989 


Blut übertragen worden, das mit 
dem Aids-Virus (HIV) oder He- 
patitis (Leberentzündung)-Viren 
B und C infiziert war, heißt es in 
sensationell aufgemachten fran- 
zösischan Zeitungsberichten. 


Richter Foulon aus Paris beschul- 
digte drei ehemalige hohe Be- 
amte des französischen Gesund- 
heitswesens, dafür verantwort- 
lich zu sein. 


Anfang Oktober 1991 wurde öf- 


fentlich bekannt, daß der ehema- 
lige Minister Laurent Fabius sich 


‚aus Etatgründen gegen die syste- 


matische Untersuchung von Blut- 


konserven auf HIV- und Hepati-' 


tis-Viren. gesträubt habe. Als 
Folge davon seien die Hälft der 
französischen Empfänger von 
Blutübertragungen jetzt mit HIV 
infiziert. Die Tageszeitung »Le 
Monde« berichtete, daß bis Ende 
1989 hindurch rund 460000 Men- 
schen mit den Hepatitis-Viren B 
und C und weitere 3600 mit HIV 
infiziert wurden. 


Der französische Sozialminister 
Bianco beschuldigte die Presse 
der Sensationsgier, weil sie be- 
richtet habe, daß staatseigene La- 
boratorien und gewisse Beamte 
sich schuldig gemacht hätten, mit 
Menschenleben zu spielen. 
Bianco sagte, die Anzahl der 
Fälle sei wahrscheinlich geringer 
als die berichtete. 


Aber wenn sich erweist, daß Be- 
amte sich schuldig gemacht ha- 
ben, dann kosten die Schadenser- 


satzansprüche der Opfer die fran- : 
- zösische Regierung Millionen 


von Dollar, ganz zu schweigen 


von den politischen Auswirkun- 


gen. 


Britannien und 
Vietnam unter- 
zeichnen 


"Flüchtlings- 


abkommen 


- Großbritannien und Vietnam un- 


terzeichnen ein Abkommen, in- 
nerhalb von drei Jahren praktisch 
alle »boat-people«, die aus Viet- 
nam geflohen sind und in Hong- 
kong zu Flüchtlingen wurden, in 
die Heimat zurückzuführen. 
Falls notwendig, sollen die 
Flüchtlinge zwangsweise nach 
Hause geschickt werden. 


Dies bedeutet, daß etwa 50000 
der 63000 Flüchtlingen, die sich 
derzeit in Lagern in Hongkong 
befinden, nach Vietnam zurück- 
geschickt werden. Flüchtlinge ha- 
ben geschworen, Massenselbst- 


mord zu begehen.oder zu kämp- 


fen, falls der Befehl ausgeführt: 
wird. Etwa 250 Menschen, die 
nach ‚Hongkong zurückkehrten, 
nachdem sie schon einmal nach 
Vietnam zurückgeschickt worden 
waren, stehen vor einer soforti- 


“ gen Rückführung in die Heimat, 


und weitere Neuflüchtlinge wer- 
den sofort zurückgeschickt. 

Nur diejenigen, die den strengen 
Anforderungen der Vereinten 
Nationen an den »Flüchtlings«- 
Status entsprechen, dürfen zu- 
nächst in Hongkong bleiben, um 
demnächst im Westen neu ange- 
siedelt zu werden. Oo 


Ethische 
Probleme der 
Biotechnologie 


Auf Vorschlag von EG-Präsident 
Delors hat die Brüsseler Kom- 
mission ein Beratungsgremium 
gebildet, das sich mit den ethni- 
schen Aspekten der Biotechnolo- 
gie befassen soll. 

Diese Gruppe wird die Aufgabe 
haben, die von der Biotechnolo- 
gie aufgeworfenen ethischen Fra- 
gen aufzugreifen und zu definie- 
ren, die ethischen Aspekte der: 


- diesbezüglichen Tätigkeit in der 


Gemeinschaft zu beurteilen und 
deren Auswirkung auf den Men- 
schen und die Gesellschaft zu un- 
tersuchen. Ferner wird das Gre- 
mium die Kommission bei der 
Ausübung ihrer Kompetenzen 
auf dem Gebiet der ethischen 
Aspekte der Biotechnologie be- 
raten, damit in der öffentlichen 
Meinung ein besseres Verständ- 
nis der Materie erreicht wird. 
Das. Team soll aus höchstens 
sechs namhaften Persönlichkei- 
ten bestehen, die wegen ihrer 
Sachkenntnis auf dem Gebiet der 
Ethik im Allgemeinen und der 
Bio-Ethik im Besonderen ausge- 
sucht werden sollen. 


In einer Mitteilung an das Euro- 
päische Parlament und den Mini- 
sterrat hatte sich die EG-Kom- 
mission für ein Beratergremium 
zur Behandlung der ethischen 
Fragen ausgesprochen, die von 
den biotechnologischen Aktivitä- 
ten in der EG aufgeworfen wer- 
den: Rücksicht auf Leben und 


Würde des Menschen, Schutz der . 


Tiere und Begrenzung der 
Rechte in Bezug auf geistiges Ei- 
gentum. Die Bildung der Gruppe 
dient der Verwirklichung dieser 
Vorstellungen: 
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Establishment 


Maxwell war 
nur die Spitze 
des Eisbergs 


Martin Mann und Lawrence Wilmot 


Die geheimnisvolle »Ausschaltung« des internationalen Medien- 
magnaten Robert Maxwell, eine Woche, nachdem er in einem Buch 
des Journalisten Seymour Hersh als israelischer Geheimagent ent- 
larvt wurde, ist nur der erste von mehreren Skandalen, die erwar- 
tungsgemäß aus einer näheren Untersuchung seiner Herkunft und 
seiner Tätigkeit herauskommen wird, verlautet aus diplomatischen 
und geheimdienstlichen Kreisen in den USA. 


Seymour Hersh führte nicht nur 
Maxwell, eine Milliarden 
schwere, mit Düsenflugzeugen 
umherreisende Persönlichkeit als 
tief verdeckte Stütze des Mossad, 
Israels Geheimdienst, an. In sei- 
nem Buch »The Samson Option« 
behauptet Hersh, daß Maxwell 
seine Position als Eigentümer 
größerer britischer und amerika- 
nischer Zeitungsorganisationen 
dazu benutzte, um die Entfüh- 
rung von Mordechai Vanunu, ei- 
nes israelischen Wissenschaftlers 
in Sachen Atomrüstung, in die 
Wege zu leiten. 


Seltsame 
Todesumstände 


Maxwell bestritt diese Anschuldi- 
gungen, aber trotz einer sich zu- 
sammenbrauenden Finanzkrise 
verließ er sein Londoner Büro ei- 
nen Tag später und begab sich auf 
See, als einziger Passagier an 
Bord seiner fürstlichen persönli- 
chen Yacht. Am Abend des 5. No- 
vember 1991 verschwand Max- 
well von seinem Schiff; am näch- 
sten Morgen wurde seine nackte 
Leiche von spanischen Fischern, 
die mit ihren Booten in der Bran- 
dung des Atlantik umherfuhren, 
gefunden. 


Am Abend des 6. November 1991 
gab der Leichenbeschauer in Las 
Palmas auf den Kanarischen In- 
seln ein »vorläufiges Ergebnis« 
bekannt, nachdem er die Leiche 
des Presselords untersucht hatte. 
Maxwell sei anscheinend aus »na- 
‚türlichen Ursachen« — das heißt 
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an einem »massiven Herzanfall« 
- gestorben. 

Wenn das der Fall ist, wie kam er 
dann in das Meer? Maxwells Fa- 
milie und enge Gefährten »be- 
zweifeln, ja verwerfen sogar die 
Schlußfolgerungen dieses spani- 
schen Beamten«, berichtete un- 
ser Sonderkorrespondent Ali- 
stair Faulkner aus Las Palmas. 
Eine umfangreiche Untersu- 
chung wurde durchgeführt, um- 
herauszufinden, was - oder wer - 
den umstrittenen Großverleger, 
zu dessen Besitztümern die »New 
York Daily News« gehörte, getö- 
tet hat. 


Nach der übereinstimmenden 
Meinung altgedienter diplomati- 


en en nn Es re ae 


scher Beobachter am Hauptsitz 
der Vereinten Nationen in New 
York wirft der Maxwell-Skandal 
auch eine neue Runde von Fra- 
gen über Maxwells Herkunft und 
seinen einzigartigen Aufstieg zu 
Macht und Einfluß auf. 


Weit davon entfernt, solide struk- 
turiert zu sein, schlingerte das 
von Maxwell beherrschte Me- 
dien-Imperium auf einem Ozean 
von Schulden, . wie berichtet 
wird, von Bankdarlehen und 
Schuldverschreibungen in Höhe 
von 3,8 Milliarden Dollar umher. 


»Hersh klagt in seinem Buch an, 
daß dieser weltweite Medienmo- 
gul als israelischer Zuträger en- 
dete«, sagte Anthony Thayer, ein 
Londoner Aktienhändler, der die 
Finanzen: von  Verlagsfirmen 


überwacht. »Aberdie eigentliche 
Frage könnte lauten: Wie begann 


dieser geheimnisvolle Finanzier 
seine Karriere?« 


»Nach dem Zweiten Weltkrieg 
war er nur einer von vielen euro- 
päischen Exilbewohnern, mit 
tieferen völkischen und gefühls- 
mäßigen Bindungen an Israel als 
an die Londoner Geschäftswelt, 
in der er aber bald zu einem auf- 
steigenden Stern wurde. Wer 
brachte ihn ins Geschäft? Wer 
setzte ihn auf diese Straße zur 
Macht? Dies sind die eigentli- 
chen Fragen«. 


»Hersh könnte Maxwell durch 
das falsche Teleskop unter die 
Lupe genommen haben. Wir 
müssen uns mit der Möglichkeit 


befassen, daß Maxwell durch ver- 
borgene Sponsoren, die treu zu 


Israel halten, in das Großverle- 


gergeschäft lanciert wurde, und 
daß er an das Ende seines Weges 
- zu einem plötzlichen und ge- 
heimnisvollen Tod - gelangte, als 
er seine Beziehungen zum Mos- 
sad als zu belastend empfand und 
versuchte, sich aus den Klauen 
des israelischen Geheimdienstes 
zu befreien.« 


Ein Ozean 
von Schulden 


Was über Maxwells Herkunft be- 
kannt ist, verleiht der Ansicht 
Glaubwürdigkeit, daß er von An- 
fang an ein Parteigänger Israels 
war. Maxwell, dessen richtiger 
Name Hoch ist, wurde in einem 
kleinen Dorf in der Tschechoslo- 
wakei geboren. Er diente im 


Robert Maxwell (links) war ein 
Freund und Förderer des ehe- 
maligen DDR-Chefs Erich Ho- 
necker. 


Zweiten Weltkrieg während der 
Besetzung Deutschlands bei den 
britischen Streitkräften. Wie be- 
richtet wird, gewann er die Gunst 
seiner Offiziere dadurch, daß er 
deutsche Häuser ausplünderte 
und die Beute seinen Vorgesetz- 
ten vermachte. 


Er wurde von den Briten wegen 
»Tapferkeit« ausgezeichnet, aber 
die Handlung, deretwegen er zu 
dieser Auszeichnung vorgeschla- 
gen wurde, bestand darin, einen 


\ 
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Auch Rupert Murdoch steht 
unter finanziellem Druck, er 
besitzt an seinem Imperium 
nur noch weniger als 40 Pro- 
zent. 


unbewaffneten Bürgermeister ei- 
ner deutschen. Stadt, der ver- 
suchte, die Übergabe seiner 
Stadt in die Wege zu leiten, nie- 
derschoß, sagt ein britischer In- 
. formant, der Maxwell zu dieser 
Zeit kannte. 


Die Ausplünderung 
Deutschlands 


Gegen Ende des Krieges folgte 
die Irgun Zvi Leumi - der Max- 
well zugeteilt war, und die später 
nach Gründung des Staates Israel 
zum Mossad wurde - alliierten 
Kampftruppen nach Deutsch- 
land hinein und beschlagnahmte 
deutsche wissenschaftliche For- 
schungsergebnisse in der Physik, 
Chemie, Aeronautik und auf an- 
deren technischen Gebieten. Sie 
schöpften die deutsche For- 
schung auch auf weniger über- 
“ schaubaren Gebieten wie Ar- 
chäologie, Geschichte, Anthro- 
pologie und andere Untersuchun- 
gen der Herkunft des Menschen, 
speziell denjenigen, die sich auf 
Rasse und Volkstum bezogen, 
ab. 


Die ersteren Informationen wur- 
den in Bargeld verwandelt, die 
letzteren wurden vergraben, um 
nie wieder gesehen zu werden. 


Interessanterweise ist Israel die 
erste Nation in der Geschichte, 
die bereits über einen Geheim- 
dienst verfügte, bevor sie über- 


haupt ein Land hatte. Israels Mi- 
litär- und Geheimdiensteinheiten 
waren weltweit tätig, schon bevor 
Israel als Teil der internationalen 
zionistischen Bewegung gegrün- 
det wurde. 


Hoch, später Maxwell, gründete 
die Oxford Pergamon Press, die 
die gestohlenen deutschen wis- 
senschaftlichen Daten übersetzte 
und veröffentlichte. Dies war die 
Grundlage zu Maxwells Vermö- 
gen und der Anfang seines Ver- 
lagsimperiums. 


Ähnliche Fragen wurden in Pri- 
vatgesprächen über andere um- 
strittene Medienmogule, darun- 
ter Rupert Murdoch, einer von 
Maxwells Hauptrivalen, gestellt, 
von dem Gerüchte besagen, daß 
er seine Karriere mit israelischen 
Interessen verknüpft — vielleicht 
sogar begonnen habe. 


Die Samson 
Option 


Außerdem unternahm Maxwell 
kurz vor seinem Tode einen er- 
staunlichen Schritt, der für den is- 
raelischen Geheimdienst eine 
schroffe Zurückweisung signali- 
sierte: Er feuerte den Auslands- 
redakteur Nicholas Davies, einen 
hochstehenden Mitarbeiter, 
nachdem Beweise dafür auf- 
tauchten, die diesen altgedienten 
britischen Journalisten mit ver- 
deckten Waffengeschäften des 
Mossad in Verbindung brachten. 
Maxwell, ein dreister und arro- 
ganter Mann, war für seine Mos- 
sad-Kontrolleure immer schwie- 
riger zu handhaben, wie diese 
Handlung beweist. 


»Maxwells Tod könnte sich als le- 
diglich eine weitere Episode der 
Bereitschaft Israels herausstel- 
len, sich die von Hersh so ge- 
nannte Samson-Option zu eigen 
zu machen - sich von Mord und 
Zerstörung, auf Einzelmord- 


oder auf Völkermordbasis zuzu- 
wenden, wenn es sich herausge- 
fordert fühlt«, warnte ein Diplo- 
mat der Vereinten Nationen. 
»Dieser Skandal hat eben erst be- 
gonnen«. Es kommt noch mehr 
hinzu.« oO 


Establishment 


Maxwell als 
Doppelagent 


identifiziert 


Lawrence Wilmot und Martin Mann 


Der Medienmogul Robert Maxwell baute sein weltweites Verlagsim- . 
perium auf »Betrug und Täuschung« auf, während er insgeheim als 
Doppelagent sowohl für den sowjetischen als auch für den israeli- 
schen Geheimdienst arbeitete, berichtet unser Sonderkorrespon- 


dent Alistair Faulkner aus London. 


Finanz- und Straftatfahnder, die 
hinzugezogen wurden, als der ex- 
travagante Finanzier im Novem- 
ber 1991 auf geheimnisvolle 
Weise ums Leben kam, als er mit 
seiner Jacht unterwegs war, sa- 
gen jetzt, Maxwell habe mittels 
»zweifelhafter«, von »Schulden 
getriebener und häufig unehrli- 
cher Deals« die Gewalt über 
Schlüssel-Nachrichtenübermitt- 
lungsfirmen (communications 
companies) von Budapest bis 
Brooklyn, New York, an sich ge- 
rissen, fand Faulkner heraus. 


Moskau steht bei 
Maxwell in der Kreide 


Maxwells Imperium bricht zu- 
sammen, da immer mehr Be- 
weise für illegale Verschiebungen 
von Vermögenswerten von Kapi- 
talgesellschaften auf solche, die 
Maxwell allein gehörten, auftau- 
chen. Diese dunklen Machen- 
schaften schlossen vermutlich 
Razzien auf Pensionsgelder des 
»Daily Mirror«-Zeitungskon- 
zerns und der Maxwell Commu- 
nication Corporation ein. Das 
Konkursverfahren dürfte bald ge- 
gen sämtliche Maxwell-Besitztü- 
mer eröffnet werden, und seine 
Söhne, die aus seiner Firma aus- 
geschieden sind, scheinen nicht 
in der Lage zu sein, das zu retten, 
was übrigbleibt. 


Aber die erstaunlichste Entdek- 
kung, die sich aus einer Untersu- 
chung der verworrenen Ge- 
schäfte des Presselords — der das 
Vertrauen von Weltführern hatte 
und dieses ausnutzte, um die öf- 


fentliche Meinung in einem Dut- 


Va a ae 


Robert Maxwell steht im Ver- 
dacht sowohl für den sowijeti- 
schen Geheimdienst KGB, wie 
auch für den israelischen Mos- 
sad gearbeitet zu haben. 


zend Ländern zu formen - ergab, 
ist die, daß Maxwell verdeckte 
Verbindungen sowohl zum sowje- 
tischen KGB als auch zum Mos- 
sad, Israels Geheimdienst unter- 
hielt. 


Geheime KGB-Akten, die kurz 
nach Maxwells Tod veröffentlicht 
wurden, brachten Beweise für 
ein langjähriges Verhältnis zwi- 
schen dem milliardenschweren 
Verleger und dem sowjetischen 
2/1992 |ODE 37 


£ 


a 


Establishment 


Maxwell als 
Doppelagent 
identifiziert 


Geheimdienst ans Tageslicht, für 
den Maxwell - ein ehemaliger 
tschechischer Staatsbürger des- 
sen richtiger Name Hoch war — 
anscheinend Geheimdienst- und 
Propagandatätigkeiten ausübte. 
Daß der KGB Maxwells Dienste 
schätzte, wurde weiter durch die 
Entdeckung dokumentiert, daß 
seine sowjetischen Herren Max- 
well bei dessen Tod noch 50000 
Dollar schuldeten. 


Der behäbige Presselord - unter 
Freunden als »Cap’n Bob« be- 
kannt — wurde eine Woche bevor 
er am 5. November 1991 auf ge- 
heimnisvolle Weise von Deck sei- 
ner Luxusjacht in den Tod stürzte 
als Mossad-Agent identifiziert. 


Die sensationelle Enthüllung er- 
schien in dem Buch über Israels 
geheimes Atomarsenal »The 
Samson Option« von Seymour 
Hersh. Maxwell bestritt diese Be- 
hauptungen und drohte mit ge- 
richtlicher Klage gegen zumin- 
dest eine Stelle in dem Buch, daß 
er mitgeholfen habe, die Entfüh- 
rung von Mordechai Vanunu, ein 
israelischer Atomtechniker, der 
versucht hatte, über die wach- 
sende verborgene Lagerung sei- 
ner Regierung von Waffen des 
Jüngsten Tages öffentlich Alarm 
zu schlagen, in die Wege zu lei- 
ten. Aber die seitdem eingetrete- 
nen Ereignisse lassen weitere 
Rechtsstreitigkeiten seitens der 
Familie Maxwell unwahrschein- 
lich erscheinen. 


Ein düsteres Lebewohl 
für den Kumpel 


Nachdem seine nackte Leiche 
vor den Kanarischen Inseln aus 
dem Atlantischen Ozean gebor- 
gen wurde, wurde sie nach Israel 
geflogen, wo Maxwell ein Staats- 
begräbnis erhielt, das sonst »Na- 
tionalhelden« vorbehalten ist, 
schrieb die französische Korres- 
pondentin Jacqueline de Mur- 
ville, die den Beerdigungsfeier- 
lichkeiten beiwohnte. Während 
Ministerpräsident Yitzhak Sha- 
mir und sein politischer Rivale 
Shimon Peres zusammen am offe- 
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Bei einem Staatsbegräbnis sagte der israelische Staatspräsident 
Chaim Herzog seinem »Waffenkameraden« Lebewohl. 


Shamir (links) wie Peres sind samt und sonders alte Spione und 
Terroristen wie Maxwell alias Ludvik Hoch. 


nen Grab standen, wurde die 
Grabrede für den Verleger von Is- 
raels Staatspräsident Chaim Her- 
zog gehalten, der seinem »Waf- 
fengefährten« ein düsteres Lebe- 
wohl darbot. 

»Es war ein herzlicher Tribut«, 
berichtete die Reporterin de 
Murville. »Shamir, Peres und so- 
gar der Präsident Herzog sind 
samt und sonders alte Spione und 
ehemalige Terroristen. Maxwells 
Tod muß sie als Niedergang eines 
altgedienten Agentenkumpels, 
das Dahinscheiden eines bluts- 
verwandten Untergrundgeistes, 
getroffen haben.« 


Aber in Großbritannien, wo der 
ehemalige Ludvik Hoch einge- 


bürgert wurde, ein wohlhaben- 
der und schließlich eine mächtige 
Figur in Weltangelegenheiten, 
wurde Maxwells Entlarvung als 
Doppelagent noch von der neuen 
Publicity übertroffen, die sich auf 
seine Schwindelei und Dieberei 
konzentriert. 


Schwerer Betrug 
eines Gauklers 


»Yes, He was a Crook« (»Ja, er 
war ein Halunke«) lautete die rie- 
sige Schlagzeile im »London 
Daily Telegraph« vom 5. Dezem- 
ber 1991. »Niemand hatte zu fra- 
gen, was das bedeutete«, sagte 
der ehemalige Korrespondent 


des »Telegraph« Fermin Gough. 
»Ganz England war sprachlos, 
als es den gleichzeitigen Zerfall 
der  Maxwell-Firmen-Pyramide 
und seines Rufes nach seinem 
Tod beobachtete.« 


Buchprüfer und Fahnder des Se- 
rious Fraud Office (Dezernat für 
schwere Betrugssachen), zusam- 
men mit Beamten aus einem Dut- 
zend anderer Vollzugs- und Auf- 
sichtsbehörden, haben herausge- 
funden, daß Maxwell sein Netz- 
werk privater und öffentlicher 
Firmen benutzte, um kriminelle 
Maschen zu verbergen, die, wie 
jetzt geschätzt wird, in Milliarden 
von Dollar gingen. 


»Wenn »Käpten Bob« eine große 
öffentliche Gesellschaft, wie 
Londons riesige. Daily Mirror 
Group, einen Nachrichtenblät- 
ter-Giganten, in die Hände be- 
kam, saugte er insgeheim die Ver- 
mögenswerte der Aktionäre, so- 
gar den Pensionsfonds, in seine 
eigenen, kleineren Holdings ab«, 
berichtete Faulkner. 


»Das Betrugsdezernat unter- 
sucht auch Berichte darüber, daß 
er riesige Darlehen von interna- 
tionalen Banken erhalten habe, 
dann den Sicherungsgegenstand 
unterschlug. Dieser Mann, der 
von den Medien als Finanzgenie 
und Schiedsrichter bei internatio- 
nalen Angelegenheiten charakte- 
risiert wurde, war anscheinend 
nichts anderes als ein Spion und 
Gaukler.« 


In. den Vereinigten Staaten, wo 
mindestens zwei große Finanzbe- 
triebe - die in Schwierigkeiten ge- 
ratene Citicorp und die Wall- 
Street-Firma Goldman Sachs — 
im Kielwasser des Maxwell-Skan- 
dals beträchtlichen Verlusten ent- 
gegensehen, nannten einige Be- 
obachter die jetzigen Enthüllun- 
gen »schlimmer als die BCCI-Af- 
färe«. 


»Maxwell legte seine Geldanle- 
ger und Gläubiger rein«, sagte 
Dr. Paul Molnar, ein Medienwis- 
senschaftler an der Universität 
von New York. »Aber was noch 
schlimmer ist, als internationaler 
Medienmagnat verdarb er die 
Gesinnung von Hunderten von 
Millionen Menschen. Die Zeit ist 
gekommen, um einen Blick hin- 
ter die Kulissen auf die verborge- 
nen Manipulierer zu werfen, die 
diesem gefräßigen Scharlatan zu 
Privatvermögen und öffentlicher 
Macht verhalfen.« 


- 
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Kanada 


Enereie- 


‚projekt 


als Umwelt- 
bedrohung 


Jack Gordon 


Obwohl Ölgesellschaften die Gefahr bestreiten, sagen einige kanadi- 
sche Regierungsbeamte, daß giftige Seen, die durch Produkte gebil- 
- det werden, die zurückbleiben, wenn Teersand (Ölsand) im Tagebau 
abgebaut wird, stark giftig sind und eine ernsthafte Gefahr für das 


Leben bedeuten. 


Umweltschützer können nur zu- 
sammenzucken bei dem Gedan- 
ken an das gewaltige Ausmaß der 
Schäden für die Umwelt, wenn 
die Deiche, die verschmutzten 
Schlamm und Naphtensäure ein- 
- dämmen, bersten würden. Einer 
- der Seen in Alberta, der Berge- 
 teich der Syncrude Canada Li- 
- mited, enthält giftigen Abfall aus 
dem Abbau und der Verarbeitung 

von Ölsand. Der Pool, der seit 
1978 ständig größer wird, ist der 
größte seiner Art in der Welt und 
erstreckt sich über eine Fläche 
- von 31 Quadratkilometer. 


: 150 Fuß (46 Meter) oberhalb der 
- Synerude-Anlage gelegen, wo 
tausende von Angestellten rund 
um die Uhr arbeiten, werden 
seine schmutzig-trüben Gewäs- 
ser von steilen Sanddeichen be- 
grenzt. 


Das schwarze 
Gold im Sand 


Sollte ein Deich durch übermä- 
Bige Niederschläge, seismische 
Tätigkeit, Erosion oder einen ter- 
roristischen Anschlag brechen, 
dann würde eine Flutwelle von 
vergiftetem Wasser und Teer alles 
auf seinem Weg überschwem- 


. men. 


Synerude ist der größte Teersand- 
betrieb in der Welt. Dieses Unter- 
nehmen, zu 70 Prozent Eigentum 
von Exxon, baggert und verarbei- 
tet etwa 10000 Tonnen Olsand 


kaustische Soda, um das Bitu- 
men aus dem Olsand zu »Wa- 
schen« und aufzuschwimmen. 


Als Clark-Heißwasser-Gewin- 
nung bekannt, nach seinem Er- 
finder Dr. Karl Clark so genannt, 
ist dies eine grundlegende Me- 
thode zur Verarbeitung von Ol- 
sand und weitgehend für den Ab- 
fallteer, Schlamm und das giftige 
Wasser in den Teichen verantw- 
ortlich. 


Die Technik wurde jedoch schon 
1929 entwickelt. Seitdem sind 
viele umweltschutzmäßig sichere 
Gewinnungsmethoden entwik- 
kelt worden. Ein neues patentier- 
tes Verfahren, zum Beispiel:wo- 
bei keine kaustische Soda ver- 
wendet und daher keine Naph- 
tensäure erzeugt wird, trennt das 
Bitumen und Edelmetalle von 
dem Sand und gibt diesen dann 
dem Land zurück. Es steht schon 
seit zehn Jahren zur Verfügung. 


Syncrude ist der größte Teersandbetrieb in der Welt. Es gehört zu 
70 Prozent Exxon, also dem Rockefeller-Clan. 


pro Stunde, 24 Stunden täglich, 
sieben Tage in der Woche, das 
ganze Jahr hindurch. 


Die Gewinnung von Bitumen, 
das heißt Schweröl, aus dem Öl- 
sand»erz« ist vielen anderen Ver- 
arbeitungsmethoden von abge- 
bauten Erzen gleich: Es ist im we- 
sentlichen ein Schwimmaufberei- 
tungsverfahren. 


Die Bitumen-Flotationsmethode 
verwendet heißes Wasser und 


Synerude und Suncor — an dem 
Abbauverfahren beteiligte Fir- 
men, zu deren Eigentümern in er- 
ster Linie Exxon, Sun Oil und die 
Provinz Ontario (Kanadas größte 
Provinz) gehören - wenden diese 
Technologie nicht an. 


Die Auswirkungen 
auf die Umwelt 


Aus behördlichen Statistiken in 
Alberta geht hervor, daß der Syn- 
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crude-Teich mindestens das 


160fach der 258000 Barrel Rohöl 
enthält, das bei der ökologischen 
Katastrophe mit der »Exxon Val- 
dez« auslief. Die im Teich enthal- 
tene Teermenge erhöht sich alle 
drei Wochen um die Menge eines 
Auslaufens der »Valdez«, zusam- 
men mit 30mal so viel Schlamm 
und noch größere Mengen an gif- 
tigem Wasser, heißt es in behörd- 
lichen Studien. 


Diese Giftigkeit ist auf lösbares 
Natriumsalz von Naphtensäure 
zurückzuführen. Diese Säure ist 
ein natürlicher Bestandteil von 
Bitumen, der durch das Gewin- 
nungsverfahren ausgelaugt wird. 
Sechs ähnliche aber kleinere 
Seen liegen fünf Meilen (8 km) 
östlich Oil Sands Group Plant 
von Suncor Inc. Ihre Inhalte sind 
auch tödlich, aber der erste 
Teich, der 1967 angelegt wurde, 
lauert jetzt 250 Fuß (70 m) über 
der angrenzenden Anlage und 
dem Athabasca River, ein Haupt- 
wasserweg, der tausende von 
Meilen von den Rocky Moun- 
tains in andere Flüsse mündet, 
die wiederum nördlich in die Be- 
aufort Sea fließen. Das Verarbei- 
tungswasser sowohl für Syncrude 
wird aus dem Athabasca gewon- 
nen. 


Es ist »eine Katastrophe, die sich 
jeden Tag ereignen könnte«, 
sagte ein Beamter der Royal Ca- 
nadian Mountain Police zum Ver- 
fasser dieses Artikels. 

Die Mounties sind nicht die einzi- 
gen Kanadier, die mögliche Ge- 
fahren erkennen, die mit den von 


den Ölgesellschaften angelegten 


Giftteichen zusammenhängen. 


Die Indianer 
beklagen sich 


Die Indianer aus Fort MacKay 
und Fort Chipewyan (125 Meilen 
flußabwärts) haben sich darüber 
beschwert, daß Gifte in den Atha- 
basca sickern und das Trinkwas- 
ser und den Fischbestand verseu- 
chen. Außerdem beklagen sie 
sich darüber, daß abgeleitetes 
Schwefeldioxyd die Luft um die 
Seen herum verpestet. 


Häuptling Dorothy MacDonald 
aus Fort MacKay war besonders 
wortreich, ihre Besorgnisse über 
die andauernde Verschmutzung 
und das langfristige Schicksal des 
giftigen Abfalls in den Bergtei- 
chen, besonders bei Suncor, zum 
Ausdruck zu bringen. 
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Kanada 
Energie - 
projekt 

als Umwelt- 
bedrohung 


»Wir werden nicht nur in der 
Luft, sondern auch im Wasser ver- 
giftet und unser Leben wurde zer- 
stört«, sagte Häuptling MacDo- 
nald im Juni 1991 zum CBC Net- 
work in Alberta.« Die Bergteiche 
sind voller Chemikalien und Ab- 
fallmaterial. Das Zeug wird nicht 
in irgendeiner Weise verwendet. 
Es bleibt nur dort liegen«, fügte 
der Chief hinzu. »Was wird 
schließlich mit dem Land passie- 
ren?« 


Menschen sind nicht die einzigen 
Geschöpfe, die in der Nähe der 
»Seen des Todes« betroffen sind. 


Flugenten sind verendet, nach- 
dem sie Teer ins Gefieder beka- 
men, wodurch Syncrude gezwun- 
gen wurde, hunderte von mecha- 
nischen Vogelscheuchen auf ein- 
zelnen Flößen schwimmen zu las- 
sen, von denen jedes eine Pro- 
pangas-Kanone betätigt, um die 


_ Wasservögel zu verscheuchen. 


Fische würden innerhalb von Mi- 
nuten umkommen, wenn sie in 
die Teiche gesetzt würden. _ 


Kümmert sich irgend 


Die Regierung von Alberta unter- 
nahm Anfang der achtziger Jahre 
einen Versuch, Suncor wegen 
Verschmutzung des Athabasca zu 
verklagen, aber das Verfahren 
wurde vom Staatsanwalt aus »Ge- 
sundheitsgründen« eingestellt 
und niemals wieder aufgenom- 
men. 


Zeitungsberichte stuften seiner- 
zeit die »Gesundheits«probleme 
des Staatsanwalts als starke Bela- 
stung, Stress, ein, die durch die 
Kompliziertheit des Prozesses 
hervorgerufen wurde. 


Selbst ein Ölsand-Industrieller 
räumte in einem Privatgespräch 
eine durch Niederschläge verur- 
sachte Auswaschung des steilen 
Suncor-Deiches ein, »die groß ge- 
.nug ist, um einen D-9- einen gro- 
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Abgebaut wird mit veralteter Technik ohne Rücksicht auf Umwelt 
und Menschen. 


ßen Caterpillar-Traktor — darin 
abstellen zu können«. 


Wissenschaftliche und technische 
Studien ergaben, daß Auswa- 
schungen durch Regenfälle, die 
den Sand eindämmenden Deiche 
beträchtlich schwächen und mög- 
licherweise einem regelrechten 
Deichbruch vorangehen, sehr 
wahrscheinlich sind. 


Offiziell vertreten Sprecher der 
Olgesellschaft eine andere An- 
sicht. Die Firmen behaupten, es 
bestehe keine Gefahr für Men- 
schen oder für die Umwelt bei ei- 
nem Deichbruch, der giftige Flüs- 
sigkeiten austreten läßt. Sie nen- 
nen das Gerede von katastropha- 
len Bergteich-Unfällen »Unruhe 
schürend«. 


Der »Ft. Mc Murry Express«, der 
in Alberta herauskommt, berich- 
tete Anfang 1991, daß Suncor ein 
5,5 - Millionen-Dollar-Projekt 
vollende, das darauf abziele, ei- 
nen 1986 mit einigen »schwa- 
chen« Baustoffen errichteten 
Deich zu verstärken. 


Ein Offizieller von Suncor sagte, 
Arbeiten an dem Dike Nr. 5 hät- 
ten ergeben, daß Unstabilität an 
der Sohle den Deich zur Erweite- 
rung ungeeignet macht. Die 
Firma plane, den von den Deichs 
eingefaßten Teichen mehr vorge- 
reinigtes Abwasser zuzuführen. 

Die durch diese Teiche des Todes 
aufgeworfenen natürlichen Fra- 


‚gen lauten, warum eine Ölgesell- 
schaft die Umwelt in Gefahr 
bringt, und warum eine Regie- 
rung dies geschehen läßt. Die 
kaum überraschende Antwort 
scheint Geld zu sein. 


Die goldene Regel 
des Profits 


Suncor produziert derzeit 65000 
Barrel synthetisches Rohöl. Syn: 
crude, das ein Jahrzehnt später 
begann, hat derzeit einen Aus- 
stoß von 165000 Barrel pro Tag. 


Wegen der wirtschaftlichen Ver- 
günstigungen aus diesen Projek- 
ten und der jetzt ständig rückläu- 
figen »herkömmlichen« Rohöl- 
produktion in Alberta - die Pro- 
vinz, in der das meiste Rohöl pro- 
duziert wird - wollen einige Olge- 
sellschaften baldmöglichst eine 
neue Ölsandanlage haben. Ob- 
wohl die Provinz Alberta ein- 
schlägige Bestimmungen zum 
Umweltschutz gegen Olsand und 
zur Erhaltung der natürlichen 
Ressourcen erlassen hat, ist sie 
auch am Stammkapital von Syn- 
crude beteiligt. Alberta rechnet 
1992 mit rund 250 Millionen Dol- 
lar von Syncrude, basierend auf 
einem Weltölpreis von 23 Dollar 
pro Barrel. 


Zwanzig Prozent von Kanadas 
Bedarf an Rohöl werden jetzt 
von den beiden kommerziellen 
Olsand-Abbauanlagen geliefert. 
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Die geldliche Auswirkung eines 
Produktionsverlustes in einer der 
Anlagen ist für Alberta und Ka- 
nada ein bedeutsamer Faktor. 


Ein großer Deichbruch bei Sun- 


cor und der sich daraus erge- 
bende weit verbreitete Schaden 
für die Umwelt und Verluste an 
Menschenleben könnte die Mut- 
tergesellschaft, Sun Co., in den 
Konkurs treiben. Er hätte auch 
schwerwiegende wirtschaftliche 
Folgen für die Provinz Ontario, 
der 20 Prozent von Suncor ge- 
hört. 


Wer haftet bei 
einem Unglück? 


Teilnehmer an Ölsand-Projekten 
brauchen keine Versicherung auf 
einen Deichbruch abzuschlie- 
Ben. Es wurden Fragen aufgewor- 
fen, ob eine der Organisationen 
oder der jeweilige Eigner auch 
nur einen kleinen Bruchteil der 
Deckungssumme trägt, die im 
Falle einer solchen Katastrophe 
anfallen würde. 

Politiker der Opposition wie 
John Melnnis, Mitglied der New 
Democratic Party und Kritiker 
der Umweltschutzgesetze der 
Provinz, erklärten, daß die Aus- 


wirkungen eines größeren Aus- 


flusses auf das empfindliche ark- 
tische Okosystem im wesentli- 
chen dauerhaft wären. 


»Es ist ein Umweltproblem di- 
rekt aus der Hölle, und es wird 
immer schlimmer«, sagte Meln- 
nis. »Jedesmal, wenn einer sagt, 
wir hätten eine giftige Substanz 


in ungeheuren Mengen, und wir 


müssen sie einfach dort lassen, 
wo sie:ist..., dann habe ich sehr 
viele Fragen zu stellen, und die 
sind bislang noch nicht beantwor- 
tet worden. Da die Haftpflicht 
des Betreibers. auf den Betrag, 
»reclamation fund«, (Gelder, die 
eine Industrie durch die Gewin- 
nung von brauchbaren Materia- 
lien aus Abfallprodukten erhält), 
drei Cents pro Barrel beschränkt 
werden darf..., wer ist dann noch 
greifbar?«, fragte er. »Das sind 
wieder einmal die Steuerzahler.« 
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Sowjetunion 


Was wird 


aus den 


- Atomwaffen? 


Martin Mann und Lawrence Wilmot 


Das Auseinanderfallen der ehemaligen Sowjetunion in ihre Bestana- 
teile stellt eine unvorhergesehene Gefahr dar: Was geschieht mit 
. dem kommunistischen Arsenal von 27000 Atomwaffen? 


- Beunruhigt durch Geheimdienst- 


x: berichte darüber, daß geschmug- 
‘ gelte sowjetische Atomwaffen 


‚und technologische Geheimnisse 
"auf den sich treiben lassenden 


weltweiten Waffenmarkt gelan- 


“ gen könnten, versammelt die 
 Bush-Regierung in aller Stille 


.. „Ihre Verbündeten, um diese neue 
;»und weit gefährlichere Atombe- . 


- drohung zu zügeln. 


+ Verkäufe auf dem inter- 
; nationalen Waffenmarkt 


'. Das, was in einem wissenschaftli- 


‘: chen Bericht »die weggelaufene 


Weiterverbreitung der Technolo- 
gie der Massenvernichtungswaf- 
fen« genannt wurde, war in den 
letzten Wochen das vorrangige 
Gesprächsthema auf der NATO- 


. Gipfelkonferenz in Rom, berich- 


tet unser Sonderkorrespondent 
Alistair Faulkner, der der Sitzung 
beiwohnte. 


Am 7. November 1991 führte US- 
Präsident George Bush in der ita-. 
lienischen Hauptstadt private 
Gespräche mit den führenden 
Persönlichkeiten der großen 
westeuropäischen Länder. Das 


- Thema: Immer mehr Beweise 


gibt esdafür, daß panikartige Ver- 


käufe von sowjetischen Vermö- 


' genswerten, nukleare Konstruk- 
“ tionspläne und sogar Militärgerät 


in den blühenden internationalen 
Waffenhandel »vorgehen«. 


»Wir dachten der Zusammen- 


bruch des Kommunismus würde 


‘der Menschheit das Schreckge- 
. spenst eines nuklearen Holo- 


- ner. »An die Stelle dieses freund- 


caust nehmen«, erklärte Faulk- 


: lichen Ausblicks ist die Furcht vor 


Zusammenstößen in der Dritten 


Welt, die mit geschmuggelten 


Atomwaffen ausgefochten wer- 
den, getreten.« 


Amerikanische Behörden sind 
auch über den sogenannten 
»Brain-Drain« (»Abwanderung 


- von Wissenschaftlern«) aus der 


Sowjetunion in die Dritte Welt 
beunruhigt. Sowjetische _Atom- 
wissenschaftler, die jetzt daheim 
arbeitslos sind und verzweifelt 
um ihren Lebensunterhalt rin- 
gen, bieten sich dem höchsten 
Anbieter zum Verkauf an, An- 
werbungsversuche durch Länder 
der Dritten Welt sind von ameri- 
kanischen Geheimdienststellen 
festgestellt worden, und Dimitri 
Wolkogonow, der den russischen 
Präsidenten Boris Jelzin in militä- 
rischen Angelegenheiten berät, 
regte dringend die Gründung ei- 
ner internationalen Stiftung an, 
um sowjetischen Wissenschaft- 
lern »bei ihren wirtschaftlichen 
Problemen zu helfen«. 


Der General sagte: »Dies ist eine 
potentielle AUTOREN] Kata- 
strophe.« 


Er sagte auch, Rußland werde 
sich um amerikanische Hilfe be- 
mühen, um sich die Technologie 


-anzueignen, Atomwaffen sicher 


zu demontieren und beseitigen 
zu können. 


Das auseinanderfallende 
Atom-Imperium 


Ein Blick auf das auseinanderfal- 
lende sowjetische Imperium 
»wird bestätigen, daß jene Be- 


-fürchtungen durchaus real sind«, 


sagte Professor Theobald Lager- 


krantz, ein deutscher Experte für 
sowjetische Angelegenheiten, 
Gastdozent an der Columbia 
University. 

die 


»Jahrzehntelang stand 


.NATO einem einzigen Gegner - 


die UdSSR - mit einem strategi- 
schen Vorrat von Megawaffen, 
der fest unter zentraler, strenger 
Bewachung stand, gegenüber«, 
erinnerte sich der deutsche Wis- 
senschaftler. 


Dieses »böse Imperium« ist jetzt 
durch mindestens vier abgebrök- 
kelte thermonukleare Mächte er- 
setzt worden — Ukraine, Ruß- 
land, Kasachstan und Weißruß- 
land -, fügte unser Informant 
hinzu. 


‘Diese neuerdings unabhängigen 


Republiken befinden .. sich. dar- 
überhinaus »in einem Zustand 
des Flusses und der Konflikte, 
wenn nicht des Chaos«, warnt ein 
vom Stab des NATO-Generalse- 
kretärs Manfred Woerner für das 
Gipfeltreffen erarbeiteter Be- 
richt. 


Das gilt ach für die sowjetische 
Kommunistische Partei, eine ver- 
wöhnte herrschende Klasse, die 
jetzt ihrer Gelder, Besitztümer, 
Sondervergünstigungen und Pri- 
vilegien beraubt wird. Diese rie- 
sige Bürokratie verkauft verzwei- 
felt, was sie verkaufen kann - 
Gold, Diamanten, Ol-Pachtver- 
träge, gelagerte Pelze - bei dem 
Versuch, das Geld auf Auslands- 
konten und verborgenen Depots 
zu waschen. Waffenverkäufe füh- 
ren die Liste dieses bolschewisti- 
schen Basars der Sonderange- 
bote an, heißt es in dem NATO- 
Bericht. "Washingtoner Geheim- 
dienstkreise äußerten - ähnliche 
Besorgnisse. 


Viele Hinterzimmer- 
Geschäfte 


»Die Sowjetunion war in der 
längsten Zeit der achtziger Jahre 
in der Ausfuhr von Kriegsgerät 
führend«, sagt Spaulding Wirth, 
ein ehemaliger Projekt-Koordi- 
nator des amerikanischen Vertei- 


digungsministeriums, jetzt ein - 


privater Berater in Verteidigungs- 
einheiten. »1987 zum Beispiel 
verkaufte Moskau Waffen im 
Werte von 19,4 Milliarden Dollar 
an Länder der Dritten Welt. Ver- 
gleichbare amerikanische Ex- 
porte beliefen sich nur auf insge- 
samt 5,75 Milliarden Dollar.« 


Viele dieser Verkäufe sind im 
Handel als »Einführungen« für 


- Atomwaffen bekannt. »Nehmen 


wir zum Beispiel Zimbabwes 
hartfäustige Regierung«, sagte 
Wirth. »In den letzten Jahren 
kaufte sie von den Sowjets 21 
MiG-29 Fulcrum-Düsenjäger für 
sage und schreibe 700 Millionen 
Dollar.« 


Arme Länder wie Zimbabwe 
zahlen für solche fortschrittli- 
chen Jagdbomber normalerweise 
mit Tauschgütern, stellte Wirth 
fest, »aber wenn der Leiter der 
sowjetischen Handelsmission - 
der ohnehin gefeuert werden 
soll, zusammen mit seinem kom- 
munistischen Chef - ihnen sagt, 
daß sie für zusätzliche fünf Millio- 
nen Dollar in bar Zwillings-Ab- 
schußrampen für Luft-Boden- 
Raketen mit Atomsprengköpfen 


-für diese Flugzeuge haben kön- 


nen, kömmen Zimbabwes Füh- 
rer natürlich in Versuchung. Sol- 
che Superwaffen würden sie zur 
meistgefürchteten Macht in ih- 
rem Teil der Welt machen«. 


Ähnliche : Hinterzimmer-Sonder- 
angebote könnten von einigen 
der neuen Republiken, wie Ka- 
sachstan, gemacht werden, das 
über ein von der Sowjetunion ge- 
erbtes Atomwaffenarsenal ver- 
fügt, das aber verzweifelt um De- 
viseneinkünfte, weniger um .sol- 
che Bomben des Jüngsten Tages. 
bemüht ist. 


»Es liegen immer mehr Berichte 
darüber vor, daß Handelsleute 
mit guten Verbindungen mit ho- 
hen Rabatten Atomgeschütze auf 
dem schwarzen Markt verkau- 
fen«, sagte Livio Paneque, Ex- 
portleiter eines Waffengroßhänd- 
lers in Miami. »Wir wissen, daß 
Algerien, Ghana und sogar 
Deutschland in letzter Zeit sol- 
che Unter-dem-Tisch-Angebote 
bekommen haben.« 


»Ich bin nicht darüber erstaunt, 
daß israelische Handelsleute als 
Makler für sowjetische Militär- 
exporte auftreten«, sagte Wirth. 
»Es sind Banditen, die das Genie 
der Weiterverbreitung von Atom- 
waffen aus der Flasche lassen. 
Nachdem sie jahrzehntelang mit 
diesem Kleinstaat bei dessen Auf- 
bau einer geheimen Superbombe 
unter einer Decke gesteckt ha- 
ben, haben die Vereinigten Staa- 
ten keine moralische und wenig 
rechtliche Befugnis dazu, andere 
Kleinstaaten daran zu hindern, 
das. Gleiche zu tun.« © 
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Solange die Hierarchie des Kremis das Verhalten des Landes auf al- 
len bedeutenden Ebenen noch stahlhart im Griff hatte, war die 
UdSSR eine Region, mit der es sich im wirtschaftlichen und finan- 
ziellen Sinne erstaunlich leicht leben ließ. Der internationale Wert 
des Rubel wurde verhältnismäßig stabil gehalten, und aus diesem 
und anderen Gründen waren die ARDERBSnGeIF enge ziem- 


lich harmonisch. 


Auf dem Finanzsektor begannen 


‚die Sowjets eine beträchtliche 


Auslandsschuld aufzubauen, 
nachdem sie entdeckt hatten, 
welche Hilfe derartige Darle- 
hensaufnahmen für sie sein 
konnte, um sie in die Lage zu ver- 
setzen, mit externen Zahlungs- 
schwierigkeiten fertigzuwerden. 


Aber da Moskau stets höchste 
Priorität darauf legte, diese Ver- 
schuldung stets ordnungsgemäß 
zu bedienen, genossen die So- 
wjets einen einmaligen: Ruf für 
Finanzehrlichkeit auf den inter- 
nationalen Kapitalmärkten. 


Keine Kontrolle über 
die Noten-Druckpresse 


Jetzt sieht das Bild schon ganz an- 
ders aus. Wegen des fast völligen 
Zusammenbruchs des Wirt- 
schaftslebens auf beinahe allen 
Gebieten verschlechtern sich die 
Dinge, wo man auch immer hin- 
schaut, und das auf höchst dra- 
matische Weise. Die Inflation wü- 
tet mit Preisen, die mit einem 
Tempo von über 100 Prozent pro 
Jahr ansteigen. Und da es keine 
Anzeichen dafür gibt, daß ir- 
gendetwas getan werden kann, 
um die Entwicklung zu verlangsa- 
men, scheint eine Hyperinflation 
dazu bestimmt zu sein, in baldi- 
ger Zukunft als normales Merk- 
mal der Szene in Erscheinung zu 
treten. 
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Darüber hinaus hat die Verschie- 
bung der grundlegenden Finanz- 
muster ein derart fortgeschritte- 
nes Stadium erreicht, daß der 
Leiter der Moskauer Staatsbank 
kürzlich einräumen mußte, daß 
diese praktisch alle Gewalt über 
die Geldversorgung verloren 
habe. Die einzige verbleibende 
Begrenzung ihres Wachstums, 
führte er aus, liege nunmehr in 
der Kapazität der Notendruck- 
presse. 


Eine Gefahr 
für den Westen 


Da die Auslandszahlungssitua- 
tion sich gleichzeitig verschlech- 
tert, ist. die Fähigkeit der UdSSR, 
weiterhin die notwendigen Devi- 
sen aufzutreiben, um die Aus- 
landsverschuldung, die auf mehr 
als 60 Milliarden Dollar geschätzt 
wird, bedienen zu können, zwei- 
fellos fraglich geworden. Die 
Bankbehörden in Moskau haben 
durchblicken lassen, daß die 
Nichterfüllung bei Auslandsobli- 
gationen nicht mehr sehr weit 
entfernt sein könnte. Und daß 
dies im Ausland nicht als bloße 
Drohung angesehen wird, ist aus 
der Tatsache ersichtlich, daß die 
Weltbank sich gezwungen sah, 
warnend darauf hinzuweisen, 
daß, indem Moskaus Kreditwür- 
digkeit hoffnungslos in Frage ge- 
stellt wird, eine solche Entwick- 
lung das Problem, die sowjeti- 


sche Wirtschaft über Wasser zu 
halten, ernsthaft verschlimmern 
würde. 


Die friedensmachenden Länder 
im Westen, die die sogenannte 
Gruppe der Sieben umfassen, ha- 
ben ihre Bereitschaft angedeutet, 
sich an einer Rettungsaktion auf 
diesem Sektor zu beteiligen. 
Aber es herrscht immer noch 
keine Gewißheit darüber, ob 
diese Bereitschaft Gestalt anneh- 
men wird, bevor alle Stränge rei- 
ßen. Es ist schon lange augen- 
scheinlich, daß ein so großer Sek- 
tor des Weltwirtschaftsgefüges, 
wie er von der UdSSR repräsen- 
tiert wird, nicht ohne Auswirkun- 
gen auf das Wohlergehen der üb- 
rigen Welt in den Untergang glei- 
ten konnte. Was jetzt deutlich in 
Erscheinung tritt, ist, daß der Ab- 


. fall der UdSSR von der Gnade 


des Schicksals dazu bestimmt ist, 
Proportionen anzunehmen, die 
den verwundbaren Sektoren in 
der Außenwelt großen Schaden 
zufügen könnten. 


Ein Gebiet, das möglicherweise 
mehr oder weniger unverzüglich 
ein solches Leid erfahren wird, ist 
dasjenige, das sich mit dem inter- 
nationalen Handel befaßt. Die 
Exportfähigkeit der. UdSSR ist 
bereits in ernsthafter Weise durch 
die zerstörerische Wirkung des 
Auseinanderfallens : der wirt- 
schaftlichen Verbindungslinien 
im Inland untergraben worden. 


Der Ansturm der Inflation, sich 
höher schraubender Löhne und 


‚Gehälter und anderer derartiger 


Geißeln können die Dinge nur 
noch verschlimmern. Die glei- 
chen Faktoren, verstärkt durch 
andere wie zum Beispiel das Pro- 
blem der Kreditwürdigkeit, 
könnten sich in gleicher Weise 
niederdrückend auf den Import- 
verkehr des Landes auswirken. 


Schwere Belastungen 
für die Banken 


Kaum weniger beunruhigend 
könnten die Auswirkungen der 
internationalen Schuldenkrise 
auf das westliche Finanzwesen 
sein. Das westliche Bankwesen 
tut sich schon seit einiger Zeit 
schwer, mit den Belastungen fer- 


tigzuwerden, die seiner Struktur 


durch eine Flut von uneinbringli- 
chen Forderungen zugefügt wur- 
den, die durch die Wirtschafts- 
flaute der Vereinigten Staaten, 
Großbritanniens und anderer 


sind. 
In allzu vielen Fällen sind große 


führender Staaten entstanden ; 


Bankhäuser schlecht darauf ein- : 


gerichtet, mit den zusätzlichen 
Drücken fertigzuwerden, die 
eine größere Nichterfüllung sei- 


tens der Sowjets automatisch mit - 
sich bringen würde. Es ist mit Si- _ 


cherheit anzunehmen, daß west- 
liche Banken, die diesen Proble- 
men und Sorgen ausgesetzt sind, 
damit rechnen können, von ihrer 


eigenen Regierung Hilfe zu be- | 


kommen, um mit dem neuen 
Kummer. zu leben, aber es ist 
auch offensichtlich, daß in dem 


Ausmaß, in dem diese Entwick-. 


lung sie dazu zwingt, die Luken 
noch fester zu schließen, als sie es 


- bereits getan haben, ihre Kunden 


an der Heimatfront sich weniger 
dazu bereit finden werden, ihren 
Bedürfnissen in bezug auf Darle- 
hensaufnahmen gerecht zu wer- 
den, als sie unter normalen Um- 
ständen gewesen wären. 


Ein dritter Weg, auf dem damit 
gerechnet werden kann, daß die 


Krise des Sowjetblocks die .. 


Unordentlichkeit auf westlichen 


Märkten verschärft, betrifft de- 


ren stillschweigende Auswirkun- 


gen auf das zukünftige Verhalten. 
der Preise für Edelmetalle im all- 


gemeinen und Gold im besonde- 
ren. 


Rückwirkungen auf 
den Goldhandel 


Die UdSSR war lange Zeit ein 
bedeutender Goldhersteller. Sie 
hat sich dieser Eigenschaft auch 
bedient, um eine beachtliche 
Menge des Metalls als internatio- 
nale Geldreserve anzuhäufen. 
Die Frage, die den Goldmarkt 
unter einer Wolke verhüllt, die 
möglicherweise noch eine be- 
trächtliche Zeit bestehen bleibt, 
lautet, in welchem Ausmaß die- 
ser Vorrat möglicherweise in An- 
spruch genommen wird, um das 
Handelsdefizit zu decken und zu 
verhindern, daß der Schulden- 
dienst zusammenbricht. 


Moskau hat weiter zur Ungewiß- 
heit beigetragen, indem es ver- 
wirrende Zahlen hinsichtlich der 
Goldmenge nannte, die es noch 
besitze. Es reagierte auch ver- 
schwommen auf die Frage, wel- 


che Verfahrensweise es einschla- 


gen werde, um.das Gold dazu zu 
verwenden, andere Lücken in 
den Außenhandelskonten zu 
schließen. 
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George Bush 


Auf dem Weg 
zur »Neuen 


Weltordnung« 


Steven A. Koczak 


Auf seinem Marsch zu einer »Neuen Weltordnung berief sich US- 
Präsident George Bush auf die Autorität des Sicherheitsrates der 
Vereinten Nationen, als er seinen Krieg gegen den Irak führte. Aber 
er schloß die gleiche internationale Körperschaft vorsätzlich von der 
späteren Konferenz über den Nahen Osten in Madrid aus. 


Nicht berichtet und unbemerkt 
von den Medien des Establish- 
ments war die Tatsache, daß der 
Sicherheitsrat der Vereinten Na- 
tionen bei dem Zusammenttref- 
fen zwischen Israel und ausge- 
wählten arabischen Staaten in 
Madrid überhaupt keine Rolle 
spielte. Ebenfalls ausgeschlossen 
von der Konferenz war der Irak, 
der einzige arabische Staat, der 
nicht nur am Persischen Golf, 
sondern auch bei der Gestaltung 
der Zukunft der Palästinenser, 
Jordaniens und der christlichen 
Bevölkerung des Libanons eine 
Rolle spielen wollte. 
Die Abwesenheit des Sicherheits- 
rates war das Ergebnis intensiver, 
geheimer Verhandlungen der 
Bush-Regierung mit der Sowjet- 
union, Großbritannien, Frank- 
reich (Mitglieder des Sicherheits- 
rates) und mit Israel und Saudi- 
Arabien, zwei Staaten, die wäh- 
rend der Reagan/Bush-Regierun- 
gen aktiv mit den Vereinigten 
Staaten und miteinander koope- 
riert hatten. 


Mit einer seiner geheimsten poli- 
tischen Entscheidungen, die vor 
der amerikanischen Offentlich- 
keit erfolgreich verborgen 
“ wurde, entschloß sich US-Präsi- 
dent George Bush im März 1991 
dazu, dem Sicherheitsrat bei der 
Lösung des israelisch-arabischen 
Konflikts jede Rolle zu verweh- 
ren. Der Sowjetunion käme. in 
der Person von Michail Gorbat- 
schow eine politische Scheinrolle 
zu; und eine viel geringere, still- 
schweigende, Frankreich und 
England - aber nur als Mitglieder 
der Europäischen Gemeinschaft, 
nicht des Sicherheitsrates. 


des Teilungsplanes des Sicher- 
heitsrates von 1947 zur Schaffung 
eines jüdischen und eines palästi- 
nensischen Staates zurückweist 
und sich weiterhin über aufeinan- 
derfolgende Resolutionen des Si- 
cherheitsrates, mit denen Israel 
verurteilt wird, hinwegsetzt. 


Saudi-Arabien kam man entge- 
gen, weil es seine langjährige Zu- 
sammenarbeit mit Israel, Eng- 
land und den Vereinigten Staa- 
ten, vor allem gegen die Palästi- 
nenser und gegen den Irak, im- 
mer noch verheimlichen wollte. 


Bushs Entscheidung, sorgfältig 
durch eine Aufeinanderfolge von 
Täuschungs-Pressekonferenzen 

über die vielen Monate der Rei- 
sen des amerikanischen Außen- 
ministers in den Nahen Osten 


Für den US-Präsidenten George Bush war Michail Gorbatschow 
ein treuer Verfechter der »Neuen Weltordnung«. 


Schließlich wurde die Europäi- 
sche Gemeinschaft in Madrid 
durch Hans van den Broek, dem 
Außenminister der Niederlande, 
vertreten. England, Frankreich 
und die Sowjetunion stimmten 
dieser Abmachung im Spätfrüh- 
jahr zu. Rotchina, ein weiteres 
Mitglied des Sicherheitsrates, 
wurde nicht im voraus zu Rate ge- 
zogen, sondern nur von der Ab- 
machung unterrichtet, als sie be- 
reits getroffen war. 


Diese Entscheidungen wurden 
getroffen, um den Vereinigten 
Staaten eine peinliche Verlegen- 
heit zu ersparen, Israel zu befrie- 
digenden und Saudi-Arabien ent- 
gegenzukommen. 


Israel war gegen die Anwesenheit 
des Sicherheitsrates bei der Kon- 
ferenz, weil es die Grundsätze 


und nach Moskau hinweg ver- 
tuscht, verkehrte seine lauthals 
verkündeten außenpolitischen 
Programmpunkte _ hinsichtlich 
der Neuen Weltordnung ins Ge- 
genteil und verstieß gegen sie. 
Sie stand am schärfsten im Ge- 
gensatz zu der amerikanischen 
Diplomatie, sich Saddam Hus- 
sein im Persischen Golf auch: 
heute noch entgegenzustellen, 
vor allem durch Beibehaltung 
der weltweiten wirtschaftlichen 
Repressalien der UNO gegen 
den Irak. 


Täuschung der 
Weltöffentlichkeit 


Im Falle des Krieges gegen den 
Irak war Bush in den Mantel des 
Sicherheitsrates geschlüpft und 
hatte in einem Zeitraum von 
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sechs Monaten in rascher Reihen- 
folge eine Resolution nach der 
anderen durchgedrückt. Zweck 
der Übung war es, dem amerika- 
nischen Volk glaubhaft zu ma- 
chen, der Irak stehe mit der gan- 
zen Welt in Konflikt. Auf dieser 
Grundlage bekam Bush schließ- 
lich die zögernde Zustimmung 
des Kongresses, gegen den Irak 
mit militärischer Gewalt vorge- 
hen zu dürfen. 


Anschließend arrangierte Bush 
die Einberufung der Konferenz 
von Madrid in geschickter Weise 
so, daß man den über die letzten 
45 Jahre hinweg vom Sicherheits- 
rat getroffenen Resolutionen be- 
züglich Israel und: Palästina aus- 
weichen und sie völlig ignorieren 
konnte. 


Bushs Ziel: Gemeinsame 
Außenpolitik mit Israel 


Hinter Bushs Entscheidung, 
diese radikal unterschiedliche 
Norm auf Israel anzuwenden, 
stand das Werk eines Kaders von 
hochgestellten Experten im Na- 
tionalen Sicherheitsrat der USA 
und im Außenministerium in 
Washington. 


Diese Experten, die zumeist un- 
bekannt sind, weil ihre Erkennt- 
nisse nicht veröffentlicht werden, 
gehören dem sogenannten neo- 
konservativen Netzwerk an, des- 
sen Mitglieder sowjetfreundlich 
und israelfreundlich sind. Die 
meisten von ihnen gehören dem 
American Israel Public Affairs 
Committee (AIPAC) an. 


Ihre Hauptthese besagt, daß die 
amerikanische Außenpolitik Is- 
rael und die jüdische Diaspora als 
einzige Gemeinde und Rechtsträ- 
ger betrachten sollte, und das 
Weiße Haus, zusammen mit dem 
US-Außenministerium, sollte 
sich selbst als »Superregierung 
des anderen Ichs« betrachten, die 
diese erweiterte Gemeinde so- 
wohl in den Vereinigten Staaten 
als auch im Nahen Osten schützt. 
Nach Meinung dieser Experten 
sollten die Innen- und Außenpoli- 
tik der USA im Falle Israels und 
der Diaspora vereinigt werden. 


Aus Kreisen, die dem Washingto- 
ner Institute for Near East Policy, 
einem israelfreundlichen Think 
Tank« des Weißen Hauses mit 
gleichermaßen engen Bindungen 
zu dem saudi-arabischen Bot- 
schafter in den Vereinigten Staa- 
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George Bush 


Auf dem Weg 
zur »neuen« 
Weltordnung« 


ten, Prinz Bandar, nahestehen, 
verlautet, daß Bushs Dilemma 
darin bestehe, das Problem 
gleichzeitig günstig für Israel und 
für die arabischen Staaten und 
Palästina lösen zu müssen. Um 
die arabische » Anti-Irak«-Koali- 
tion zusammenzuhalten, mußte 
Bush von »Land für -Frieden« 
sprechen. 


Die doppelbödige 
US-Politik für den 
Nahen Osten 


Um Israel zu befriedigen, mußte 
- Bush ein Forum schaffen, in dem 
Israel die Resolutionen der Ver- 
einten Nationen außer Acht las- 
sen konnte. Dies konnte durch di- 
rekte Verhandlungen mit den ara- 
bischen Staaten zur Ausarbei- 
tung von Vereinbarungen, be- 
schränkt auf eine begrenzte Au- 
tonomie aber keine Eigenstaat- 
lichkeit für Palästinenser, nur un- 
ter sich selbst geschehen. Außen- 
seiter wie der Sicherheitsrat, der 
immerhin eine Resolution be- 
schließen könnte, sollten dabei 
draußen vor der Tür bleiben. 


Der sich daraus ergebende Plan, 
der sich auf die langjährige Al- 
lianz zwischen den Vereinigten 
Staaten, Israel und Saudi-Ara- 
bien, die unter der Reagan-Re- 
gierung von Bush und William 
Casey aufgebaut wurde, stützte, 
bestand darin, zwei völlig entge- 
gengesetzte Verfahren anzuwen- 
den. Dies würde Bush die Mög- 
lichkeit bieten, in zwei verschie- 
dene der vielen Umhänge in der 
großen Bühnengarderobe, über 
die er als Folge der vielen interna- 
tionalen Organisationen, denen 
die Vereinigten Staaten angehö- 
ren, verfügt, zu schlüpfen. 


Im Falle des Kriegs am Persi- 
schen Golf zog Bush den Sicher- 
heitsrat mit hinein und berief sich 
auf dessen Autorität. 


Für die Konferenz in Madrid 
schloß Bush den Sicherheitsrat 
aus, berief seine Verhandlung 
selbst ein und trat in Madrid als 
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Gastgeber auf, ohne die Befugnis 
der Vereinten Nationen in An- 
spruch zunehmen. 


Der Kreis der Berater 
des US-Präsidenten 


Zu den Hauptentwicklern dieser 
beiden Verfahren gehörte Dennis 
Ross, 42, ehemals Freund von 
Robert Kennedy und George 
McGovern und eng mit AIPAC 
verbunden. Ross, im amerikani- 
schen Außenministerium, und 
Richard N. Haass, Sonderassi- 
stent des Präsidenten im Nationa- 
len Sicherheitsrat, waren zwei 
der wichtigsten Mitarbeiter, die 
die Strategie entwickelt haben, 
den Sicherheitsrat für den An- 
griff auf den Irak zu benutzen. 
Bush belohnte Haass für seine 
Dienste am Persischen Golf mit 
einer Präsidenten-Medaille. 


Einer seiner engsten Mitarbeiter 
war Robert Gates; der soeben 
vom Senat als Bushs Wunschkan- 
didat für den Posten des Leiters 
des CIA bestätigt wurde. Weiter- 
hin gehörte Aaron D. Miller zu 
dieser Gruppe, von dem berich- 
tet wird, er sei der Sohn eines 
mächtigen Israel-Lobbyisten in 
Cleveland. Miller hat sehr viel 
über die Palästinenser und die Pa- 
lestine Liberation Organization 
(PLO) geschrieben. Er gehört 
derzeit dem politischen Plan- 
ungsstab des amerikanischen Au- 
ßenministeriums an. 


Gleichermaßen einflußreich war 
Daniel C. Kurtzer, Assistent des 
stellvertretenden Außenmini- 
sters im Planungsstab für Politik. 
Kurtzer, ein Absolvent der Yes- 
hiva University, diente bei der 
amerikanischen Botschaft in 
Kairo und der amerikanischen 
Botschaft in Tel Aviv von 1982 bis 
1986, als Aaron Miller von 1980 
bis 1984 an der amerikanischen 
Botschaft in Amman, Jordanien, 
arbeitete. m] 


Waffen 


Wie Israel die 
Bombe bekam 


Victor Marchetti 


Das neue Buch des preisgekrönten Journalisten Seymour Hersh 


»The Samson Option: Israel’s Nuclear Arsenal and American Por- 
eign Policy« bringt die Pro-Israel-Bande ins Rotieren. Schon hat der 
Zeitungsbaron Robert Maxwell (»London Daily Mirror«, »New 
York Post«, die Jerusalemer »Ma’ariv«) Hersh und den britischen 
Verleger des Buches verklagt. Der Medienmagnat war wütend über 
Hersh, weil dieser seine, Maxwells, Rolle bei Israels Versuch im 
Jahre 1986, Mordechai Vanunus Aufdeckung des Umfangs des Atom- 
arsenals des Judenstaates - und Vanunus anschließende Entführung 
durch den Mossad - zu unterdrücken, aufgedeckt hat. 


Der große, prahlerische Robert 
Maxwell hoffte, daß er unter Bri- 
tanniens scharfen Verleumdungs- 
gesetzen Hersh und seinem Lon- 
doner Verleger schweren finan- 
ziellen Schaden zufügen kann. 
Aber der zionistische Meister der 
Desinformation wagte es nicht, 
den Untersuchungsjournalisten 
in den USA zu verklagen, wie es 
Henry Kissinger einst tat — und 
dabei verlor. In einem früheren 
Buch »The Price of Power: Kis- 
singer and the Nixon White 
House« entlarvte Hersh Kissin- 
ger als den politischen Schurken, 
der er ist. Kissingers fehlgeschla- 
gene Verleumdungsklage gegen 
den Verfasser zog sich jedoch 
über Jahre hin und kostete Hersh 
und seinen Verleger ein Vermö- 
gen. 


Eine alte Story 
mit neuen Gewürzen 


Wenn auch vieles, was Hersh in 
seinem neuen Buch berichtet, 
Washingtoner Geheimdienstlern 
und Politikern, und was das be- 
trifft, auch in Medienkreisen, 
sehr wohl bekannt ist, gibt der 
Verfasser einer alten Story viel 
neue Gewürze hinzu. Der viel- 
leicht interessanteste Gesichts- 
punkt des Buches ist, daß Hersh 
mit dem Finger auf die amerika- 
nische Regierung zeigt und jede 
Regierung seit Kennedy anklagt, 
gegenüber Israels Atomwaffen- 
programm blind gewesen zu sein. 
Ungeachtet der Tatsache, daß Is- 
rael jetzt über ein Arsenal von 
mehreren hundert thermonu- 
klearen Sprengköpfen und Neu- 


Mordechai Vanunu, ein ehema- 
liger Techniker der _ israeli- 
schen Atomwaffen-Fabrik Di- 
mona, hat als erster die Weltöf- 
fentlichkeit auf Israels Atomar- 
senal aufmerksam gemacht. 


tronenbomben verfügt, ‚hat die 
amerikanische Regierung die 
Atomkapazität des Judenstaates 
immer noch nicht öffentlich zuge- 
geben. 


Es mag jetzt für die derzeitige 
Bush-Regierung gute Gründe da- 
für geben, dieses Versagen wei- 
terhin zu vertuschen. Es wäre 
mehr als peinlich, anerkennen zu 
müssen, daß Israel 1973 das 
Weiße Haus Nixons — während 
des Yom-Kippur-Krieges -, wahr- 
scheinlich die Reagan-Mann- 
schaft im Jahre 1982 — während 
des Libanon-Krieges — und 
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höchstwahrscheinlich die Bush- 
Regierung 1990 - im Golf-Krieg- 
mit nuklearer Erpressung be- 
drohte. Und. die Geschichte 
könnte sich heute wiederholen, 
da George Bush bestrebt ist, Is- 
rael unter Druck zu setzen, mit 
den Palästinensern und mit sei- 
nen arabischen Nachbarn Frie- 
den zu verhandeln. 


Eine Gefahr für 
den Nahen Osten 


Die Geschichte, wie Israel die 
Bombe bekam, so wie sie von 
Hersh erzählt wird, ist in der Tat 
faszinierend. Man kann jedoch 
die Auffassung nicht erschüttern, 
daß diese unnötige und gefährli- 
che Weiterverbreitung nicht hätte 
zu geschehen brauchen, wenn 
nur ein amerikanischer Präsident 
den Mut aufgebracht hätte, der 
jüdischen Pro-Israel-Lobby, die 
ihr Geld und ihren Einfluß in den 
USA dazu benutzte, um Israels 
Entwicklung von Kernwaffen zu 
unterstützen, zu widerstehen. 


Die Tatsache, daß Israel sich mit 
diesem Kriegsgerät zur Massen- 
vernichtung bewaffnet hat, 
führte unter anderem zu dem Vor- 
stoß seitens des Irak und - in ge- 
ringerem Ausmaß — Syriens, es 
den nuklearen Fähigkeiten des 


Judenstaats gleich zu tun, was 
wiederum den verrückten Rü- 
stungswettlauf auslöste, der im 
vergangenen Jahrzehnt in der 
Region vonstatten ging. 


Der Erwerb eines nuklearen Ar- 
senals hat dem Judenstaat ein fal- 
sches Sicherheitsgefühl verlie- 
hen. Israel ist nunmehr in der 
Lage, seine arabischen Nachbarn 
zu vernichten. Aber der einzige 
Weg, dies möglicherweise zu be- 
werkstelligen, besteht darin, daß 
es sich dabei selbst vernichtet. 


Daher stammt der Titel des Bu- 
ches von Hersh, »The Samson 
Option«, wie der Verfasser uns 
sagt, aus einem 1976 in »Com- 
mentary« von Norman Podho- 
retz veröffentlichten Essay, in 
dem der berühmte Neokonserva- 
tive schrieb: »Man pflegte zu sa- 
gen, daß die Israelis einen Ma- 
sada (Selbstmord-)Komplex hät- 
ten..., aber wenn man die Israelis 
unter dem Aspekt eines »Kom- 
plexes«, der Selbstmord statt Ka- 
pitulation involviert und dies ver- 
wurzelt in einem relevanten Prä- 
zedenzfall der jüdischen Ge- 
schichte, verstehen soll, dann 
wäre das Beispiel Samson, des- 
sen Selbstmord die Vernichtung 
seiner Feinde herbeiführte, eher 
angebracht...« 

Beinahe verloren in der Erzäh- 


lung der Bombengeschichte ist 
ein neuer Aspekt des Spionage- 
falles Jonathan Pollard. Hersh, 
der für seine Fähigkeit bekannt 
ist, Einzelheiten auszugraben, 
die anderen entgehen, vollbringt 
die .Meisterleistung, das volle 
Ausmaß und die wahre Bedeu- 
tung Pollards — und Israels - jah- 
relanger Spionage gegen die ame- 
rikanische Regierung zu erklä- 
ren. Der einzige andere tiefgrün- 
dige Blick auf den Fall Pollard 
von Wolf Blitzer - ehemals von 
der »Jerusalem Post«, jetzt 
CNN’ Defense Department Kor- 
respondent — jubelt dem Leser 
die gängige Vertuschungsstory 
des israelischen Geheimdienstes 
unter die Weste. Danach war die 
Pollard-Operation eine unglück- 
liche Verirrung, und, abgesehen 
davon, habe er der Sicherheit der 
Vereinigten Staaten eigentlich 
keinen Schaden zugefügt, weil er 
nur Informationen über arabi- 
sche Terroristen stahl, die der 
CIA Israel nicht geben wollte, 
was sie aber hätte tun müssen. 
Pollard rettete also die Welt vor 
Saddam Hussein! 


Pollard rettete die Welt 
vor Saddam Hussein 


Dem ist nicht so, schreibt Hersh. 
Pollard spionierte mehr als vier 


Jahre lang für Israel, seit 1981 - 


nicht nur die 17 oder 18 Monate 
die Pollard gestanden hat. Auch 
stahl Pollard nicht nur Geheim- 
nisse über die Araber, er raubte 
den amerikanischen Geheim- 
dienst blindlings aus und stahl 
einige von dessen empfindlich- 
sten Geheimnissen, nämlich KH- 
11-Satelliten-Erkennungsdaten 
über strategische militärische Fä- 
higkeiten der Sowjets. 


Darüber hinaus, schreibt Hersh, 
billigte der israelische Minister- 
präsident Yitzhak Shamir persön- 
lich die Weitergabe einiger dieser 
sensiblen Nachrichten durch den 
Mossad an den KGB. Dieser Ver- 
rat seitens Pollards und der Israe- 
lis kostete laut Mitteilung von Be- 
amten des US-Geheimdienstes 
amerikanischen Agenten in der 
UdSSR das Leben und ermög- 
lichte es den Sowjets, einige kriti- 
sche Ziele vor der amerikani- 
schen Aufklärung zu schützen. 


Es gibt genügend 
freiwillige Spione 


Bei dieser Betrachtung des Falles 
Pollard liefert Hersh weitere Be- 
weise dafür, daß Israels Spionage 
gegen die USA keine Verirrung 
war. Der Mossad und andere isra- 
elische Nachrichtendienste hät- 
ten seit Jahren ihr Handwerk ge- 
gen die amerikanische Regierung 
ausgeübt — und tun dies zweifel- 
los immer noch -. Die meisten 
der verdächtigen zionistisch- 
amerikanischen Verräter seien je- 
doch inzwischen aus dem Regie- 
rungsdienst ausgeschieden. Aber 
es stünden zahlreiche andere 
»sayanim« — Freiwillige — zur Ver- 
fügung, um die Aufgabe weiter- 
hin durchzuführen. 


Man kann nur darauf gespannt 
sein, ob Alan »Chutzpe« Dersho- 
witz, einer der Anwälte Pollards, 
eine ganze Seite in der »New 
York Times« aufwenden wird, 
um Hersh als selbsthassenden Ju- 
den anzugreifen. Er kann Hersh 
kaum des Antisemitismus bezich- 
tigen, wie der lauthalsige, ehrgei- 
zige Anwalt es tat, als er kürzlich 
seine ganzseitige Anzeige im 
»Wall Street Journal« Aufgabe, 
in der er James Steward vom 
»Wall Street Journal« und Verfas- 
ser des Buches »Den of Thieves« 
angriff, weil dieser geschrieben 
hatte, ein anderer von Dersho- 
witz’s Mandanten, der Junk- 
Bond-König Michael Milken, sei 
ein Gauner. oO 
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Libanons Gene- 
ral Aoun spricht 
von Verrat 


General Michael Aoun, der li- 
banesischa Kommandeur, der 
vor einem Jahr von syrischen 
Streitkräften gestürzt wurde und 
nach Frankreich emigrieren 
. mußte, klagte in einem Interview 
mit der französischen Tageszei- 
tung »Le Figaro« an, daß er 
durch die unmoralische Realpoli- 
tik des Westens fallengelassen 
wurde. 


»Es war 7 Uhr morgens, als die 
syrische Offensive begann«, 
sagte er. »Mir war sofort klar, daß 
die syrischen Truppen von allen 
Seiten angriffen, und ich .sagte 
mir, um das tun zu können, müs- 
sen sie vom Westen grünes Licht 
bekommen haben. Wir hatten 
keinerlei Mittel, um den schma- 
len Landstreifen zu verteidigen, 
und ich hielt es für klüger, das 
Blutbad zu vermeiden.« 


Aoun glaubt, er sei bezüglich der 
Vereinigten Staaten »naiv«-gewe- 
sen. »Ich konnte nicht glauben, 
daß die Vereinigten Staaten eine 
doppelte Moral haben«, sagte er. 
»Leute sagen oft zu mir: »Sie (die 
USA) haben den Libanon an Sy- 
rien verkauft, als Gegenleistung 
für Präsident Hafez Assads Un- 
terstützung ihres Kriegs gegen 
den Irak«. Ich antworte dann: 
»Kommen Sie, das ist unmöglich. 
Moralisch können sie das doch 
nicht tun«.« 


Am Abend vor dem. syrischen 
Angriff am 27. September 1990 
wußte General Aoun genau, daß 


alles vorbei war. »Als die Israelis. 


und die Amerikaner offiziell er- 
klärten, sie seien gegen eine mili- 
tärische Intervention, bekam ich 
es wirklich mit der Angst zu tun. 
Das Ganze roch mehr nach Pon- 
tius Pilatus. Sie wuschen sich 
schon im voraus die Hände in Un- 
schuld. Ich begriff in diesem Au- 
genblick, daß etwas passieren 
würde.« 


»Alle haben mich fallen gelas- 
sen«, sagte Aoun. »Alle außer 
das libanesische Volk.« Und als 
er, gefragt wurde, warum er die 
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Realpolitik nicht irgendwie aner- 
kennen wollte, erwiderte Aoun: 
»Ich mag das Wort nicht. Realpo- 
litik ist die Politik von Leuten, 
die weder Kriterien noch Bezugs- 
punkte haben. Ich glaube, wer 
keine moralischen Kriterien hat, 
kann nicht richtig denken« D 


Kauft Malaysia 
sowjetische 
Waffen? 


Malaysia trägt sich mit dem Ge- 
danken, Kriegsgerät, darunter 
Düsenjäger, von der ehemaligen 
Sowjetunion zu kaufen, soll der 
Ministerpräsident Mahathir Mo- 
hammed gesagt haben. Moskau 
habe angeboten, ausgeklügeltes 
Kriegsgerät unter einem Sam- 
mel-Deal zu verkaufen, das auch 
die Übergabe von Technologie 
beinhaltet. 


»Wir müssen zu einem Entschluß 
kommen, was für uns geeignet 
ist, ob unsere Interessen mit dem 
übereinstimmen, was sie anbie- 
ten«, sagte der Ministerpräsi- 
dent. Es sei nichts verkehrt 
daran, Waffen von der ehemali- 
gen Sowjetunion zu kaufen, da 
diese »kein kommunistisches 
Land mehr ist«. Sowjetische Mili- 
tärausrüstung mag »grob und we- 
nig attraktiv erscheinen«, aber 
sie ist ebenso gut, wenn nicht bes- 
ser als westliche Waffen, sagte er, 
»Wir werden mit niemandem 
Krieg führen, sondern legen das 
Schwergewicht nur auf unsere 
Verteidigung, obwohl. unsere: 
Nachbarstaaten ausgeklügelte 
Düsenjäger wie die F-16 besit- 
zen«, sagte Mahathir. 


Er nannte keine Einzelheiten, 
aber die Sowjets sollen den ver- 
kauf der MiG-29 und der Sukhei 
SU-27 an Malaysia angeboten ha- 
ben, heißt es aus Kreisen des Ver- 
teidigungsministeriums. 


Der Beamte aus dem amerikani- 
schen Verteidungsministeriums, 
Donald Atwood, soll laut Reu- 
ters dazu geäußert haben, daß 
der wirtschaftliche Zusammen- 
bruch der Sowjets eine gefährli- 
che Wanderungsbewegung von 
Wissenschaftlern - und Waffen- 
technologie in die Dritte Welt 
auslösen wird. Atwood, der noch 
im November 1991 sowjetische 
Verteidigungsanlagen besuchte, 
sagte zu Reportern - als Beispiel 
für die verzweifelte Lage der So- 


wjets auf dem Finanzsektor -, 
daß Beamte im sowjetischen 
Raumfahrtzentrum mit amerika- 
nischen Besuchern über den Aus- 
tausch von Raketen-Technologie 
gegen Auslandsfinanzierung zur 
Unterstützung ihres Raumfahrt- 
programms gesprochen haben. 
»Ich bin sehr besorgt über den 
Verkauf von Technologie«, sagte 
er. »Was wir stoppen müssen, ist, 
daß die Sowjets Waffen an Län- 
der verkaufen, die unstabile Re- 
gierungen oder eine Geschichte 


der Aggression oder eine Ge- 


schichte des Terrorismus haben. 
Insbesondere wollen wir die Flut 
der Technologie eindämmen, die 
ihnen später die Fähigkeit verlei- 
hen könnte, Massenvernich- 


'tungswaffen herzustellen.« D 


Neue Art von 


Cholera tötet in 


zwei Stunden 


Eine in Lima, Peru, neu ent- 
deckte Art von Cholera tötet in 
zwei Stunden, teilten leitende 
Persönlichkeiten des Kinder- 
krankenhauses in Lima mit. Sie 
waren die ersten, die diese neue, 
tödlichere Art entdeckten, an- 
scheinend die Folge von Mutatio- 
nen, die während des peruani- 
schen Winters stattfanden. Jetzt, 
wo der Sommer hereinkommt, 
bricht die Cholera-Epidemie des 
Landes erneut aus. Und wenn 
diese neue Art zu einer allgemei- 
nen Erscheinung wird, dann 
könnte sie dieses Mal weitaus 
tödlicher sein. 


Die Gesamtzahl der Fälle beläuft 


sich, wie berichtet wird, derzeit _ 


auf 231113. 


Unterdessen sagte Dr. Alberto 
Vargas in Mexiko, ein Angestell- 
ter des Gesundheitsministeriums 
im-Staate Chipas, in einem Inter- 
view: »Die Menschen sterben, 
aber die Ergebnisse von Obduk- 
tionen werden verschwiegen. 
Die Informationen werden von 
der Staatsregierung und deren 
Gesundheitsbeamten zurückge- 
halten ... anscheinend auf An- 
ordnung des Präsidenten.« 


Er und andere Ärzte meinen, die 
Staatsregierung befürchte, es 
könnte der lukrativen Touristen- 
Industrie schaden, wenn über 
diese Dinge berichtet wird. Dr. 
Vargas wurde seines Postens ent- 
hoben, vermutlich, weil er die 


Dinge offen angesprochen hatte. 
Gesundheitsbeamte der Regie- - 
rung behaupten, es habe nur 54 
Fälle von Cholera und einen To- 
desfall in Chipas gegeben, aber 
nach unabhängigen Berechnun- 
gen beläuft sich die ZahlderCho- 
lera-Fälle auf 500 und die der To- . 
desfälle auf mindestens zehn. 
Wenn das Verhältnis 10: 1 landes- 
weit zuträfe, dann beliefe sich die 
Zahl der zugegebenen Fälle in 
Mexiko von 1747 in Wirklichkeit 
auf 17470. 


Eine andere Arztin in Chipas be- 
richtete, daß die staatliche Klinik 
in ihrer Stadt »mit kranken Men- 
schen überfüllt ist, aber es wird 
bestritten, daß es sich um Cho- 
lera handelt und man nennt es 
stattdessen Magen-Darmentzün- 
dung«. 


Ein Landarzt soll über NAFTA 
gesagt haben: »Ich will nicht, daß 
die Amerikaner und Kanadier 
glauben, daß sie eine Partner- 
schaft mit Leuten eingehen, die 
nicht einmal eine so einfache Sa- 
che wie Cholera bewältigen kön- 
nen.« m} 


Kein Bortschritt 
bei Gesprächen 
zwischen Haiti 
und OAS 


Die geplante Rückkehr einer De- 
legation der Organisation of 
American States (OAS) nach 
Haiti ist verschoben worden, da. 
sich das Militär von Haiti und die 
OAS immer. noch nicht. einigen 
können. Obwohl einige gemä- 
Bigte politische Kräfte versu- 
chen, Lösungen hinauszuschie- 
ben, mit denen die Armee ge- 
schützt wird, während sie die 
Rückkehr des gestürzten Präsi- 
dent Jean-Bertand Aristide zu- 
lassen, beharren einige hochste- 
hende Gehilfen Aristides und 
westliche Diplomaten darauf, 
daß die Armee aufgelöst und von 
einer Gendarmerie nach franzö- 
sischem Vorbild abgelöst wird. . 
Die entspricht der grundlegen- 
den US-Politik gegenüber allen 
bewaffneten Streitkräften Mittel- 
und Südamerikas, und ist sicher- 
lich ein beabsichtigter Endpunkt 
der derzeitigen Krise. 


Die »New York Times« zitierte 
den französischen Botschafter‘ 
für Haiti, der dazu aufgerufen ha- 


W 


. ben, daß »Elemente« in der Ar- 
. : mee von Haiti streng bestraft wer- 


den. Gleichzeitig unterstütze er 
den Gedanken an einen militäri- 
schen Einmarsch. 


Die Zeitung zitiert andhı aus ei- 
nem Interview mit dem Armee- 
kommandeur Cedras, der gesagt 
haben soll, daß Macht ihn nicht 


interessiere, nur die Achtung vor - 


den Institutionen des Landes. Er 


. sagte, der Staatsstreich sei durch 


Aristides Missetaten hervorgeru- 
fen worden, wie zum Beispiel 


“.durch den schon vorher unter- 


zeichneten Haftbefehl, der be- 
nutzt wurde, um die Opposition 
einzuschüchtern, und die Aufstel- 


‘lung einer privaten Miliz. »Mit 


welcher moralischen Befugnis 


kann die OAS einen solchen 
Mann wieder in sein Amt einset- 


' . zen?« fragte er. »Vielleicht wer- 


den wir einen Aufstand mit ei- 


, nem Embargo bekommen, oder 
‚einen Bürgerkrieg mit Aristides 


Rückkehr. Beides käme auf das 
m 


h, Gleiche hinaus.« 


‚Iran verlangt 


| -nukleare Parität 


mit Israel 


Die moslemische Welt sollte auf 


.. dem Gebiet der Atomwaffen Pa- 
- rität mit Israel anstreben, sagte 


Ayatollah Mohajerani, Irans Vi- 
zepräsident, der für rechtliche 
und parlamentarische Angele- 
genheiten verantwortlich ist, zur 
Zeitung »Abrar«. »Idealer- 
weise«, meinte er, »sollte Israel 
völlig seiner nuklearen Kapazität 
beraubt werden. Ich meine, das 
was hinsichtlich seiner nuklearen 
Kapazität mit dem Irak gesche- 
hen ist, sollte ganz genau so mit 
Israel geschehen.« 


Aber wenn Israel seine Atomwaf- 
fen behalten darf, sagte er, dann 
sollten die Moslems zusammen- 
arbeiten, um ihre eigene Atom- 


 bombe zu bauen, ungeachtet ei- 


nes Versuchs seitens der Verein- 
ten Nationen, die Weiterverbrei- 
tung von Atomwaffen zu verhin- 
dern. »Weil der Feind Atomanla- 
gen hat, sollten die moslemi- 


‚schen Staaten die gleiche Kapazi- 
- tät haben... 
- ten: Die Atommacht der Mos- 


Mit anderen Wor- 


lems und Israels sollte paritätisch 
sein«, äußerte er. »Dies ist keine 
Angelegenheit für die Vereinten 
Nationen oder den Sicherheitsrat 

. zu entscheiden. DO 


Yitzhak Shamir 
will »Eretz 


Israel« 


Der israelische Ministerpräsi- 
dent Yitzhak Shamir legt immer 
wieder den Grundstein für eine 
neue israelische Stadt rittlings 
über der »grünen Linie«, die das 
Israel von vor 1967 von den be- 
setzten Gebieten trennt. Die 
Stadt, Yigal Tsur, ist Teil des Bau- 
vorhabens »Stern-Plan«, der das 
Konzept der grünen Linie durch 
die Gründung von einem Dut- 
zend Städte über die Grenze hin- 
weg effektiv beseitigen wird. . 


»Ich mag die Farbe grün«, sagte 
Shamir, »aber eine grüne Linie, 
die eine Art Siedlungsgebiet im 
Land Israel, Eretz Israel, mar- 
kiert, existiert nicht. Jedermann 
in den Vereinigten Staaten und in 


. der ganzen Welt kennt meine An- 


sichten«, sagte er vor dem israeli- 
schen Fernsehen, »daß das Land 
Israel das Heimatland des Volkes 
von Israel ist. Wenn ich sage, das 
Land Israel, dann meine ich das 
ganze Land Israel. Alle unsere 
zum Bauen verfügbaren Terito- 
rien werden bis zum Ende des 
Horizonts von Juden bevölkert 
werden.« 

Nach Shamirs Auslegung des Be- 
griffes »Land Israel« schließt die- 
ses das ganze Land zwischen den 
Tälern des Nils und des Euphrats 
ein. Sein Mitstreiter ArielSharon 
meint, das Land Israel schließe 
alle von Israel besetzten Lände- 


reien einschließlich Jordanien 


ein. 


Für Thailand 
sind die USA 
kein großer 
Boss 


»Die Vereinigten Staaten sind 
nicht der große Boss der Welt und 
können uns nicht zwingen, alles 
zu tun, was sie verlangen,« sagte 
General Suchinda Kraprayoon 
und reagierte damit auf einen 
Brief, den US-Präsident Bush an 
den Ministerpräsidenten Anand 
Panyarachun schrieb, den die Ge- 
nerale als Ministerpräsident ein- 
gesetzt hatten, um das Land zur 
Demokratie zurückzuführen. 

»Thailand ist ein unabhängiges 


Land und kein fremdes Land 
kann uns zwingen, irgendetwas 
gegen unseren Willen zu tun«. 
Die Nachrichtenagentur Reuters 
zitierte Suchinda wie folgt: »Ver- 
schiedene. Länder: haben ver- 
schiedene Umstände und ver- 
schiedene Bestimmungen.« Su- 
chinda, der in den Vereinigten 
Staaten ausgebildet wurde, fügte 
hinzu: »Unser Land wurde unab- 


hängig geboren schon bevor die - 


Vereinigten Staaten überhaupt 
entstanden.« 

Ein Sprecher der amerikanischen 
Botschaft in Bangkok war über 
Suchindas Bemerkungen über- 
rascht. Er sagte, der Bush-Brief 


enthalte nichts, was die Vereinig- 


ten Staaten nicht schon viele 
Male vorher gesagthaben. DI 


Imelda Marcos 
und die 
Philippinen 

Imelda Marcos, die Witwe des 


verstorbenen Präsidenten der 
Philippinen Ferdinand Marcos, 


. kehrte am 4. November 1991 auf 


die Philippinen zurück, und 
brachte die sterblichen Überreste 
ihres Gatten zur Bestattung in 
seinem Heimatland mit. Die 
Marcos wurden nach ihrem Sturz 
im Februar 1986 ins Exil ge- 
schickt. 


Ihr Sohn, Ferdinand Marcos jun. 
unternahm eine Rundreise. durch 
seine Heimatprovinz Laoag, 
während tausende von Anhän- 
gern die Straßen füllten und die 
Fähnchen der New Society Move- 


ment schwenkten. Der Sohn wird: 


wahrscheindlich um ein Amt kan- 
didieren, und es ist möglich, daß 
Frau Marcos um die Präsident- 
schaft kandidiert, in einem 
»Krieg der Witwen« gegen Cora- 
zon Aquino, deren verstorbener 
Gatte Führer der Opposition ge- 
gen Marcos war. 


Frau Marcos wurde von der 
Nachrichtenagentur Reuters aus 
einem Interview zitiert, das in 
Zeitungen von Manila abge- 
druckt wurde, und in dem sie auf 
Beschuldigungen, daß die Mar- 
cos während ihrer Herrschaft 
Geld gestohlen hätten, wie folgt 
reagiert:.»Sie konnten sehen wo- 
hin das ganze Geld ging. Wir bau- 
ten Brücken, Straßen, Infrastruk- 
tur. Wir gaben viel für das Bil- 
düngswesen und für die Land- 


wirtschaft aus. Jetzt beträgt der 
Staatshaushalt 300 Milliarden Pe- 
sos (11,1 Milliarden Dollar im 
Vergleich zu 18,5 Milliarden Dol- 
lar während der 20 Jahre unter 
Marcos) ... Sagen Sie mir, wo das 
ganze Geld hingeht? Wer ist nun 
der Dieb? Und diese Feudalher- 
ren wollen uns etwas erzählen? 
Frau Aquino ist eine Feudalher- 
rin.« 


Ihr Sohn wurde wegen Steuerhin- 
terziehung angeklagt und gegen 
Bürgschaft auf freien Fuß ge- 
setzt. Es liegen jetzt mehr als 30 
Zivilklagen gegen die Familie 
Marcos vor, um bis zu 100 Milliar- ' 
den Dollar an Strafgeld für »un- 
rechtmäßig erworbenen Wohl- 
stand« einzuklagen. m 


Französischer 
Wissenschaftler 
warnt vor Insek- 
tenübertragung 


Ein prominenter französischer 


.Biochemiker und Entomologe 


hat vor der Gefahr gewarnt, daß 
Aids durch blutsaugende Insek- 
ten übertragen werden kann. Mi- 
chel Bounias, Mitglied der Fran- 
zösische Akademie der Wissen- 
schaften, sagte zu einem französi- 
schen Rundfunk-Interviewer: 

»Ich sehe keinen Grund, der 

möglicherweise einen Floh oder 
ein Mosquito daran hindern 

könnte, Aids zu übertragen. Das 

Blut eines beißenden Insekten 

stellt eine Umwelt dar, in der ein 

Virus eine verhältnismäßig kurze 

Zeit sehr gut überleben kann.« 


Einige Wissenschaftler warnten 
1986 vor dieser Möglichkeit. Das 
ärztliche Establishment sowie die 
Weltgesundheitsorganisation be- 
streiten diese Möglichkeit weiter- 
hin, obwohl keine Versuche zur 
Erhärtung oder Widerlegung die- 
ser These vorgenommen wurden. 


John Demjanjuk 


Abgekartetes 
Spiel mit 


Kriegs- 


verbrechern 


John McBrien 


Der im Ruhestand lebende Automechaniker aus Cleveland, US- 
Bundesstaat Ohio, John Demjanjuk, der nach Israel deportiert 
wurde und dort als »Kriegsverbrecher<« hingerichtet werden soll, war 
Opfer eines abgekarteten Spiels zwischen den Sowjets und den Israe- 
lis, und diejenigen, die ihn verteidigen, wurden als »Antisemiten« 
verunglimpft. Jetzt kann die Wahrheit nicht mehr unterdrückt wer- 
den, und die Medien des Establishments geben ihren »Irrtum« zu: 


Seit Beginn der Tragödie, in die 
Demjanjuk hineingeschlittert ist, 
standen »The Spotlight« und 
CODE mit ihrer laufenden Be- 
richterstattung über die schwer- 
wiegenden Fehler, in der vom 
Staate Israel gegen ihn erhobe- 
nen Anklage, allein da. Jetzt hat 
die Presse des Establishments 
plötzlich die gleichen Fehler ent- 
deckt. 


Widersprüchliches 
Beweismaterial 


Die »Washington Post« berich- 
tete am 17. November 1991, 
neues Beweismaterial, das vor ei- 
nem Jahr in den Akten des sowje- 
tischen Geheimdienstes KGB ge- 
funden wurde, beweise, daß 
Demjanjuk genau das ist, was er 
immer behauptet hat, zu sein: 
Ein zu Unrecht Beschuldigter, 
der »Iwan der Schreckliche«, ein 
brutaler Lagerwachmann in Po- 
len während des Zweiten Welt- 
kriegs, gewesen sein sollte. 


Demjanjuk ist der im Ruhestand 
lebende Automechaniker aus 
Cleveland, dessen naturalisierte 
amerikanische Staatsbürger- 
schaft ihm vom amerikanischen 
Justizministerium entzogen 
wurde, das begierig Israels Spiel 
trieb, und das ihn 1986 in den 
nahöstlichen Kleinstaat auswies, 
um dort abgeurteilt zu werden, 
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Jahren, die von einem der Wach- 
leute als die von »Iwan« identifi- 
ziert wurde, war keineswegs die 
von Demjanjuk. 


Selbst die »Washington Post« 
räumt ein, daß Demjanjuks Ver- 
urteilung im Jahre 1988 durch ein 
israelisches Gericht wegen »Ver- 
brechen gegen die Menschlich- 


keit« und das gegen ihn ver- 
hängte Todesurteil irrigerweise 
weitgehend auf Indizien beruh- 
ten, die in sich selbst wider- 
sprüchlich waren. Zum Beispiel 
war ein Schlüsseldokument eine 
deutsche Kennkarte, aus der her- 
vorging, er habe in zwei ganz an- 


deren Lagern gearbeitet; das an- _ 


dere war die Behauptung von 


John Demjanjuk erklärt immer wieder dem israelischen Gericht: 
»Ich bin nicht Iwan der Schreckliche«. 


Richter Dov Levin (rechts hinten) verkündet das Urteil im Demjan- 
juk-Prozeß in einem israelischen Kino. 


obwohl klar auf der Hand lag, 
daß ein Todesurteil bereits ge- 
plant war. 


Demjanjuk wird speziell beschul- 
digt, während des Zweiten Welt- 
kriegs in dem von den Deutschen 
betriebenen Lager Treblinka ein 
sadistischer Lagerwachmann ge- 
wesen zu sein. Jedoch lange un- 
terdrückte Vernehmungen von 21 
Wachleuten aus Treblinka durch 
den KGB zwischen 1944 und 1961 
ergaben, daß der besagte Wach- 
mann ein ganz anderer Mann war 
und Iwan Marchenko hieß. Und 
eine Fotografie aus den vierziger 


fünf älteren Insassen des Lagers 
Treblinka, Demjanjuk sei dort als 
Wachmann stationiert gewesen. 


Aber trotz der Enthüllung des 
neuen Beweismaterials bezwei- 
felt zumindest ein langjähriger 
Unterstützer Demjanjuks, daß 
dem im Ruhestand lebenden Au- 
tomechaniker jemals Gerechtig- 
keit widerfahren wird. 


Der Mann 
ist unschuldig 


»Sie hatten doch alle Beweise, 
die in einer normalen menschli- 
chen Gesellschaft benötigt wer- 
den, um ihn zu entlasten«, sagte 


Das ist die Zelle von Demjanjuk, in der er auf eine Revission sei- 
nes Urteils wartet. 
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ist in den Wachmannschaften des Beauftragten des 
FH für die Errichtung ser Hund Pollreistätzpunkte 


: Der angebliche Dienstausweis von John Demjanjuk, der als Be- 
weis für die Identität gilt, ist eine plumpe Fälschung des KGB. 


Besondere Merkmale: 


- Jerry Brentar, der seit mehr als ei- 

‚nem Jahrzehnt in der Verteidi- 

.  gungsmannschaft für John Dem- 
‘ janjuk tätig ist. 


»Der Mann ist 100 Prozent un- 
'schuldig«, fügte er hinzu. »Das 
. Einzige an dem die Herren vom 
"Office of Special Investigations 
- (OST) des amerikanischen Justiz- 
ministeriums ihren Hut aufhän- 
gen können, ist, daß Demjanjuk 
1948 in seinen Einwanderungspa- 
"pieren erwähnt hatte, er sei nie- 
mals in der Armee gewesen«, 
kaum ein Kapitalverbrechen. 


Demjanjuks Glaubwürdigkeit sei 
‘erschüttert worden, entschied 
das Oberste Gericht in Jerusa- 
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lem, weil er bestritt, als Lager- 
wachmann gearbeitet zu haben, 
und weil er den Namen Mar- 
chenko benutzte, als er sich 1948 
in Stuttgart um ein Ausreise- 
visum nach den. USA bewarb. 


Was kaum überraschend ist, 
Demjanjuk glaubte damals, ihm 
würde die Einreise in die Verei- 
nigten Staaten verwehrt, wenn er 
zugeben würde, daß er in der 
Wehrmacht gedient hatte, abge- 
sehen davon, daß er ein gefange- 
ner Soldat der sowjetischen Ar- 
mee war, der in dieser Sache wohl 
kaum eine andere Wahl hatte. 


Was die Visum-Angelegenheit 
betrifft, so wurde Demjanjuk ge- 
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sagt, den Mädchennamen seiner 
Mutter einzutragen, sagte aber 


später, er habe diesen vergessen. 


Daher verwendete er den Namen 
Marchenko, einen gebräuchli- 
chen ukrainischen Namen, nicht 
ahnend, daß dieser ihn noch ein- 
mal verfolgen würde. 


Kein Interesse 
an Gerechtigkeit 


Demjanjuks israelischer Verteidi- 
ger, Yoram Sheftel, legte im Au- 
gust 1991 dem Obersten Gericht 
Israels die KGB-Akten vor, und 
die Richter haben versprochen, 
eine Entscheidung zu fällen. Der 
Staatsanwalt Michael Shakes 
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sagte dem Gericht jedoch, daß 
Demjanjuk immer noch für schul- 
dig befunden werden könnte. 


Shakes meinte im wesentlichen, 
daß, selbst ‚wenn Demjanjuk 
nicht Iwan der Schreckliche sein 
sollte, er stattdessen wegen 
Kriegsverbrechen für schuldig 
befunden werden kann, weil er in 
deutschen Lagern in Trawniki 
und Sobibor stationiert war. Es 
wurde allerdings keinerlei Be- 
weismaterial vorgelegt, um zu be- 
weisen, daß der 7ljährige Dem- 
janjuk mehr getan hat, als die 
Einrichtungen zu bewachen, wie 
viele andere sowjetische Solda- 
ten, die in Gefangenschaft gerie- 
ten und später von deutschen Be- 


hörden zu Dienstleistungen ge- 
zwungen wurden, es auch getan 
haben. 


Der Mann hat 
keine Chance 


In dem Bericht der »Washington 
Post« über Demjanjuks seit drei 
Jahren währendes Warten auf die 
Hinrichtung wird eingeräumt, 
daß Israels Oberstes Gericht 
schwerwiegende Probleme damit 
haben könnte, bei derart wider- 
sprüchlichem »Beweismaterial« 
eine Hinrichtung durch Erhän- 
gen zu verfügen. 


Die »Washington Post« zitierte 
jedoch auch Tom Segev, einen 
Journalisten, der für eine Zei- 
tung in Tel Aviv über den Dem- 
janjuk-Prozeß berichtet hatte, 
der geschrieben- hat, der ur- 
sprüngliche Schuldspruch sei 


»mehr ein Teil der Literatur über 


jüdisches Gezeter als ein nüchter- 
nes Rechtsdokument« (»more a 
part of the literature of Jewish la- 
mentation than a sober legal do- 
cument«). 


Brentar sagte, die Israelis seien 
überhaupt nicht an Gerechtigkeit 
interessiert. 


»Wer wird sie herausfordern? 
Wer?«, fragte er. »Sie sind mög- 
licherweise dabei, ihn langsam zu 
vergiften. Am Tage bevor über 
die Berufung verhandelt wird, 
fällt er tot um, und man wird die 
Leiche verbrennen.« 


»Sie wollen sich die peinliche Ver- 
legenheit ersparen, zuzugeben, 
daß sie einen Fehler gemacht ha- 
ben«, setzte Brentar hinzu. »Ich 
glaube nicht, daß der Mann noch 
eine Chance hat. Wenn man will, 
daß Sie ein Opfer sind, dann wer- 
den Sie auch ein Opfer.« . DO 


Naher Osten 


High-Tech- 
Munition ist 
der UÜbeltäter 


Warren’ Hough und Lawrende Wilmot 


Als ein schwerwiegendes weiteres Vermächtnis des Krieges am Persi- 
schen Golf vergiftet die von den amerikanischen Streitkräften und 
ihren Alliierten zurückgelassene High-Tech-Munition, hergestellt 
aus verbrauchtem Uran, langsam die ganze Gegend. 


. Die. sich ausbreitende Verseu-.. 


chung durch die von den ameri- 
kanischen Streitkräften nach 
dem Golf-Krieg zurückgelasse- 
nen radioaktiven Trümmer tötet 
weiterhin Zivilisten der Region. 


Bis Ende des Jahrzehnts wird mit 


schätzungsweise 500000 weite- 
ren Toten gerechnet, warnt ein 
streng ‘geheimer wissenschaftli- 
„cher Bericht. 


»Unsere Luft, unser Wasser, der 
Boden, die Nahrungsmittelkette 
- alles - ist vergiftet worden«, 

“klagte ein hochstehender UNO- 
Diplomat, der eine große Nation 
der arabischen Halbinsel vertritt. 
»Meine Regierung hat die militä- 
rische Intervention gegen den 
Irak unterstützt, aber jetzt wün- 
schen viele von uns, wir wären 
dagegen gewesen.« 


Zurückgelassen wurden 
radioaktive Trümmer 


Die von diesem altgedienten Be- 
amten für auswärtige Angelegen- 
heiten und von einigen seiner 
UNO-Kollegen ausgesprochene 
ungewöhnliche Besorgnis wurde 
durch eine streng geheime Studie 
der International Atomic Energy 
Agency (IAEA), die Mitte No- 
vember 1991 an Golf-Diploma- 
ten mit hoher Geheimstufe ver- 
teilt wurde, ausgelöst. 


.Die Studie, erforscht und zusam- 
mengestellt von einer JAEA-Ein- 
satzgruppe, die weitgehend aus 
britischen und französischen Wis- 
senschaftlern besteht, enthüllt, 
daß intensive Artillerie-, Panzer- 
und Luftangriffe der von den 
USA angeführten Koalitions- 
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‚Streitkräfte im Februar 1990 rund 
50000 Tonnen radioaktive und 


vergiftete Trümmer in Kuwait 
und Irak zurückgelassen haben. 


Die Bush-Regierung »versucht 
verzweifelt, diesen Untersu- 
chungsbericht zu unterdrücken«, 
versicherte ein arabischer UNO- 
Delegierter. »Wir dürfen das 
nicht geschehen lassen; unsere 
Länder stehen vor einer Kata- 
strophe des Völkermords, wenn 
wir jetzt keinen Alarm schlagen.« 


Um die Vertuschung des IAEA- 
Berichts zu durchbrechen, haben 
Diplomaten des Nahen Ostens 
dafür gesorgt, daß der diplomati- 
sche Korrespondent unserer 
Schwesterzeitung »The Spot- 
light« Zugang zu einer Kopie die- 
ses Berichtes bekam, wobei man 
sich einig war, daß die Identität 
dieser Informanten geschützt 
bleibt, und daß von dem höchst 
empfindlichen Text keine weite- 
ren Kopien angefertigt werden. 


In dem Bericht wird geschätzt, 
daß während der kurzen, aber 


heftigen Kampfphase des Golf-: 


Krieges die amerikanischen Bo- 
dentruppen 5000 bis 6000 panzer- 
durchbohrenden Granaten, be- 
kannt als »depleted uranium 
(DU) rounds« (»Abgereicher- 


Uran-Schüsse«),. abgefeuert ha-- 


ben. 


Außerdem feuerten amerikanıi- 
sche und britische Flugzeuge in 
Panzerabwehr- und Gefechtsun- 
terstützungseinsätzen »vielleicht 
zehnmal soviele« aus abgereich- 
ertem Uran hergestellte Raketen 
und Geschosse auf feindliche 
Ziele ab. 


- chungsspezialisten der 


gi 


DU-Munition, die Mitte der 


“achtziger Jahre unter schärfster 


Geheimhaltung von amerikani- 
schen und britischen Rüstungsfir- 
men entwickelte wurde, enthält 
einen außergewöhnlich harten, 
dichten Kern von U-238. 


Eine tödliche Gefahr 
für die Bevölkerung ° 
Diese Geschosse sind »die besten 


Panzervernichter, die wir jemals 
gesehen haben«, sagte Oberst- 


leutnant Vincent Macchi, ein Ge- 


fechtskommandeur im Golf- 
Feldzug, der jetzt als »operation 
analyst« (Experte für Kampfein- 
sätze) im amerikanischen Vertei- 
digungsministerium dient. 


»Das Problem ist, daß wir DU- 
Munition vorher niemals verwen- 
det und daher keine Ahnung hat- 
ten, welche Nachwirkung sie ha- 
ben würde«, sagte Macchi. 


Um die Langstrecken-Auswir- 
kung dieser neuen Kriegsfüh- 
rungstechnologie festzulegen, 
führten Physiker und Entseu- 
Royal 
Atomic Energy Authority im Au- 
gust und September 1991 eine 
Reihe von geheimen Freilandver- 
suchen und -erhebungen in der 
Golfregion durch. 


Sie fanden heraus, daß Granat- 
splitter, Uranstaub und andere 
Trümmer, die von dem »Feuer- 
sturm« der High-Tech-Granaten, 
die während des. Februar-Feld- 
zugs abgeschossen wurden, zu- 
rückgeblieben sind, genug Strah- 
lungen von niedriger Ergiebig- 
keit erzeugen, um für die breite 
Bevölkerung in der Region eine 
»ernsthafte und letztendlich töd- 


liche Gefahr für die Gesundheit« 


darzustellen. 


Eine Computeranalyse dieser 


Freilandversuche und Feststel-. 


lungen »an Ort und Stelle« der 
Radiological Protection Unit der 
IAEA führte zu der düsteren 
Schätzung, daß »bei dem derzei- 
tigen Stand der Verseuchung, 
Strahlung und andere Gefahren 
für die Gesundheit, die von Gra- 
natsplittern und ähnlichen Trüm- 
mern erzeugt werden, ausrei- 
chen, um in den kommenden 
zehn Jahren rund 500000 Todes- 
fälle unter der Zivilbevölkerung 
der Region hervorzurufen. Diese 
erstaunliche Prognose veranlaßte 
die TAEA dazu, ihren Untersu- 
chungsergebnissen einen .Nach- 


satz hinzuzufügen, in dem drin- 
gend darauf hingewiesen wird, 
daß alle‘ Bombenbeseitigungs- 
und Aufräumungsmannschaften 
mit Schutzkleidung und anderen 
Strahlungsschutzvorrichtungen 
versorgt werden, »bevor sie auch 
nur einen Tag lang -weiterarbei- 
ten«. 

Aber die Bush-Regierung, ob- . 


- wohl durch die Untersuchungser- 


gebnisse der IAEA »erschüt- 
tert«, betrachtet diese als »ge- 
fährliche Herausforderung«, ent- 
hüllte ein Informant aus dem 
Weißen Haus in einem Privatge- 
spräch. 


Der US-Präsident 
will Zeit gewinnen 


Der Grund: Ein öffentliches Ein- 
geständnis hinsichtlich der Lang- 
zeit-Bedrohung durch DU-Muni- 


. tion könnte zu einem Aufruf zu 


internationalen Verträgen zum 
Verbot solcher Sub-Atomwaffen 
in zukünftigen Kriegen führen. . 
Für den Augenblick versuchen 
Bush und seine höchsten Berater 
ganz einfach, »auf dem IAEA- 
Bericht sitzen zu bleiben und auf 
Zeit zu spielen«, bis sie »eine - 
Möglichkeit finden, ihn zu umge- 
hen«, berichtete dieser gut infor- 
mierte Beobachter. 

Dies könnte sich jedoch für die 
Massen der Zivilbevölkerung, 
die es mit Gesundheitsschäden, 
Krebs und Nierenversagen zu- 
sammen mit anderen Krankhei- 
ten und letztendlich mit vorzeiti- 
gem Tod zu tun haben, nicht als 
annehmbare Reaktion erweisen, 
bis die Bush-Regierung endlich _ 
den Mut aufbringt, den Folgen ih- 
rer Intervention am Golf ins 
Auge zu schauen. IM 


"Vereinte Nationen 


Die UN 
‚streicht die 
verkehrte 
Klausel 


5 Alfred König 


Den vielen Skandalen der vergangenen Jahre hat die UNO nun mit 
der Streichung der aus dem Jahr 1975 stammenden Resolution 3379 
.*inen weiteren beigefügt. Mit dieser Resolution war seinerzeit der 
-»Zionismus als eine Form des Rassismus verurteilt worden. Israel 
"hatte diese Resolution niemals anerkannt und wegen ihr stets eine 
aktive Mitarbeit der UNO an der Lösung des israelisch-arabischen 


Konflikts abgelehnt. 


Den Antrag auf Widerruf dieser 
Resolution war von den USA ge- 
stellt worden. Der stellvertre- 


tende. US-Außenminister Eagle-. 


: burger begründete den Antrag 
‘seines Landes damit, daß diese 
- Resolution eines der letzten Re- 
„likte aus der Zeit des Kalten Krie- 
„ges sei. 111 Staaten stimmten 
-- dann für diesen Antrag, während 
sich 13. der Stimme. enthielten 
und 25 dagegen stimmten. Unter 
‚den Befürwortern der Streichung 
- zählten auch viele Staaten, die 
1975 noch dafür gestimmt hätten, 
darunter auch die UdSSR und an- 
‚dere Ostblockstaaten. 


Der Widerstand 
3 der Araber 


Der israelische Staatspräsident 
Herzog würdigte die Annullie- 
- rung als einen Erfolg für die Ver- 
einten Nationen. Die Weltorgani- 


-:sation habe sich »von einem 


Schandfleck gereinigt, der ihr 
durch diese falsche und unwahre 
Propaganda anhaftete«. Auch 
Vertreter mehrerer zionistischer 
Organisationen begrüßten das 
‚ Votum der UNO. 


-. Auf Widerspruch traf diese Ent- 
scheidung dagegen bei den arabi- 

... schen Staaten. So erklärte das sy- 
rische Außenministerium, die 
Aufhebung dieser Resolution be- 

" deute nicht, daß gleichzeitig auch 
:diskriminierende - Maßnahmen 


gegen Araber in Israel beseitigt 
seien. Die syrische UNO-Delega- 
tion habe gegen die Annullierung 
gestimmt, weil die »zionistischen 
Praktiken gegen die Araber in 
den besetzten Gebieten während 


der letzten Jahre im Vergleich zu 


den Vorkommnissen von 1975 zu- 
nahmen«. 


Die arabischen Staaten hatten in 
der UNO den Antrag auf Aufhe- 


- bung zurückgewiesen. Die rassi- 
- sche Diskriminierung von Palä- 


stinensern und anderen arabi- 
schen Minderheiten in den von 
Israel besetzten Gebieten be- 
weise täglich neu, daß die Reso- 
lution ihre Gültigkeit behalten 
habe. 


Man stelle sich einmal vor: Da 
werden heute noch Tag für Tag 
Verbrechen großen Ausmaßes im 
»Heiligen Land« gegen die Ara- 
ber begangen, werden Leute 
ohne Anklage für Wochen oder 


gar Monate: in Haft behalten, 


werden Dörfer bombardiert, wo- 
bei viele unschuldige Menschen 
ums Leben kommen usw. Wer 
erinnert sich nicht noch an das 
Massaker am Tempelberg in Jeru- 
salem vor wenigen Monaten oder 
an die Zerstörung von Wohnhäu- 
sern, die vermeintlichen Terrori- 
sten gehört haben sollen? 


Trotz all dessen beschließt die 
UNO mit überwältigender Mehr- 
heit eine ‘Streichung dieser -Re- 


solution. Auf der anderen Seite . 


besteht heute noch die soge- 
nannte Feindstaatenklausel ge- 
gen Deutschland fort, die nach 
Ende des Zweiten Weltkriegs be- 
schlossen wurde. Danach ist es 


zumindest theoretisch heute je-, 


derzeit möglich, daß gegen 


Deutschland mit irgendwelchen : 


Sanktionen vorgegangen wird; 
beziehungsweise von außen Ein- 
griffe gegen eigenständige deut- 
sche - militärische Entscheidun- 
gen beschlossen werden können. 
Und daß sowohl Deutschland 
heute zu den Zahlmeistern in der 
UNO gehört und durch eine 
sonst fast an Masochismus gren- 
zende Politik größtes Wohlver- 
halten gegenüber der UNO und 
den ihr angeschlossenen Staaten 
gezeigt hat. 


Ein gewisser Ben Segenreich 
schrieb dann auch einen Kom- 
mentar in der »Welt« unter der 
Überschrift: »Sechzehn Jahre zu 
spät«. So schreibt er wörtlich: 


»Wer Israel kennt, den macht das 
Wort »Rassismus« fassungslos. In 
Israel leben nicht nur Menschen 
aller politischen Couleurs, son- 
dern auch aller Haut-, Haar- und 
Augenfarben zusammen. Juden 
aus‘.den Maghrebstaaten, aus In- 
dien, aus dem Jemen bieten jede 
denkbare Schattierung. Im ver- 
gangenen Jahr hat Israel unter 
großem Aufwand 14000 tief- 


- schwarze Athiopier ins Land ge- 


holt. Der Konflikt zwischen Is- 
rael und den Arabern ist ein na- 
tionaler, kein rassischer. Wer das 
Eintreten der Juden für einen jü- 
dischen Staat als Rassismus be- 


: zeichnet, müßte auch das Eintre- 


ten der Deutschen für einen deüt- 
schen Staat Rassismus nennen. 
Die Worte »Zionismus: und »Ras- 
sismus« in die Nähe zu rücken war 


-ein gezielter, propagandistischer 


Mißbrauch der Sprache, der in 
der Folge systematisch zitiert 
wurde, um Israel die Legitima- 
tion zu entziehen.« 


Wo bleiben 
die Araber? 


Über diese »Argumentation« 
kann man gelinde gesagt nur den 
Kopf schütteln. Mit keinem Wort 
geht Ben Segenreich, dem Na- 
men nach zu schließen, ebenfalls 
ein Jude, auf die Diskriminie- 
rung der Araber in Israel ein. 

Man schaue sich doch nur die in 


‚Israel geltenden Vorschriften an. 


So ist es dort selbst heute prak- 


tisch unmöglich, daß ein Jude, 
eine Christin heiratet (oder um- 
gekehrt). Wer den Sabbat nicht 
ehrt, muß sich auf die größten 
Schwierigkeiten gefaßt machen. 
Liberale Juden aus Amerika zie- 
hen oftmals bereits nach wenigen 
Monaten wieder zurück oder sie- 
deln in andere Staaten um, weil 
sie nicht gutheißen können, was 
dort geschieht. Mehrere sowjeti- 
sche Juden, die nach Israel abge- 
schoben wurden und von dort 
nach Holland flüchteten, weil sie 
nach eigenen Angaben diskrimi- 
niert wurden, sind jetzt wieder 
dorthin abgeschoben worden. 


Ben Segenreich führt dann be- 
zeichnenderweise bei der Auf- 
zählung der »Menschen aller po- 
litischen Couleurs« und »aller 
Haut-, Haar- und Augenfarben« 
auch nur Juden auf. Wo bleiben 


-die Araber? Ihnen kann auch 


heute noch. ohne Begründung für 
Stunden oder gar Tage ein Aus- 
gehverbot auferlegt werden. Ara- 
bischen Geschäftsinhabern kann 
auch heute noch ebenfalls ohne 
Begründung die Öffnung der Ge- 
schäfte verboten werden oder 
umgekehrt auch die Schließung, 
sofern damit gegen die Unter- 
drückung durch Israel protestiert 
werden soll. 


Der Staat Israel hält auch heute 


. noch tausende Quadratkilometer 


ureigenstes arabisches Land zu- 
rück, siedelt _ dort entgegen 
UNO-Resolutionen Juden an 
und zwingt den dort lebenden 
Arabern israelisches Recht auf. 
Ist dies denn kein Rassismus? 
Es wäre dann kein Rassismus, 
wenn die Einschränkungen oder 
Befehle gleichermaßen für Juden 
und Araber gelten würden. Dies 
tun viele aber gerade nicht. Was 
würde denn in Deutschalnd und 
den Nachbarstaaten für ein 
Geschrei angestimmt, wenn 
Deutschland wegen  terroristi- 
scher Anschläge militanter Tür- 
ken allen hier lebenden Türken 
für zwei Tage ein Ausgehverbot 
auferlegen würde? Oder wenn 
das Einfamilienhaus eines türki- 
schen Terroristen als »Bestra- 
fung« niedergerissen würde? Ge- 
rade dies geschieht aber in schön- 
ster Regelmäßigkeit in Israel. 


Die UNO hat mit ihrem Be- 
schluß mal wieder klar zu erken- 
nen gegeben, von welchen Kräf- 
ten sie beherrscht wird. Es wird 
dort keine unabhängige und ob- 
jektive Politik gemacht, sondern 
reine Interessenpolitik. DO 
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‚Pearl Harbor 


Der 


7. Dezember 


1941 


Mike Blair 


Am 7. Dezember 1941, gegen 7.50 Uhr, schlüpften die ersten von 350 
japanischen auf einem Flugzeugträger stationierten Sturzbomber 
und Torpedoflugzeuge durch den Kolekole Pass, den malerischen, 
sattelähnlichen Trog durch das Waianae-Gebirge westlich von Pearl 
Harbor, und begannen ihren Angriff auf den in dem tiefen Gewässer 
des Hafens eingebetteten gewaltigen amerikanischen Marinestütz- 


punkt. 


So begann es, was US-Präsident _ 


Franklin Roosevelt gewollt 
hatte, seitdem sein Freund Win- 
ston Churchill . 1939 gegen 
Deutschland in den Krieg gezo- 
gen war - Grund genug, um das 
Leben von Millionen junger ame- 
rikanischer Soldaten in dem 
Krieg, der damit zum Zweiten 
Weltkrieg wurde, in Gefahr zu 
bringen. 


Nahezu vier blutige und gräßli- 
che Jahre nach Pearl Harbor lag 
Europa und ein Großteil des Fer- 
nen Ostens in Schutt und Asche 
und Millionen Menschen waren 
tot, darunter 407316 junge ameri- 
kanische Soldaten. 


Die meisten heute. lebenden 
Amerikaner waren an jenem 
Sonntagmorgen im Dezember 
1941, als das Land erfuhr, daß 
Pearl Harbor angegriffen worden 
war, noch nicht geboren. Aber je- 
der kennt den Slogan »Remem- 
ber Pearl-Harbor« (»Denkt an 
Pearl Harbor«), der Amerika in 
den Krieg hineinbrachte, aus Bü- 
chern, Zeitschriften und solchen 
Hollywood-Epen wie »Tora! 
Tora! Tora!« 


Die Statistik des Angriffs ist klar: 
2403. Amerikaner tot;. weitere 
1178 mehr oder weniger schwer 
verwundet; 188 Flugzeuge am 
Boden und 18 Kriegsschiffe zer- 


stört oder schwer beschädigt, dar- 


unter acht Schlachtschiffe. Zwei 
jener Großkampfschiffe, die 
»Arizona« und die »Utah«, ru- 
hen immer noch im Schlamm auf 
dem Boden von Pearl Harbor, 
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Auch Generalleutnant Wal- 
ter S. Short wurde entlassen 
und sollte über die Ereig- 
nisse um Pearl Harbor 
schweigen. 


Denkmäler für jene, die dort ihr 
Leben verloren. 


Jedes Jahr besuchen schätzungs- 
weise 1,4 Millionen Menschen 
das Arizona Memorial und unter- 
nehmen eine siebenminütige 
Fahrt quer durch Pearl Harbor, 
um auf das Wrack hinunterzu- 
schauen, wo 1177 junge amerika- 
nische Seeleute immer noch be- 
graben lieben. Ol aus den Treib- 
stoffbunkern des Schiffes ver- 
färbt immer noch die blauen Ge- 
wässer des Pazifik, wenn es zur 
Oberfläche durchsickert. 


Der 7. Dezember 1991 war der 
»50. Jahrestag des Angriffs auf 
Pearl Harbor«. Jubiläen sind 
Festtage; dieser 7. Dezember 
1991 war ein Tag, um »an Pearl 
Harbor zu denken«, jetzt, 50 
Jahre später, ist es auch Zeit, 
diese Tragödie in den richtigen 
Zusammenhang zu bringen. Es 
gibt viele Geschichten über ame- 
rikanisches Heldentum, an die 
man sich erinnern sollte. 


Leider kann sich niemand an den 
Namen des jungen Maschinisten 
auf dem Kreuzer »San Francisco« 
erinnern, der während des An- 
griffs nach oben stürzte und zu ei- 
nem Matrosen sagte: »Ich 
dachte, ich sollte lieber hoch- 
kommen, um mit Dir zu ster- 
ben.« 


Niemand scheint sich an den Na- 
men des jungen Brückenkom- 
mandeurs auf der »Ramapo« zu 
erinnern, der mit seinem 0,45- 


Roosevelt: »Ich habe dies zu Euch Vätern und Müttern schon frü- 
her gesagt, aber ich werde es immer wieder sagen: Eure Jungens 
werden in keine fremden Kriege geschicht werden.« 


Kaliber Colt auf japanische Flug- 
zeuge schoß, oder an den Boots- 
maat, der ohne, daß ihm eine 

Schußwaffe zur Verfügung stand, 

Schraubenschlüssel auf die tief- 
fliegenden Flugzeuge warf. 


Nachdem die Archivisten jetzt 
die Wahrheit ans Tageslicht ge- 
bracht haben, sollte aber auch 
nicht vergessen werden, daß sich 
die Armee und die Kriegsmarine 
in Pearl Harbor in ihrer niedrig- 
sten Alarmstufe befanden, als die 
Japaner zuschlugen. Nur 25 Pro- 
zent der Flakgeschütze des Stütz- 
punktes waren bemannt. Nur ein 
Drittel bis zur Hälfte aller Mari- 
neoffiziere waren anwesend. Ra- 
dar war nur von vier bis sieben 
Uhr morgens in Betrieb. Ameri- 
kanische Bomber und ‚Jagdflug- 
zeuge waren bequem zugänglich 
bündelweise auf den Flugplätzen 
Hickam und Wheeler abgestellt, 
ein leichtes Ziel für die japani- 
schen Bomber. 


Es sollte auch nicht vergessen 
werden, was, wie James G. 
Stahlman, ein enger Freund des 
damaligen US-Marineministers 
Frank Knox, sich erinnert, Knox 
damals zu ihm sagte: Daß er-zu- 
sammen mit Kriegsminister 
Henry Stimson, Stabschef der Ar- 
mee General George C. Mar- 
shall, Stabschef der Kriegsma- 
rine Admiral Harold R. Stark, 
Roosevelts höchster Gehilfe 
Harry Hopkins und der amerika- 
nische Präsident selbst - fast die 
ganze Nacht vom 6. zum 7. De- 
zember 1941 im Weißen Haus ver- 
brachten. 


Sie warteten dort auf das, was wie 
sie wußten, kommen mußte, da 
sich das militärische Kommando 
in Pearl Harbor ohne es zu wissen 
in der niedrigsten Alarmstufe be- 
fand. 


Eine Warnung, 
die abgefangen wurde 


»Haben Sie unsere Depesche am 
Abend vor dem Angriff erhal- 
ten?«, fragte Knox Admiral Hus- 
band E. Kimmel, den Komman- 
deur der US-Navy in Pearl, als er 
(Knox) am 10. Dezember 1941 
auf dem verwüsteten Stützpunkt 
eintraf. Kimmel beantwortete 
die Frage mit nein. 


Knox schrieb in seinem ursprüng- 
lichen Bericht an Roosevelt: 
»Die Befehlsstellen der Armee 
und der Kriegsmarine hatten am 


„ 


= 
- 27. November eine allgemeine 
Kriegswarnung bekommen, aber 
eine besondere Kriegswarnung, 
die das Kriegsministerium um 
Mitternacht (östliche Zeit) am 7. 
Dezember an die Armee 
schickte, traf erst einige Stunden 
nach dem Angriff am gleichen 
Tag ein.« 


Der angesehene Historiker und 
Autor John Toland stellt in sei- 
nem Buch über den Angriff auf 
Pearl Harbor »Infamy« die 
"Frage: »Hat irgendjemand im 
"Weißen Haus jene mitternächtli- 
‚che Warnung an Hawaii ohne 
'Knox’ Wissen abgefangen?« 


General Albert C. Wedemeyer, 
ein Stabsoffizier des US-Army 
‚Chief of Army General George 
'C. Marshall, sagte zu Toland, daß 
Vizeadmiral Conrad E. L. Helf- 
rich von der Königlich Niederlän- 
dischen Kriegsmarine 1943 aufei- 
‚ner Sitzung seine Verwunderung 
- darüber zum Ausdruck brachte, 
“wieso das amerikanische Militär 
in Pearl Harbor überrascht 
_ wurde. Der niederländische Offi- 
 zier sagte zu Wedemeyer, das nie- 
‚derländische Militär habe die ja- 
-panischen militärischen Schlüssel 
geknackt und daher gewußt, daß 
Pearl Harbor angegriffen werden 
‚sollte. 


»Helfrich schien erstaunt zu sein, 


daß ich dies nicht wußte«, sagte 

“Wedemeyer, »und als ich er- 
‚klärte, daß ich ernsthaft bezwei- 

- felte, daß diese Information vor 
dem Angriff auf Pearl Harbor be- 
kannt war, war Admiral Helfrich 
skeptisch, weil er sich deutlich 
daran erinnerte, daß seine Regie- 
rung meine Regierung in Kennt- 
nis gesetzt hatte.« 


Eine vorsätzliche 
Provokation 


Der britische Historiker John Co- 
stello berichtet in seinem Buch 
»The Pacific War«, daß Churchill 
und Roosevelt eifrig dabei wa- 
ren, die Japaner vorsätzlich zum 
Angriff zu provozieren. 


Ein Kabel Churchills an Roose- 
velt wies warnend auf »unwider- 
legbare Beweise für einen unmit- 
telbar bevorstehenden Angriff« 
hin - »zeitlich abgestimmt«, laut 
Churchill, »auf die erste Woche 
im Dezember«. Ein Anschlußka- 
bel von Churchill enthielt die 
Frage: »Sollen wir handeln oder 


 reagieren?« 


2 EARTE 


Herrschte in der Nacht vom 6. 
auf den 7. Dezember 1941 zwi- 
schen Roosevelt und seinen Bera- 
tern im Weißen Haus immer noch 
Unentschlossenheit? 


Costello stellte fest, daß Roose- 
velt im August 1941 auf einer Sit- 
zung in Argentinien Churchill 
mitgeteilt habe, daß er beabsich- 
tige, in seinen Beziehungen mit 
den Japanern herausfordernder 
zu werden. »Wenn dem Feind das 
nicht gefällt, dann kann er ja 
amerikanische Streitkräfte an- 
greifen«, sagte Roosevelt zu sei- 
nem britischen Freund. Somit 
würden die Japaner »die Dinge 
forcieren«. 


Zu der schrecklichen Bilanz von Pearl Harbor gehörte der 


Selbst die »New York Times«, die 
an vielen historischen Vertu- 
schungen und Desinformations- 
kampagnen teilgenommen hat, 
stellte in einem Artikel ihres 
Sonntags-Nachrichtenmagazins 

vom 3. November 1991 bezüglich 
japanischer Erinnerungen an Pe- 
arl Harbor fest, daß, als Japan in 
einen Krieg mit China verwickelt 
war, die amerikanische Regie- 
rung »mit einer Reihe von noch 
strengeren Wirtschaftssanktio- 


nen reagierte... den Verkauf von 
hoch oktanhaltigem Flugbenzin 
und von Eisen- und Stahlschrott 
an Japan verbot«. 

»Schließlich fror Washington alle 
japanischen Vermögenswerte in 


amerikanische Zerstörer »Downes«. 


Wenige Tage vor Pearl Harbor 
sagte Roosevelt zu Churchill, daß 
Amerika und Großbritannien 
»should obviously all be in toge- 
ther« (»wie es aussieht, alle zu- 
sammen darin sein werden«), 
und daß »es vielleicht nur noch 
ein paar Tage dauern wird, bis wir 
Großbritanniens Kriegsanstren- 
gungen unsere Unterstützung zu- 
teil werden lassen«. 


Noch ein paar Tage 
bis zum Weltkrieg 


CODE berichtet in einem zwei- 
ten Beitrag über Roosevelts Ver- 
suche, Japan zu provozieren. 


den Vereinigten Staaten ein, und 
machte es Japan unmöglich, ame- 
rikanische Olimporte zu bezah- 
len, was zu einer Verringerung 
der Olversorgung Japans um 80 
Prozent führte.« 


Falls noch weitere Beweise erfor- 
derlich wären, so ist der kürzliche 
Krieg mit dem Irak wegen der Si- 
cherung des Olstromes an westli- 
che Länder aus dem Persischen 
Golf ausreichender Beweis: für 
die Bedeutung, die Regierungen 
der Olversorgung beimessen. 


Kann es sein, daß Japan schließ- 
lich zum Angriff provoziert 
wurde, als seine Führer in der 


Ausgabe des »Washington Times 
Herald« vom 4. Dezember 1941 
ein durchgesickertes »Victory 
Programm« (»Siegesprogramm«), 
eine Blaupause zum »totalen 
Krieg« in Europa und Asien la- 
sen? 


Die endgültige 
Provokation 


Die Schlagzeile lautete: »Roose- 
velts war plans«. Darunter hieß 
es: »Goal is 10 Million Armed 
Men: Half to Fight in AEF. Pro- 
posed Land Drive by July 1, 1943, 
to Smash Nazis« (»Roosewelts 
Kriegspläne: Ziel ist 10 Millionen 
Männer unter Waffen: Die Hälfte 
sollin AEF kämpfen. Vorgeschla- 
gener Landvorstoß bis spätestens 
1. Juli 1943, um die Nazis zu zer- 
schmettern«). 


»Ich hätte nicht mehr erstaunt 
sein können, wenn eine Bombe 
auf Washington gefallen wäre«, 
berichtete Wedemeyer. »Hier la- 
gen unwiderlegbare Beweise da- 
für vor, daß sich Amerika an- 
schickte, in den Krieg einzutre- 
ten, und möglichst bald. US-Prä- 
sident Roosevelts Versprechen, 
uns aus dem Krieg herauszuhal- 
ten waren also nichts als Wahl- 
kampftiraden.« 


Wedemeyer war der Offizier des 
Generalstabs der amerikani- 
schen Armee, der für die Erstel- 
lung des »Victory Program« ver- 
antwortlich war. 


Es ist eine bekannte Tatsache, 
daß das grüne Licht für den An- 
griff auf Pearl Harbor noch nicht 
einmal gewiß war, als die An- 
griffsstreitmacht der Flugzeug- 
träger die Segel in Richtung auf 
die hawaiianischen Inseln gesetzt 
hatte. Die endgültige Entschei- 
dung beruhte auf den damals lau- 
fenden Verhandlungen, in denen 
die Japaner versuchten, die Roo- 
sevelt-Regierung zu veranlassen, 
den wirtschaftlichen Würgegriff 
auf Japan zu lockern. 


Könnten »Roosevelts Kriegs- 
pläne« die endgültige Motivation 
für die Japaner gewesen sein, zu- 
erst loszuschlagen? 


Jedenfalls traf ein Besucher des 
Weißen Hauses am 7. Dezember 
1941 Roosevelt beim müßigen 
Zeitvertreib mit einem seiner be- 
liebtesten Steckenpferde - an sei- 
ner Briefmarkensammlung arbei- 
tend-an. 


Pearl Harbor 


Roosevelts 
Niederträch- 
tigkeit 


Mike Blair 


Japan hätte Pearl Harbor vielleicht niemals angegriffen und der 7. 
Dezember 1941 wäre nicht, wie US-Präsident Franklin Delano Roo- 
sevelt ihn ursprünglich bezeichnete, »a day of infamy« (ein Tag der 
Niederträchtigkeit) in der amerikanischen Geschichte geworden, 
wenn ein einst streng geheimer Plan des amerikanischen Präsiden- 
ten in die Tat umgesetzt worden wäre. 


Nachforschungen in den Archi- 
ven durch angesehene Historiker 
haben kürzlich ergeben, daß Mo- 
nate vor dem Angriff der Japaner 
auf Amerikas gigantischen Mari- 
nestützpunkt auf den hawaii- 
schen Inseln, Roosevelt eigene 
»Schleichangriffe« plante, um To- 
kio mit in Amerika gebauten und 
von Amerikanern geflogenen 
Maschinen mit Hoheitsabzei- 
chen der nationalchinesischen 
Luftwaffe zu bombardieren. 


Roosevelt verschwor sich mit 
dem damaligen Obersten Claire 
Lee Chennault, der später als 
Kommandeur der legendären 
»Flying Tigers« Berühmtheit er- 
langen sollte, und chinesischen 
Führungspersönlichkeiten be- 
reits im Jahr 1940, um Tokio und 
andere japanische Städte zu bom- 
bardieren. Chennault war seiner- 
zeit Berater für die chinesische 
Luftwaffe. 


Roosevelt befahl persönlich, daß 
18 Lockheed A-29 Hudson-Bom- 
ber Chennault für die Überra- 
schungsangriffe bereitgestellt 
wurden. Als die Japaner am 7. 
Dezember 1941 Pearl Harbour 
angriffen, befanden sich die ame- 
rikanischen Hudsons in Bur- : 
bank, Kalifornien, auf dem Ge- 
lände der größten Flugzeugfa- 
brik, der Firma Lockheed Air- 
craft, wo sie auf den Abtransport 
nach dem Fernen Osten warte- 
ten. 


Wenn es nach Roosevelt gegan- 
gen wäre, dann wäre der Angriff 
mit schweren viermotorigen Boe- 
ing B-17 (Flying Fortresses), statt 
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mit leichten Hudson-Bombern 
durchgeführt worden. 


Am Tage des Angriffs auf Pearl 
Harbor befanden sich 49 Männer 
des Bodenpersonals für die Hud- 
sons, darunter Mechaniker, an 
Bord eines Schiffes mit Kurs auf 
den Fernen Osten. Das Schiff 
wurde nach Australien umgelei- 
tet, als bekannt wurde, daß. die 
Japaner den Marinestützpunkt 
und andere Militäranlagen auf 
Hawaii bombardiert hätten. 


Anscheinend waren die Bomber- 
besatzungen etwa einen Monat in 
China gewesen und hatten dort 


. auf das Eintreffen ihrer Maschi- 


nen und des Bodenpersonals ge- 
wartet. 


Die Lockheed Hudson wurde in 
erster Linie für den Export nach 


Großbritannien unter dem soge- 
nannten Pacht-Leih-Hilfsplan ge- 
baut, der Waffen und Munition 
für die Briten und’ andere Län- 
der, die sich mit Deutschland und 
den anderen Achsenmächten in 
Europa im Kriegszustand befan- 
den, vorsah. 


Das Flugzeug war ein leichter 
zweimotoriger Bomber mit einer 
Höchstgeschwindigkeit von 275 
Meilen (440 km) pro Stunde und 
einer Bombenladekapazität von 
rund 1400 Pfund. Es wird ange- 
nommen, daß die für Chennaults 
Angriffsgeschwader vorgese- 
hene Version die fortschrittliche 


Pearl Habor nach dem japani- 
schen Bombenangriff am 7. 
Dezember 1941, der den US- 
Marinestützpunkt zerstörte. 


Hudson MKIIIA sein sollte, die 
mit mächtigen 1200 PS Wright- 
Cyclone-Motoren und mit zusätz- 
lichen Benzintanks für längere 
Reichweiten unter den Tragflä- 
chen ausgestattet war. Die Hud- 
son war eigentlich eine abgeän- 
derte Version der berühmten 
Transportmaschine Lockheed 
Blectra. 


Ironischerweise war es eine Lock- 
heed Electra, die die berühmte 
Fliegerin Amelia Earhart 1937 
auf ihrem schicksalhaften Flug 
um die Welt benutzt hatte. Es gab 
beträchtliche Spekulationen und 
einige Beweise dafür, daß sich 
Frau Earhart in Wirklichkeit auf 
einem Spionageflug mit Kurs auf 
die unter japanischem Mandat 
stehenden Inseln des Pazifik - 
ehemals deutsche Besitzungen, 
die nach dem Ersten Weltkrieg an 
die Japaner übergeben wurden -, 
befand, als ihre Maschine ab- 
stürzte und die Pilotin verscholl. 


Chennault, ein rauhbeiniger Te- 
xaner, der wegen seiner markan- 
ten Gesichtszüge durch jahrelan- 
ges Fliegen mit offener Kanzel 
als »Old Leather Face« (»Altes 
Ledergesicht«) bekannt war, trat 
während des Ersten Weltkriegs 
dem US-Army Corps bei und be- 
fehligte später in Hawaii ein Ge- 
schwader von Verfolgungsflug- 
zeugen mit offenem Cockpit. Er 
studierte Verfolgungstaktik, be- 
sonders die des deutschen Flie- 
gerases des Ersten Weltkriegs, 
Oswald Boelcke, und hatte ein 
Lehrbuch darüber geschrieben. 


1937 schied Chennault, der teil- 
weise taub war, als Hauptmann 
des US-Air Corps aus dem Offi- 
ziersdienst aus und nahm eine 
Einladung von Frau Tschiang 
Kai-schek, Gattin des Generalis- 
simo und Führer der chinesischen 
Nationalisten, an, die chinesi- 
sche Luftwaffe auszubilden und 
zu organisieren. Ihm wurde der 
chinesische Rang eines Obersten 
verliehen. 


Im Herbst 1940 flogen Chennault 
und der chinesische General P.T. 
Mow nach Washington, um dort 
um Hilfe für die chinesische Luft- 
waffe zu bitten, die der mächti- 
gen japanischen Luft-Armada, 
die auf China einhämmerte, 
nicht gewachsen war. 


Chennault, Mow und der chinesi- 
sche Außenminister T. V. Soong 
baten die Roosevelt-Regierung 
um amerikanische Bodenmann- 


Japanfreundliche Indonesier 
verbrennen Pappfiguren von 
US-Präsident Roosevelt und 
vom britischen Premiermini- 
ster Churchill. 


schaften, Ausbildungsflugzeuge, 
Ersatzteile und Feldausrüstung 
sowie moderne Pläne zum Kauf 
von Waffen und Kampfflugzeu- 
gen. Soong schlug ein gemeinsa- 
mes britisches und amerikani- 
sches Darlehen bis zu 300 Millio- 
nen Dollar zum Aufbau der chi- 
nesischen Luftwaffe, darunter B- 
17-Bomber vor, »um die japani- 
sche Kriegsmarine zu versen- 
ken«. 


Gemeinsame Pläne 
gegen die Japaner 


Einzelheiten des Vorschlags sind 
bestens in einem wenig bekann- 
ten Bericht der Historical Divi- 


sion, Department of the Army, 
dokumentiert, der 1953 von den 
Forschern Charles Romanus und 
Rile Sunderlane geschrieben 
wurde. 


Durch Thomas Corcoran, der 
Roosevelts ursprünglichem 
»Brain Trust« angehörte, wurde 
Chennault mit dem US-Präsiden- 
ten in Verbindung gebracht. Mit 
Corcorans Hilfe trafen Chen- 
nault und Roosevelt eine Verein- 
barung zur Organisierung der 
American Volunteer Group 
(AVG) für China. 


Mit einem Geheimbefehl, den 
Roosevelt am 15. April 1941 un- 
terschrieb, mit dem die Wünsche 
des Kongresses umgangen wur- 
den, wurde es amerikanischen 
Soldaten gestattet, aus den Streit- 
mächten auszuscheiden und der 
AVG, die sich schließlich zu den 
berühmten »Flying Tigers« ent- 
wickelte, beizutreten. 


Corcoran, seinerzeit einer von 
Roosevelts höchsten leitenden 
Assistenten, verließ auf Bitten 
Roosevelts seinen Posten im Wei- 
ßen Haus und übernahm eine pri- 
vate Anwaltspraxis. China wurde 
schnell zu seinem größten Klien- 
ten. 


Bislang ist die von einem anderen 
amerikanischen Freund Roose- 
velts gespielte Rolle den Histori- 
kern entgangen. 


Bob Fausel, Anfang der vierziger 
Jahre Vorführungs- und Testpilot 
bei Curtiss-Wright Corp., gab je- 
doch kürzlich Einzelheiten über 
die Rolle, die sein Freund, US- 
Botschafter William D. Pawley, 
bei der Organisation der AVG 
spielte, bekannt. Nach dem 
Kriege diente Pawley jeweils 
kurzfristig als amerikanischer 
Botschafter in Peru und Brasi- 
lien. 

Fausel stellte im Juni 1941 den 
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Pearl Habor 


Roosevelts 
Niederträch- 
tigkeit 


Fluggeschwindigkeitsrekord ein, 
als er eine Curtiss P-40 Jagdma- 
schine im: senkrechten Sturzflug 
mit 661 Meilen (1057 km) pro 
Stunde flog. Die P-40 wurde als 
die Jagdmaschine der »Flying Ti- 
gers«, mit ihrem weithin bekann- 
ten offenen Tigermaul als Verzie- 
rung auf der Motorverkleidung, 
zu einer Legende. 


Roosevelts geheimer 
Plan mit China 


Fausel berichtete kürzlich in ei- 
ner Ausgabe des in Winter Park 
(Florida) erscheinenden »Obser- 
ver« über die geheimnisvolle 
Rolle, die sein Freund Pawley 
beim Aufbau der AVG gespielt 
hat: »1938 bekam ich den Auf- 
trag, zwei Curtiss-Maschinen in 
China vorzuführen. Eine war die 
Hawk 75-Q, die mit zwei 23 mm- 
Madson-Kanonen bestückt wer- 
den konnte, die Oberst Chen- 
nault brauchte, um japanische 
Flußschiffe, die ihr logistisches 
Material den Jangtsekiang hinauf 
schipperten, zu versenken. Das 
Flugzeug führte auch zwei 0,50- 
Kaliber Bordkanonen mit sich. 
Die andere war der CW-21 Ab- 
fangjäger. Bill Pawley war seiner- 
zeit Vorstandsvorsitzender der 
Intercontinental Corp. und Ver- 
treter für Curtiss-Wright Flug- 
zeuge und Motore in China. 


Pawley führte Gespräche mit 
Oberst Chennault, General P. T. 
Mow (Frau Tschiang Kai-scheks 
Berater, der sich später mit Mil- 
lionen von chinesischen Dollar 
nach Brasilien absetzte), General 
Chow (Chef der Luftwaffe), Dr. 
H. H. Hung undT. V. Soong. 


Pawley unterhielt ein Büro in 
Hongkong und eines in New 
York. Er verbrachte viel Zeit da- 
mit, daß er zwischen Hongkong 
und New York hin und her pen- 
delte, da er eine neue Anlage, 
Central Aircraft Manufacturing 
Corp., in Loi Wing, errichtete, 
wo nach meinen technischen Da- 
ten eine Start- und Landebahn 
gebaut worden war.« 

In Wirklichkeit wurden die Waf- 
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Admiral Husband E. Kimmel (Mitte) wurde zusammen mit 
den anderen Marine- und Heeresbefehlshabern auf Hawaii 
nach dem Angriff auf Pearl Harbor in den Ruhestand ver- 


setzt. 


fen über eine Fassadenfirma, 
China Defense Supplies Inc., 
eine auf Roosevelts Vorschlag ins 
Leben gerufene Handelsgruppe, 
an China verkauft. Sie wurde von 
William Youngman, ebenfalls auf 
Roosevelts Anweisung, geleitet. 
Roosevelt bat Youngman, seinen 
Posten als Leiter der Federal Po- 
wer Commission aufzugeben und 
die neue Aufgabe zu überneh- 
men. 

Da sich die Vereinigten Staaten 
noch nicht mit Japan im Kriegs- 
zustand befanden und daher 
China als Kriegsteilnehmer kei- 
nen offenen Handel treiben 
konnte, wurde beschlossen, daß 


Die vordere Minitions-Kam- 
mer des US-Zerstörers 


»Shaw« fliegt in einer gewalti- 
gen Detonation in die Luft. 


‚alle Abmachungen durch eine 
inoffizielle Agentur getroffen 
. werden sollten, was auch leichter 
machte, das Ganze geheimzuhal- 
ten. Pawleys Central Aircraft Ma- 
nufacturing Co. wurde ins Leben 
gerufen und ihr die Befugnis er- 
‚ feilt, Luft- und Bodenpersonal 
anzuwerben, »um in China Flug- 
Zeuge zu betreiben, zu warten 
“und herzustellen«. 


»--Die Japaner durchschauten die- 
‘sen Plan jedoch und nannten ihn 
“#eine feindliche, provokative 
Handlung«. 


-US-Hilfe 
‚für China 


»Fausel berichtet, daß er im Juni 
1939 den gleichen Pan-American 
China Clipper aus China in die 
Vereinigten Staaten zurückgeflo- 
sen habe, mit Pawley, Pawleys 
jekretär und einem Dr. Buck an 
Bord, den er als »Wirtschaftswis- 
jenschaftler und Finanzberater« 
fin Mitarbeiterstab von Tschian 
"Kai-schek identifizierte. 


»#Er (Buck) sagte, seine Aufgabe 
‚bestehe darin, einer finanziellen 
nterstützung der USA für 
Xhina den Boden zu bereiten«, 
‚Schreibt Fausel. 


% ach den Bestimmungen der 
"#aenfer Konvention durften ame- 
Sfkanische Piloten nicht in China 
ämpfen; und sie wurden ange- 
„Wiesen: »Ihr seid Handelsvertre- 
"ter, Agenten für die chinesische 
„Regierung. Mit anderen Worten, 
‘wir wollen nicht, daß es bekannt 
„oder gar breitgetreten wird, daß 
'»Fhr nach dorthin geht, um gegen 
‘die Japaner zu kämpfen oder, 


‚Was das anbetrifft, daß Ihr in der _ 


-US-Army gewesen seid. Auf kei- 
°:nen Fall darf auch nur bekannt 
werden, daß Ihr mit offizieller 

r. Kenntnis der amerikanischen Re- 
glerung in China seid.« 


 Fausel berichtet, ein »Freund« 

be ihm von Pawleys Rolle bei 
der Anwerbung von Piloten er- 
zählt. 


‘Er (der Freund) war im Herbst 
», 1940 (mehr als ein Jahr vor dem 
"Angriff auf Pearl Harbor) Leut- 
.:aant im 6. Verfolgungs-Geschwa- 
der in Wheeler Field, Hawaii«, 
‚schreibt Fausel. »Als er am 
:»Strand von Waikiki spazieren 
ging, sah er eine kleine Gruppe 
‚von Fliegerkameraden aus Hik- 
“kam und Wheeler Fields, die ei- 


nem Mann zuhörte, der unter ei- 
nem alten Banjanbaum hinter 


dem Hotel Moana zu ihnen 


sprach. Es war Bill Pawley«. 


Der Freund erklärte, daß Pawley 
sich darum bemüht habe, die 
Flieger für die AVG anzuheuern. 


Geheime Versammlung 
in San Francisco 


Die Bord- und Bodenmannschaf- 
ten trafen sich im Sommer 1941 
unter Geheimhaltung in San 
Francisco. Sonderpässe wurden 
vom Außenministerium be- 
schafft, und die Männer wurden 
als Reisende, Lehrer oder Schau- 
spieler aufgeführt. 


Für 1941-er Verhältnisse war die 
Bezahlung außergewöhnlich. Pi- 
loten erhielten 600 Dollar im Mo- 
nat, Staffelführer 675 Dollar und 
Geschwaderführer 750 Dollar. 
Ein Bonus von 500 Dollar wurde 
für jedes abgeschossene japani- 
sche Flugzeug gezahlt. 


Als Roosevelt erstmals von dem 
Vorschlag hörte, japanische 
Großstädte mit amerikanischen 
Flugzeugen mit chinesischen Ho- 
heitsabzeichen zu bombardieren, 
verfiel er in Hochstimmung. 
»Wunderbar!«, rief er aus. »Da- 
von rede ich schon seit Jahren!«. 
Roosevelts Kriegsminister, 
Henry L. Stimson, war auch über 
den Vorschlag begeistert. 


»Ich wollte so sehr jenen armen 
Kerlen, die vier Jahre lang so hart 
gekämpft hatten, alles geben, 
was wir konnten«, schrieb Stim- 
son in sein Tagebuch. Der Ein- 
trag war vom 6. November 1941 - 
ein Monat vor dem Angriff auf 
Pearl Harbor - datiert. 


Finanzminister Henry. Morgen- 
thau jun. schrieb auch Einzelhei- 
ten dieses Plans in sein Tagebuch. 


Ein paar Bomben 
auf Tokio 


Morgenthau schrieb, der US-Au- 
ßenminister Cordell Hull sei 
»hinsichtlich des Bombardie- 
rungs-Projekts ein Bündel von 
Eifer und Vitalität« gewesen«. 


»»Was wir tun müssen, Henry«, 
sagte Hull vertraulich, was Mor- 
genthau wiederum in sein Tage- 
buch schrieb, »ist 500 Flugzeuge 
von den Aleuten zu starten und 


nur einmal über Japan fliegen zu 
lassen... Das wird ihnen eine 
Lehre sein... Wenn wir nur einen 
Weg finden könnten, sie ein paar 
Bomben auf Tokio abwerfen zu 
lassen«.« 


Fausel berichtete, es sei Pawleys 
Aufgabe gewesen, die AVG-Idee 
Außenminister Cordell Hull und 
auch Präsident Roosevelt:zu ver- 
kaufen. Er arbeitete die Abma- 
chungen mit Generalissimo 
Tschiang Kai-scheks Stab aus, 
»und ich bin sicher, er kannte Ge- 
neral Henry (Hap) Arnold, der 
den Plan genehmigen mußte, 
ebenso wie die anderen hohen 
Beamten des amerikanischen 
Kriegsministeriums«. 


Robert Schriebman, ein Anwalt 
für Veteranen. der »Flying Ti- 
gers«, der diesen bei ihren Bemü- 
hungen, von der US-Regierung 
eine Soldatenpension zu bekom- 
men, half, grub eine geheime 
Denkschrift Arnolds, vom Au- 
gust 1941, fünf Monate vor Pearl 
Harbor, aus. Darin wird festge- 
stellt, daß die Aufstellung der 
AVG »die Genehmigung des Prä- 
sidenten und des Kriegsministe- 
riums« habe. 


Forscher haben festgestellt, daß 
Morgenthau Lord Lothian, dem 
britischen Botschafter für die Ver- 


einigten Staaten, anvertraute, 


daß er (Morgenthau) versuchen ° 


werde, »viermotorige Bomber« 
und amerikanische Besatzungen 
für die Chinesen zu bekommen, 
unter der Voraussetzung, daß 
»diese Bomber eingesetzt wer- 
den, um Tokio und andere Groß- 
städte zu bombardieren«. 


Morgenthau hielt in seinem Tage- 
buch fest, daß Lothian auch der 
Meinung war, daß das Bombarde- 
ment »alles ändern könnte«, wo- 
mit er vermutlich meinte, daß die 
die USA in Feindseligkeiten mit 
Japan verwickelt und somit in 
Großbritanniens Krieg mit 
Deutschland, einem Verbünde- 
ten Japans, hineingezogen wer- 
den könnten. 


Der Stabschef der US-Armee, 
General George C. Marshall, 
schüttete jedoch kaltes Wasser 
über ihre Pläne; schwere B-17- 
Bomber einzusetzen und er- 
klärte, weder die Flugzeuge noch 
ausgebildete Mannschaften stün- 
den zur Zeit für ein derartiges 
Unternehmen zur Verfügung. 
Daher wurden die Lockheed 
Hudsons, die in großer Zahl zur 


Verfügung standen, für die Auf- 

gabe vorgesehen. 

Jedenfalls war es nicht ihr 

Zweck, Tokio und andere japani- 

sche Städte in Schutt und Asche 

zu legen, sondern Krieg mit Ja- 

pan zu entfachen. 


Wie stichhaltig sind die Beweise, 
die besagen, daß Roosevelt sich 
verschwor, um die Vereinigten 
Staaten durch Einsatz der Luft- 
waffe in den Zweiten Weltkrieg 
hineinzuzerren, bevor Pearl Har- 
bor angegriffen wurde? 


Ein Eingeständnis des. 
US-Verteidigungs- 
ministeriums 


Im Juli 1991 berichtete die Asso- 
‚ciated Press, das US-Verteidi- 


. gungsministerium habe entschie- 


den, die angeblichen »Freiwilli- 
gen« der AVG seien 1941, Mo- 
nate vor dem Angriff auf Pearl 
Harbor, in Wirklichkeit im 
»Fronteinsatz« (active duty) ge- 
wesen. 

Laut AP »gab der Brigadegene- 
ral der Air Force, Ellwood P. Hin- 
man IlIl., bekannt, daß die 
Gruppe der ‚Freiwilligen« im 
Fronteinsatz stand und daher An- 
spruch auf den Status von Kriegs- 
teilnehmern haben«. 


Dies auf Grund eines 1942 vom 
Geheimdienst der US-Army er- 
stellten. Geheimberichts, aus 
dem hervorging, daß, »um eine 
Übertretung des Völkerrechts zu 
vermeiden, das gesamte Projekt 


-(AVG) als Handelsunternehmen 


organisiert wurde«, stellte der 
Kolumnist Patrick Buchanan drei 
Tage nach dem Eingeständnis des 
US-Verteidigungsministeriums 
fest. 


»Stellt diese. geheime, illegale 
Entsendung von amerikanischen 
Piloten zum Kampf gegen Japan 
eine anfechtbare Handlung dar? 
Bestätigt sie nicht, was viele Hi- 
storiker schon seit langem be- 
haupten: Daß Roosevelt vorsätz- 
lich danach trachtete, Tokio auf- 
zustacheln, in den Krieg zu zie- 
hen und die Vereinigten Staaten ° 
im Pazifik festzunageln, als »Hin- 
tertür«, um uns in den Krieg in 
Europa hineinzubekommen, ei- 
nen Krieg, den wir, wie Roose- 
velt und Churchill beschlossen, 
führen mußten, obwohl der US- 
Kongreß dagegen stimmte und 
das amerikanische Volk aus dem 
Krieg herausbleiben wollte?«, 
fragte Buchanan. 
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Fred Blahut 


US-General George S$. Patton, einer der wirklichen amerikanischen 
Helden, der aus dem Zweiten Weltkrieg hervorging, wurde wegen 
seines Widerstandes gegen eine völkermordende Politik, zukünftige 
Generationen von Deutschen zu bestrafen, von der amerikanischen 
Regierung ermordet. 


Der 21. Dezember 1991 war der 
46. Todestag des amerikanischen 
Patrioten und Kriegshelden Ge- 
orge $. Patton jun. Er wurde we- 
gen seines Widerstands gegen die 
»Operation Keelhaul« von sei- 
nen eigenen Leuten durch einen 
inszenierten »Autounfall« umge- 
bracht. 


Der General 
widersetzte sich 


»Operation Keelhaul« war der 
gegen Ende des Zweiten Welt- 
kriegs vom amerikanischen Mili- 
tär verwendete Deckname für 
die Zwangsrückführung von An- 
tikommunisten, die somit der 
Folterung und .Einkerkerung 
oder dem Tod durch Josef Stalins 
Bolschewisten oder Josip BrozTi- 
tos kommunistische Schlächter 
ausgesetzt wurden. Der Begriff 
»keelhaul« (Kiel holen) bezieht 
sich bezeichnenderweise auf eine 
schreckliche Bestrafung in der 
britischen Kriegsmarine, bei der 
das Opfer mit Seilen unter Was- 
ser von einer Seite des Schiffskör- 
pers zur anderen gezogen wurde. 
Das Opfer war gewöhnlich tot, 
wenn es schließlich wieder an die 
Oberfläche kam. 


Patton, ein ausgesprochener 
Kommunistenfeind, widersetzte 
sich den Vorbereitungen zur Ope- 
ration Keelhaul, und infolgedes- 
sen wurden Nachrichtenkorre- 
spondenten in Deutschland über 
Pattons angebliche Praxis, bei 
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der Besetzung von Verwaltungs- 
posten unter seinem Kommando 
»Nazi-Sympathisanten« anstatt 
»Liberale« anzuwerben, 'unter- 
richtet. Diese Berichte hallten 
von den Vereinigten Staaten auf 
das Oberste Kommando und Ge- 
neral Dwight D. Eisenhower zu- 
rück. Der oberste Kommandeur, 
ein verschworener Deutschen- 
hasser (CODE berichtete mehr- 
fach darüber, erachtete Pattons 
Kooperation für den reibungslo- 
sen Ablauf der pro-kommunisti- 
schen Operation Keelhaul als 
notwendig. 


Der britische Kommandeur in 
diesem Gebiet, Feldmarschall 
Harold Rupert Leofric George 
Alexander, spielte mit. Großbri- 
tanniens Bernard Law Montgo- 
mery, der den Kommunisten miß- 
traute, wurde von Whitehall zum 
Schweigen gebracht. Patton war 
das letzte Hindernis. 

Eine Woche vor seinem Tod 


US-General George S. Patton trifft sich mit zwei Kriegsberichter- 
stattern in Sizilien: Ernie Pyle (Mitte) und Chris Cunningham 
(rechts). 


Patton inspiziert in England am 22. April 1944 amerikanische Trup- 


nahm Patton eine Einladung an, 
Schweden zu besuchen. Sie war 
von seinem lebenslangen 
Freund, Generalleutnant Archi- 
bald Douglas, Oberkomman- 
deur der Schwedischen Armee, 
der 1918 in der Schlacht von Tam- 
mersfors unter Feldmarschall 
Carl-Gustaf von. Mannerheim 
aus Finnland gegen die bolsche- 
wistische Rote Armee gekämpft 
hatte, ausgesprochen worden. 
Nach Rückkehr auf seinen Po- 
sten in Deutschland wurde Pat- 
ton »erledigt«. 


Am 9. Dezember 1945 wurde er 
in einen sehr ungewöhnlichen 
»Autounfall« verwickelt, bei 
dem sonst ‘niemand verletzt 
wurde. Er starb am 21. Dezem- 
ber, angeblich an seinen Verlet- 
zungen. Es war nicht der erste 
verdächtige »Unfall« in den Pat- 
ton hineingezogen worden war. 


Sehr geheimnisvolle 
Unfälle 


Der General, der die blutigsten 
und gefährlichsten Jahre des 
Krieges ohne größeren Unfall 
überlebt hatte, wurde am 21. 
April 1945 beinahe getötet, alser 
mit seiner Piper Cub zum Haupt- 
quartier des dritten Armeekorps 
flog. Dabei wurde seine Ma- 
schine, wie man zunächst 
glaubte, von einem deutschen Jä- 
ger angegriffen, der sich jedoch 
später als eine britische Spitfire 
herausstellte, die von einem an- 
geblich unerfahrenen polnischen 
Freiwilligen, der in der Royal Air 
Force diente, geflogen wurde. 
Nicht lange danach, am 3. Mai, 
wurde Patton schon wieder bei- 
nahe getötet, als ein Ochsenkar- 
ren, der aus einer Sackgasse her- 
auskam, plötzlich auf der Straße 
auftauchte, wo Patton’s Jeep wie 
gewöhnlich mit hoher Geschwin- 
digkeit fuhr. Seinem Fahrer, Ser- 
geant Mims, gelang es auf wun- 
derbare Weise, einen Zusammen- 
stoß zu vermeiden, aber eine ge- 
waltige hervorstehende Deich- 
sel, an die der Ochs gespannt 
war, ging haarscharf über den 
Kopf des General hinweg. 


Im Juni 1945 kehrte Patton zum 
letzten Mal in die Vereinigten 
Staaten zurück und wurde vom 
amerikanischen Volk als Held 
stürmisch gefeiert. Es war unter 
seinen Freunden und Anhängern 
sogar die Rede davon, daß er ent- 
weder als Kandidat einer großen 
Partei oder als Unabhängiger um 


3 Finanzminister Henry Morgenthau (link) mit US-Präsident Fran- 
klin D. Roosevelt im Januar 1940. 
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die amerikanische Präsident- 
‚schaft kandidieren sollte. Nichts- 
destoweniger berichten offizielle 
Biographen, der General habe 
‚sich während seines Besuchs in 
_ der Heimat mit Todesgedanken 
getragen, die er seiner Familie ge- 
-genüber auch offen zum Aus- 
druck brachte. 


Als diese gegen derartige Bemer- 
kungen protestierte, antwortete 

“er schlicht: »Es ist wahr. Es 
wurde mir schon gesagt.« 


- Nach seiner Rückkehr nach 
- Deutschland brachten ihn seine 
Achtung für das deutsche Volk 
und sein Mißtrauen gegen die So- 
wjets in große Schwierigkeiten. 
Ende September 1945 teilte, Ei- 
senhower ihm mit, er werde als 


Chef der dritten Armee abgelöst. 


Etwa eine Woche später wurde 
- die Entscheidung getroffen, ihm 
das Kommando über die 15. Ar- 
- "mee, eine Armee nur dem Na- 
- men nach, zu übertragen. 


Im Dezember 1945 wurde er in 
den Unfall verwickelt, der 
schließlich zu seinem Tod führte. 
‚Es gab zahlreiche ungewöhnliche 

» Punkte um diesen Unfall herum, 
- außer der Tatsache, daß niemand 
anders getötet wurde. Erstens, 
- obwohl beide Fahrzeuge nach 
Berichten von Augenzeugen nur 


leicht beschädigt wurden, zeigten 
später von Pattons Wagen veröf- 
fentlichte Fotos diesen als »Total- 
schaden«. 


Es wurden keine 
Fragen gestellt 


Denken Sie daran, es gab in je- 
nen Tagen keine Sitzgurte oder 
Luftsäcke. Aber wenn dem so ist, 
wie kam es, daß die anderen In- 
sassen in Pattons Wagen unver- 
letzt blieben? Diese Frage wurde 
niemals gestellt. 


Und der GI, der den Lkw fuhr, 
der Pattons Wagen rammte, als 
er, auf den Wagen des Generals 
zukommend, kurz vor dem Stabs- 
wagen plötzlich einbog, kam nie- 
mals vor ein Kriegsgericht. Ge- 
rüchte besagten, der Fahrer sei 
kein gewöhnlicher GI, sondern 
ein Mitarbeiter des Office of Stra- 
tegic Services (OSS), dem Vor- 
läufer des CIA, gewesen. 

Und im Lazarett, in das Patton 
eingeliefert wurde - er war nicht 
sofort gestorben -, herrschte 
plötzlich Mangel an Blut der 
Blutgruppe des Generals ‘sowie 
an Blutplasma. Dies war nur ei- 
ner von einer Reihe unerklärli- 
cher Zwischenfälle, die sich wäh- 
rend Pattons letztem Kranken- 
hausaufenthalt ereigneten. 


Um die Vorgeschichte zu erhel- 
len, wollen wir einmal auf die 
Szene eines besiegten Deutsch- 
land unter alliierter Besatzung 
zurückkommen. Der berüchtigte 
Morgenthau-Plan für Deutsch- 
land war im Gange. Es war ein 
Plan, das deutsche Volk, soweit 
es den Zweiten Weltkrieg über- 
lebt hatte, dem Hungertod und 
zahlreichen Entbehrungen und 
Erniedrigungen auszusetzen, die 
darauf abzielten, zahllose zu- 
künftige Generationen in 
Deutschland zu »bestrafen«. 


Der Plan wurde schließlich von 
US-Präsident Harry $. Truman 
auf den Müll geworfen. Er sagte 
später, ihm sei dessen Natur nicht 
bekannt gewesen. Großbritan- 
niens Winston Churchill erklärte 
im Parlament, er sei auf der Kon- 
ferenz von Quebec von Henry 
Morgenthau, dem US-Finanzmi- 
nister und Urheber des Planes, 
überrumpelt worden. 


Churchill behauptete, er habe 
diesem niemals seine Zustim- 
mung erteilt. Die Labour-Regie- 
rung von Clement Atlee stimmte 
Trumans Entscheidung, den Plan 
fallen zu lassen, zu. Aber zur Zeit 
von Pattons Tod und noch eine 
Zeitlang danach war der Morgen- 
thau-Plan durchaus in Kraft- und 
Patton war dagegen. 


Die Absicht des 
Morgenthau-Plans 


Die Bedeutung und Absicht hin- 
ter dem Morgenthau-Plan — wie 
er in der Praxis funktionierte - 
werden in der folgenden Depe- 
sche, die in der New Yorker 
»Daily News« vom 14. Dezember 
1945 veröffentlicht wurde, leben- 
dig: 


CAPITAL STUFF (GROSSAR- 
TIGE SACHE), von John 
O’Donnell, Washington, D.C., 
13. Dezember: »Wir machen in 
dieser Vorweihnachtszeit keine 
Voraussagen hinsichtlich der gei- 
stigen Zukunft dieses sogenann- 
ten christlichen Volkes. Wir zitie- 
ren nur die jüngsten Sterblich- 
keitsziffern in Berlin, wie sie un- 
serem State Department von 
amerikanischen Beamten, die an 
Ort und Stelle tätigsind, übermit- 
telt wurden. Die Kindersterblich- 
keitsquote in der ausgebombten 
Hauptstadt Deutschlands hat we- 
gen Hungersnot, Kälte, Mangel 
an Windeln für die Neugebore- 
nen und an Einrichtungen zur 
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Geburtshilfe 50 Prozent erreicht. 
Dies ist die.Schätzung, die dem 
US-Außenministerium durch 
amerikanische Beamte in 
Deutschland zugeleitet wurde, 
denen befohlen wurde, das Dik- 
tat des >harten Friedens< der Mor- 
genthau-Vansittart-Politik in die 
Tat umzusetzen. Die Kinder- 
sterblichkeit in den Vereinigten 
Staaten beläuft sich zur Zeit auf 
3,9 Prozent.« 


Die in dieser Spalte erwähnte 
Morgenthau-Vansittart-Politik 
ist natürlich der berüchtigte Mor- 
genthau-Plan. In einer Erklärung 
von Winston Churchill im briti- 
schen Unterhaus heißt es, er sei 
auf der Konferenz von Quebec 
von Präsident Franklin D. Roose- 
velt überrumpelt worden, der 
Henry Morgenthau, den US-Fi- 
nanzminister, an Stelle des ameri- 
kanischen Außenministers Cor- 
dell Hull, der aus einem plausi- 
blen Grund nicht reisen konnte, 
mitgenommen hatte. 


Churchill sagte vor dem Unter- 
haus, er habe dem Plan niemals 
seine Zustimmung erteilt. Jeden- 
falls warf sein Nachfolger, Pre- 
mierminister Clement Atlee, den 
Morgenthau-Plan nach Beratung 
mit Truman, der von dem gräßli- 
chen Plan auch nichts wissen 
wollte, auf den Kehrrichthaufen 
der Geschichte. 


Nicht genügend 


. Kommunisten-freundlich 


Die Urheber und Durchführen- 
den des Planes — wer immer sie 
auch gewesen sein mögen — woll- 
ten, daß Patton beseitigt wird, be- 
ziehungsweise in Ungnade fallen 
sollte. Zu diesem Zweck erschie- 
nen eine Reihe von Artikeln in 
den Medien des Establishments, 
in denen der General beschuldigt 
wurde, mit Nazis »sanft« umzuge- 
hen und nicht genügend kommu- 
nistenfreundlich zu sein. Zum 
Beispiel erschien folgender Be- 
richt am 1. Oktober 1945 im 
»New Republic«: 

»Die Politik unserer Militärregie- 
rung in Deutschland, reaktio- 
näre, wenn nicht faschistische 
Elemente anzuspornen und libe- 
rale und demokratische Kräfte zu 
entmutigen, wird schon seit eini- 
ger Zeit betrieben. Trotz Prote- 
sten seitens amerikanischer Kor- 
respondenten in Deutschland 
und liberaler Redakteure daheim 
ist wenig getan worden, um diese 
Politik zu ändern. 
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Dies ist weitgehend darauf zu- 
rückzuführen, daß die Verant- 
wortung dafür nicht leicht festge- 
legt werden konnte. Waren das 
Kriegsministerium, die Feld- 
hauptquartiere oder die örtlichen 
Kommandeure dafür verantwort- 
lich? General George Patton 
jun., Gouverneur des östlichen 
Militärbezirks der amerikani- 
schen Zone, gab kürzlich in ei- 
nem Interview seine Verantwor- 
tung in dieser Hinsicht zu. 
»Meine Meinungs, soll der Gene- 
ral gesagt haben, >ist die, daß die 
Herbeiführung einer anarchisti- 
schen Situation dadurch, daß nor- 
male Verbindungswege und Ge- 
setz und Ordnung nicht wieder- 
hergestellt werden, gefährlicher 
sei als ein paar Nazis für uns ar- 
beiten zu lassen.< Der Kampf zwi- 
schen faschistischen und antifa- 
schistischen Kräften, glaubt der 
General, »ist wie ein Wahlkampf 
zwischen Demokraten und Repu- 
blikanern«. Befragt, warum er 
die Ernennung von Reaktionä- 
ren in Öffentliche Amter zugelas- 
sen habe, soll er erwidert haben: 
»Was wollen Sie, einen Haufen 
Kommunisten?« 


Es sollte'jedem klar sein, daß ein 
Mann mit einem derart begrenz- 
ten Sinn für demokratische Ver- 
antwortung kaum geeignet ist, in 
Deutschland zu regieren und so- 
bald wie möglich entfernt werden 
sollte.« 


Entnazifizierung als 
Morgenthau-Politik 


Zu dem Zeitpunkt, als dieser 
Leitartikel erschien, passierten 
Patton einige Dinge. Im Juni 
1945 trat er, wie bereits erwähnt, 
seine letzte Heimreise an, und 
machte in Boston, Los Angeles 
und Washington Station. Über- 
all, wo er hinkam, wurde er unge- 
achtet der »schlechten Presse« in 
den Medien des Establishments 
als Held gefeiert. 


Pattons Bemerkungen, wie. im 
»New Republic« wiedergegeben, 
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Mit der unzerstörten Eisen- 
bahnbrücke bei Remagen hat- 
ten die Amerikaner unverhofft 
einen Rheinübergang gewon- 
nen. 


fielen anscheinend am 22. Sep- 
tember. Am 25. September gab 
Patton einen Brief von Eisenho- 
wer, damals sein unmittelbarer 
Vorgesetzter, bekannt. Darin 
wurde die Durchführung des so- 
genannten Entnazifizierungspro- 
gramms, ein Euphemismus für 
den Morgenthau-Plan, gefor- 
dert. Patton erhob Einwände da- 
gegen. 


Am 28. September kam es zu ei- 
ner weiteren  Auseinanderset- 
zung zwischen Patton und Eisen- 
hower, zu der letzterer keine Stel- 
lung nehmen wollte, Am glei- 
chen Tag machte Patton jedoch 
die Erlaubnis, die er dem rö- 
misch-katholischen Kardinal 
Faulhaber aus München erteilt 
hatte, nach Rom zu reisen, um 
Papst Pius XII. über die Zu- 
stände in seinem Lande zu be- 


Oberbefehlshaber der US-Truppen in Europa während des Zwei- 
ten Weltkrieges General Dwight Eisenhower IENE die Erfül- 
lung der »Operation Keelhaulk«. 


richten, rückgängig. Dies ge- 
schah offenbar auf Befehl von 
‚höchster Stelle. Patton war ein 
tief religiöser Mann und der 
"Geistlichkeit gegenüber sehr höf- 
‚lich. Es spielte dabei keine Rolle, 
-ob der Geistliche Episkopale war 
"wie er oder einem anderen Glau- 
ensbekenntnis huldigte. 


= 
Andererseits war es unschwer 
zu erraten, warum sich die ameri- 
-kanischen Besatzungsmächte in 
- Deutschland mit Eisenhower an 
- der Spitze einer Reise des betag- 
‚ten Kardinals nach Rom wider- 
setzten. Papst Pius XII. war be- 
“kanntlich sowjetfeindlich einge- 
‚stellt, und Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit wurden in 
"Deutschland sowohl von den So- 
"wjets als auch von ihren Freun- 
“den, einschließlich, denen in der 
- amerikanischen Besatzungs- 
zone, begangen. 
3 

aren die Unfälle 
‚wirklich Unfälle? 


Am 2. Oktober wurde Patton von 
seinem Kommando abgelöst, 
‚auch von seinen Pflichten als Mi- 
itärgouverneur von Bayern. als 
" mächstes, am 9. Oktober, wurde 
er bei einem merkwürdigen Au- 
- tounfall leicht verletzt. Die Nach- 
‚Zicht über den Unfall erschient 
"erst fünf Tage später in einer ame- 
-rikanischen Zeitung, als ein Be- 
"Ticht aus Luxemburg ausgestrahlt 
wurde. Augenscheinlich war der 
“Unfall für die amerikanischen 
Medien kaum eine Nachricht 
‚wert. 
"Dann, am 9. Dezember, geschah 
‚ein weiterer merkwürdiger Un- 
fall. Zwölf Tage später starb Pat- 
ton im Lazarett an einem »Blut- 
klumpen in der Lunge«. 


“Waren die. Unfälle wirklich Un- 
fälle? Es wurde seinerzeit berich- 
tet, daß ein Mann namens Ro- 
bert Thompson, der seinen Lkw 
in Pattons Auto rammte, sofort 
von der britischen Militärpolizei 
entlassen wurde, die zufällig für 
das Ereignis bei der Hand war, 
und auf deren Geheiß blies Ei- 
senhower die sonst übliche Un- 
tersuchung ab. Andernfalls hät- 
ten Thompson und Pattons Fah- 
rer, Harris Woodring, unter Eid 
in den Zeugenstand treten müs- 
sen. 


"Dann gibt es noch den Gedan- 
kenaustausch vom Oktober 1979 
: ‚zwischen den Redakteuren von 


»The Spotlight« und Douglas Ba- 
zata, einer der Spitzenspione/- 
mörder, der während des Zwei- 
ten Weltkriegs im OSS tätig war. 
Nachstehend einige Auszüge aus 
diesem Gespräch: 


SPOTLIGHT: sie sagten kürz- 
lich zu einem Reporter für den 
»Washington Star«, daß Ihnen 
von (dem OSS-Chef William 


das Thema mir gegenüber zuerst 
angeschnitten hatte. Ich dachte, 
wenn ich den Auftrag nicht an- 
nehme, dann laufe ich mit Gift 
herum. Ich würde bestimmt in 
London einen Autounfall haben. 
Wenn ich ihn nicht annehme, 
werde ich getötet. Er (Donovan) 
wird zu der Schlußfolgerung 
kommen, daß, wenn ich den Auf- 
trag nicht annehme, ich dagegen 


Der britische Premierminister Winston Churchill hat der »Opera- 
tion Keelhaul« angeblich die Zustimmung verweigert. 


»Wild Bill«) Donovan 10000 Dol- 
lar ausgezahlt wurden, um Gene- 
ral Patton zu töten. Können Sie 
uns etwas dazu sagen? 


BAZATA: Eigentlich hatte der 
»Star« nicht ganz recht. Mir wur- 
den zweimal insgesamt 10800 
Dollar ausgezahlt. Donovan 
suchte mich 1943 auf und in einer 
Reihe von acht Zusammentref- 
fen sagte er zu mir, er wolle Pat- 
ton »stoppen«. Er benutzte da- 
mals nicht das Wort »töten«. Er 
sagte, er wolle ihn stoppen oder 
wie ein Pferd oder Hund »an die 
Kandare oder Leine legen«. 


SPOTLIGHT: Also er wollte 
1943, daß Sie ihn stoppen oder tö- 
ten sollten? 


BAZATA: Das ist richtig. Und 
ich habe zunächst lange darüber 
nachgedacht, nachdem Donovan 


bin. Ich könnte ihn denunzieren. 
Umgekehrt, wenn ich den Auf- 
trag annehme und nicht aus- 
führe, dann werde ich vorgeladen 
und zumindest verurteilt. Daher 
entschloß ich mich, mit Donovan 
bei seinem Plan zusammenzuar- 
beiten, bei dem Patton nicht ge- 
tötet würde. 


Zehntausend Dollar 


als Lohn für den Mord - 


SPOTLIGHT: Was beschlossen 
Sie dann zu tun? 


BAZATA: Es gelang uns letzt- 
endlich, ihn zu stoppen — oder 
vielmehr seinen Vormarsch in 
Frankreich zu stoppen. Es war im 
August 1944, und Patton und 
seine Leute befanden sich in der 
Nähe von Dijon. Er stieß in östli- 
cher Richtung vor, und die ober- 


ste Armeeführung wollte seinen 
Vormarsch verlangsamen. Daher 
brachten wir ihn militärisch zum 
Stehen. Die Idee war, daß ich in 
Frankreich abspringen sollte, 
was ich auch tat. Ich sprang zwi- 
schen Belfort und Besancon ab. 
Wir wendeten einen bestimmten 
Trick an, und es funktionierte. Er 
wurde nördlich von Besancon 
und südwestlich von Belfort zum 
Stehen gebracht. 


Aber es war eine katastrophale 
Geschichte für mich. Ich war ver- 
bittert, weil wir effektiv Patton 
daran hinderten, weiter zu mar- 
schieren und den Krieg zu gewin- 
nen. Hier saß jedermann zu 
Hause und wartete darauf, den 
Krieg zu gewinnen, und wir hin- 
derten ihn daran, genau das zu 
tun. Jedenfalls bekam ich 800 
Dollar dafür. 


SPOTLIGHT.: Haben Sie jemals 
gefragt, warum Donovan ihn 
stoppen wollte? Glauben Sie, 
daß er auf Befehl des Weißen 
Hauses handelte? 


BAZATA: Nun, (Franklin) Roo- 
sevelt war damals Präsident. Ich 
nehme an, da Donovan unmittel- 
bar dem Präsidenten unterstand, 
Roosevelt von der Aktion wußte 
und Donovan ermächtigt hatte. 


Warum sie das tun wollten - ich 
habe niemals gefragt warum. 
Aber es waren Montgomery, Ei- 
senhower und die anderen, die 
nicht wollten, daß Patton nach 
Deutschland einmarschiert. 


Bazata enthüllte weiter, daß ihm 
1945 schließlich 10000 Dollar 
ausgezahlt wurden, um Patton zu 
töten. Aber er habe es nicht ge- 
tan. oO 


a Ta A re 


Kriegsverbrechen 


Die Erfahrun- 
en von Eng- 


lands »Bom- 
ber Harrıs« 


Vivian Bird 


Als Iraks Saddam Hussein kurdische Frauen und Kinder bombar- 
dierte, hätte der ehemalige englische Luftwaffenoffizier Arthur Har- 
ris, genannt »Bomber Harris«, große Genugtuung empfunden. 


Der Plan, in London ein Denk- 
mal zum Gedanken an Sir Arthur 
(»Bomber«) Harris zu errichten, 
ist Gegenstand bitterer Kritik in 
Deutschland sowohl auch in 
Großbritannien. Harris war der 
Mann, der während des Zweiten 
Weltkriegs die massive. Bombar- 
dierung deutscher Städte wie 
Dresden und Hamburg organi- 
sierte, bei denen hunderttau- 
sende von unschuldigen Zivilper- 
sonen einen schrecklichen Tod er- 
litten. 


on einigen britischen Fliegern, 
die an den vernichtenden Luftan- 
griffen auf Dresden teilgenom- 
men hatten, ist bekannt, daß sie 
Jahr für Jahr am Jahrestag der 
Zerstörung dieser Stadt durch 
Feuer Pilgerfahrten dorthin un- 
ternehmen, um die Bevölkerung 
um Verzeihung zu bitten. Diese 
reumütigen Kriegsteilnehmer 
sind nicht diejenigen, die die Er- 
richtung irgendeines Denkmals 
für einen Mann, der von seinem 
Stab und seinen Flugzeugmann- 
schaften als Schlächter ohne je- 
des menschliche Gefühl erachtet 
wurde, gutheißen. 


Im Verlauf der derzeitigen Kon- 
troverse kamen jedoch einige 
vielsagende Tatsachen über Har- 
ris’ frühere Laufbahn und vor al- 
lem über die Rolle, die er, wie- 
derum auf Churchills Befehl, bei 
der Unterdrückung eines Kur- 
denaufstands in den zanziger Jah- 
ren spielte, ans Tageslicht. 


In den zwanziger Jahren war die 
britische Royal Air Force (RAF) 
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Winston Churchill zeichnete 
sich durch Zynismus, Skrupel- 
losigkeit, Erbarmungslosigkeit 
und Heuchelei aus. 


im Irak im Einsatz, der damals 
als Mesopotamien bekannt und 
ein britisches Protektorat war. Zu 
diesem Zeitpunkt war die Saat 
der noch immer andauernden 
Konflikte im Nahen Osten be- 
reits gesät - von den Briten. Die 
RAF flog Bombereinsätze, mit 
denen kein besetztes Land »be- 
freit« werden sollte, sondern um 
rebellische Kurdenstämme durch 
terrorisierende Luftangriffe zur 
Räson zu bringen. 

Diese Politik des Strafbombarde- 


Ep ee a a nn hmm nl rn nn Sr Ta Be N en mn, Aa Sa me Zn Zinn I, ee Tas - 


ments war bei der Mehrheit der 
RAF-Besatzungen, die sich als 
Kriegsteilnehmer am Ersten 
Weltkrieg als Berufsflieger sa- 
hen, keineswegs populär, und sie 
lehnten es ab, indie Rolle von Po- 
lizisten gedrängt zu werden. 


Der Groll unter den Fliegern war 
nämlich so groß, daß der stellver- 
tretende Kommandeur der RAF 
im Irak, Air Commodore Leo 
Charlton, ein hoher Stabsoffi- 
zier, schließlich den Dienst quit- 
tierte, weil er nicht länger mit ei- 
nem derart unehrenhaften Ge- 
metzel in Verbindung gebracht 
werden wollte. Charlton, der frü- 
her den Posten des Luft-Attaches 
in Washington innehatte, wurde 
wegen seiner Proteste bei den bri- 
tischen Luftwaffenchefs immer 
unbeliebter. 

Die RAF-Chefs unterstanden 
Lord Trenchard, der seinerzeit 


bereits mit der Taktik des Terror- 
bombardements gegen Zivilbe- 
völkerungen experimentierte. Es 
war eine Politik, die während des 
Zweiten Weltkriegs in großem 
Ausmaß von der RAF übernom- 
men wurde. 


Die britische Besetzung des Irak 
hatte begonnen, nachdem das 
Land während des Ersten Welt- 
kriegs von den Türken erobert 
worden war. Die Briten ernann- 
ten dann einen sehr unbeliebten 
König, Faisal, der, wie Saddam 
Hussein viele Jahre später, be- 
sonders von den kurdischen Min- 
derheiten im Norden des Landes 
gehaßt wurde. Die Folge war 
eine offene Rebellion der Kur- 
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den, und RAF-Bomber wurden 


* 


eingesetzt, um die Kurden zu 
zwingen, sich dem Staat Irak an- 


zuschließen. 


Was jedoch im Hinblick auf den 
Einsatz von chemischen Waffen 


bemerkenswert ist, und was wie- 
der einmal die Heuchelei Groß- 


britanniens und der Vereinigten - 


Staaten entlarvt, ist die Tatsache, 
daß der damalige britische 


Kriegs- und Luftfahrtminister 


niemand anders als Winston 
Churchill war, der als Folge ver- 


% 


: 
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schiedener blutiger und erfolglo- 


ser militärischer Unternehmen 


unpopulär und diskreditiert aus - 
dem Ersten Weltkrieg’ hervorge- 


gangen war. 


Churchill war begierig, sich mit 


neuen Kriegsabenteuern der glei- - 


chen Art Lorbeeren zu verdie- 


nen, und wirkte daher mit mög- 


ni 
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lichst starken Worten auf die 


RAF ein, Senfgas gegen die Kur- 
den einzusetzen, weil dieses Gas; 
nach seinen eigenen Worten, 
»eine ausgezeichnete moralische 
Wirkung erzielt hatte«, als es 
1920 zur Niederwerfung eines 
Shia-Aufstands 
wurde. 


Es erwies sich jedoch aus techni- 
schen, nicht aus moralischen 
Gründen, als nicht zweckmäßig, 
bei dieser Gelegenheit Senfgas- 


eingesetzt ' 


bomben gegen die Kurden einzu- 


setzen, aber der Bombenfeldzug 
wurde nichtsdestoweniger mit 
großer Brutalität durchgeführt, 
wobei. zahlreiche kurdische 


Städte und Dörfer mit Brand- 


)er einzige Grund dafür bestand 
darin, daß sich die Kurden gewei- 
gert hatten, die hohen Steuern zu 
bezahlen, die ihnen von dem von 
. den Briten eingesetzten Vasallen- 
-könig von Irak auferlegt wurden. 
Zu dieser Zeit besichtigte Charl- 
‚ton ein kurdisches Krankenhaus 

und war entsetzt, als.er die von 

_ den RAF-Bombardements und 


_MG-Angriffen zugefügten Ver- . " 


" wundungen sah, und er war über 
die vielen verwundeten Frauen 

‚und Kinder so schockiert, daß er 
sich dazu entschloß, aus dem Of- 
fiziersdienst auszuscheiden. 


Nachdem er erklärt hatte, daß er 
- nicht mehr dazu bereit sei, diese 
»Politik der Einschüchterung 
durch Bombardierung« durchzu- 
5 ‚führen, trat er im Herbst 1923 
von seinem Posten zurück. Die 
 wütenden RAF-Chefs waren er- 
freut darüber, daß Charlton zu- 
_ Tückgetreten war, und viele Jahre 
später verschworen sie sich gegen 
“ihn, so daß ihm bedeutende 
RAF- Posten verwehrt wurden. 


Charlton bekam jedoch seine Ra- 
2 als er erfolgreich die über- 
iebenen Behauptungen von 

-Piloten über »Abschüsse«, 
sowie die amtlichen britischen 
ahlen über britische und deut- 
sche ‚Verluste in den Luftschlach- 
ten Anfang des Zweiten Welt- 


hs widerlegte. 


Carlton lobte auch die Ritter- 
lichkeit der deutschen Luftwaffe, 
die keine zivilen Ziele angegrif- 
‚fen hatte, bevor die RAF zuerst 
‚damit begann. In diesem Zusam- 
“ menhang ist es angebracht, die 

- Behauptung zu erwähnen, daß 
deutsche Flieger der Legion Con- 
dor während des spanischen Bür- 
 gerkriegs mit der Bombardie- 
rung von Zivilisten begonnen 
hätten, indem sie die Stadt Guer- 
- nia auslöschten. Wie inzwischen 
erwiesen ist, war der deutsche 
"Angriff in Wirklichkeit gegen 
eine Munitionsfabrik in den Au- 
_Benbezirken von Guernica ge- 
richtet, und die Zerstörung der 
‚Stadt war willkürlich von spani- 
schen Kommunisten angestiftet 
worden, die zahlreiche Spreng- 
 stoffsätze gelegt hatten, um ei- 
nen deutschen Luftangriff vorzu- 
‚täuschen. 


Aber abgesehen von Charlton 
‚gab. es noch andere RAF-Offi- 
ere, die es mißbilligten, daß 


Das blieb von Dresden nach britischen und amerikanischen Luft- 


angriffen übrig. 


ihre Bomber dazu benutzt wur- 
den, dem unbeliebten König Fai- 
sal das Rückgrat zu stärken. 
»Fast niemand war über die Bom- 
bardierung der Kurden erfreut, 
weil deren einziges Verbrechen 
darin bestand, sich gegen die ira- 
kische Regierung zur Wehr zu set- 
zen.« 


Nichtsdestoweniger gab es in der 
RAF im Irak einige, die nichts ge- 
gen die Ausrottung der Kurden, 
einschließlich ihrer Frauen und 
Kinder, hatten. An erster Stelle 
unter diesen stand Harris, da- 
mals Führer eines Transportge- 
schwaders der RAF. Harris war 
so versessen darauf, die Kurden 
anzugreifen und auszurotten, 
daß er auf seinen Transportma- 
schinen Bombengestelle anbrin- 
gen ließ, so daß seine Männer 


sich an den Luftangriffen beteili- 
gen konnten. 


Ein Offizierskamerad sagte über 
Harris: »Er hatte eine große 
Liebe für Feuerwerk; das heißt 
Luftangriffe mit: Brandbomben, 
wenn diese mit größter Wirkung 
gegen Großstädte und Städte ein- 
gesetzt wurden.« 

Während des Zweiten Weltkriegs 
befand sich Harris in der Posi- 
tion, wo er hinsichtlich des Tö- 
tens von Zivilisten durch Feuer 
seine Herzenslust befriedigen 
konnte - in den schrecklichen 
Feuerstürmen, die er gegen Ham- 
burg und Dresden entfachte, in 
denen hunderttausende von hilf- 
losen Zivilpersonen, darunter 
Frauen und Kinder, einen 
schmerzvollen Tod erleiden muß- 
ten und Kulturerbe von unschätz- 


Die Unwissenden vergessen 
oder verdrängen den enisetzli- 
chen Holocaust an den Deut- 
scheninDresden. 


barem Wert für immer vernichtet 
wurde. Er griff auch ebenso kalt- 
blütig französische Städte mit 
Brandbomben an, und französi- 
sche Frauen und Kinder kamen 
dabei auf grausame Weise ums 
Leben. 


Es ist eine Ironie des Schicksals, 
daß der amerikanische Luftan- 
griff auf den zivilen Luftschutz- 
bunker in Bagdad - wie von dem 
Korrespondenten der BBC an 
Ort und Stelle bestätigt wurde — 
am 13. Februar 1991 stattfand, 
dem Jahrestag der Vernichtung 
Dresdens durch die Anglo- 
Amerikaner. 

Nach der Zerstörung Dresdens 
stürzte Churchill sich wütend auf 
Harris, aber der antwortete kühl: 
»Ich habe nur Ihre Befehle ausge- 
führt.« 

Was für ein Mensch war Harris? 
Wie berichtet wird, wurde er nur 
nach einem solchen Massaker 
sexuell erregt, ganz gleich ob kur- 
dische oder deutsche Zivilisten 
die bedauernswerten Opfer wa- 
ren. Seine Herkunft ist nicht ganz 
eindeutig. »Harris« ist kein engli- 
scher Name; er wird gewöhnlich 
von Walisern, Iren und, in eini- 
gen Fällen, von Juden getragen. 
Nach dem Kriege wurde Harris 
nicht geehrt, sondern das briti- 
sche Establishment ignorierte 
ihn und ging ihm aus dem Weg. 
Er starb ohne Lobreden der herr- 
schenden Mächte. oO 
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Vertrauliches 


Weltgesundheits- 
organisation 


Tbec der 
führende 
Killer der Welt 


Eine Sonderstudie der Weltge- 
sundheitsorganisation (WHO) 
der Jahre 1989 bis 1990 ergab, 
daß Tuberkulose, die ein Drittel 
der Weltbevölkerung infiziert hat 
oder derzeit infiziert, die füh- 
rende Todesursache der Welt ist. 
Die Studie kommt zu folgenden 
Schlußfolgerungen: 


Etwa 1,7 Milliarden Menschen, 
oder ein Drittel der Weltbevölke- 
rung, werden oder sind mit My- 
kobakterien-Tuberkulose _infi- 
ziert worden. Der Gesamtanteil 
der infizierten Personen sei in 
den 'industrialisierten. Ländern 
und in den Entwicklungsländern 
gleich. 80 Prozent der infizierten 
Personen in industrialisierten 
Ländern seien jedoch über 50 
Jahre alt, während 75 Prozent der 
Infizierten in Entwicklungslän- 
dern unter 50 Jahre alt sind. 


Es wird geschätzt, daß es 1990 in 
Entwicklungs- und Industrielän- 
dern acht Millionen neue Fälle 
gab: 7,6 Millionen in den erste- 
ren und 400000 in den letzteren: 
Die größte Anzahl wurde in der 
Region des westlichen Pazifik bei 
der Weltgesundheitsorganisation 
(2,6 Millionen), der Region Süd- 
ostasien (2,5 Millionen) und der 
afrikanischen Region (1,4 Millio- 
nen) ‚verzeichnet. Das höchste 
Vorkommen trat in der Region 
Afrika auf (272 Fälle auf 
100000). 


Es wird geschätzt, daß Tuberku- 
lose 1990 2,9 Millionen Todes- 
fälle verursacht hat, was diese 
Krankheit zur häufigsten Todes- 
ursache der Welt auf Grund eines 
einzigen Krankheitserregers 
macht. Obwohl die meisten To- 
desfälle in der Region Südost- 
asien (940000), in der Region des 
westlichen Pazifik (890000) und 
in der Region Afrika (660000) 
auftraten, wird geschätzt, daß in 
den industrialisierten Ländern 
jährlich immer noch 40000 Todes- 
fälle eintreten. 
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Die Weltgesundheitsorganisation 
(WHO) wies nach, daß sich in 
vielen industrialisierten Ländern 
der rückläufige Trend verlang- 
samt und sich in einigen Ländern 
- USA und Japan - sogar ins Ge- 
genteil verkehrt hat. In den mei- 
sten Entwicklungsländern mit 
niedrigem Einkommen hat sich 
keine sichtbare Umkehr vollzo- 
gen, und die absolute Anzahl der 
Fälle ist vermutlich im Steigen 
begriffen. Ei 


Kurilen 
Moskaus neuer 
Plan 
Die russische _ Tageszeitung 


»Prawda« schlug in einem Kom- 
mentar vor, daß die Kurilen zu ei- 
nem Forschungszentrum der Ver- 
einten Nationen und: zu einer 
freien Wirtschaftszone ausgebaut 
werden sollten. Der Plan wurde 
während eines Besuchs des Mos- 
kauer Bürgermeisters Gawriil 
Popow während eines Besuchs in 
Washington Ende Oktober 1991 
wieder aufgegriffen. Die von Ja- 
pan: beanspruchten Inseln sind 
seit Ende des Zweiten Weltkriegs 
von den Sowjets besetzt. Dies 
stellte ein Hindernis für die Auf- 
nahme voller diplomatischer Be- 
ziehungen zwischen den beiden 
Ländern dar, aber es gab in den 
letzten Monaten Anzeichen für 
einen bevorstehenden Durch- 
bruch in dieser Sache. 


Der Prawda-Experte für fernöst- 
liche Angelegenheiten, Wsewo- 
lod Owtschinnikow argumentiert 
dahingehend, daß sowohl Japan 
als auch Rußland Anspruch auf 
die Kurilen haben, und daß der 
Stillstand in den Verhandlungen 
dadurch durchbrochen werden 
könnte, »daß die Frage beiseite- 
gestellt wird, wem die nördlichen 
Territorien, die Kurilen, gehören 
und stattdessen ... eine freie Wirt- 
schaftszone, eine Art russisch- 
japanisches Gemeinschaftsunter- 
nehmen, gegründet wird, das im 
Interesse der gesamten Mensch- 
heit funktionieren würde. Es sei 
möglich, auf den vier südlichen 
Inseln der Kurilen-Kette ver- 
schiedene UNO-Institutionen 
einzurichten, die sich mit der Er- 
haltung der Natur, der Landge- 
winnung am Pazifischen Ozean, 
der Studie von Vulkanen und 
Erdbeben und der Erstellung von 
Wettervorhersagen befassen 
könnten.« 


Owtschinnikow fügte hinzu, daß 
»die Frage der Souveränität über 
die nördlichen Territorien auf 
diese Weise dem Ermessen zu- 
künftiger Generationen überlas- 
sen würde. Sagen wir einmal bis 
Mitte des 21. Jahrhunderts, wenn 
der bloße Gedanke an Staats- 
grenzen vielleicht einen anderen 
Charakter angenommen haben 
wird als jetzt.« Do) 


Ecuador 


Indianer heizen 
Grenzkrise an 


Die Schur-Indianer von Ecuador 
haben Mitte Oktober 1991 zu- 
sammen mit dem ecuadoriani- 
schen Militär eine gemeinsame 
Erklärung abgegeben, in der sie 
behaupten, ein peruanischer 
Hubschrauber habe die Grenze 
überflogen, und daß, wenn das so 
weiter gehe, die Schur-Indianer 
keine »peruanische Invasion« zu- 
lassen und zur Bildung von »In- 
dianer«-Widerstandsfronten auf- 
rufen werden. 


Dies ist die jüngste Eskalation ei- 
ner Krise, die im Juli 1991 be- 
gann, als eine 100 Mann starke 
Streife der ecuadorianischen Ar- 
mee peruanisches Gebiet betrat 
und dort einen Wachposten auf- 
stellte. . Grenzstreitigkeiten ha- 
ben in den letzten 50. Jahren zwei- 
mal zu bewaffneten Konflikten 
zwischen den beiden Ländern ge- 
führt: Die derzeitige Grenze 
wurde in einem 1942 unterzeich- 
neten Vertrag festgelegt, der von 
den Vereinigten Staaten, Argenti- 
nien, Chile und Brasilien garan- 
tiert werden soll. 


Jetzt gibt es Aufrufe an die Ga- 
rantie-Staaten, einzuschreiten 
und zu vermitteln, und es wird 
angeregt, eine entmilitarisierte 
Zone nach dem Muster der zwi- 
schen den beiden Teilen Koreas 
einzurichten. Die peruanische 
Position ist die, daß Beobachter 
kommen und sich selbst davon 
überzeugen sollten, daß Ecuador 
den Vertrag von 1942 verletzt hat, 
während Ecuador auf Verhand- 
lungen besteht, als ob der Vertrag 
überhaupt nicht vorhanden 
wäre. Peru protestiert gegen die 
offensichtliche Entscheidung Ve- 
nezuelas, Kolumbiens und Boli- 
viens, der anderen Mitglieder des 
Anden-Paktes, sich in dieser Sa- 
che auf die Seite Ecuadors zu stel- 
len. DJ 


Aids 
Muttermilch 
kann 
Infektionen 
übertragen 


Das »New England Journal of ° 
Medicine« veröffentlichte kürz- . 


lich eine Studie aus Kigali, Ru- | 


anda, aus der hervorgeht, daß 4 
von 11 Müttern, die während des 
Stillens mit HIV infiziert waren, 
den Virus auf ihre Babys übertru- 
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gen. Es war bekannt, daß Mutter- 
milch den Virus enthalten kann, 
es wurde aber gesagt, dieses In. 


fektionsmedium sei »äußerst sel- 
ten«. 


Möglicherweise tritt der Virus in ; 


den Körper des Babys durch die 
Schleimhaut im Munde des Ba- 
bys ein. Wissenschaftler glauben, 7 
daß eine frische Infektion der 
Mutter mit HIV während der 
Stillzeit für das Baby die größte 
Gefahr darstellt, undzwar wegen 
der gewaltigen Mengen von Vi- 


ren, die zu dieser Zeit im Körper 
auftreten. 


Die Zeitschrift »Nature« nahm : 


wie folgt zu dieser »neuen« Er 


kenntnis Stellung: »Es ist eine 


Tatsache, daß wir das wirkliche 
Ausmaß des Risikos, infiziert zu 
werden, nicht kennen.« 
Kolumbien 

Parejos Angst 
vor einem 
Attentat 


Der ehemalige kolumbianische 


az. u 


- 


re he RR 


Justizminister und Botschafter 


für die Schweiz, Enrique Parejo 
Gonzälez, sagte in einem Rund- 
funkinterview, daß ein terroristi- 


scher Anschlag auf ihn ausgeübt 


werden könnte, wie der Mordver- ° 


such der Drogen-Mafia im Jahre 
1987, der um ein Haar sein Leben 
gefordert hätte. Parejo, der von 
der kolumbianischen Regierung 
keinen Sicherheitsschutz erhält, 
wird vöm Kokain-Kartell wegen 
seiner Rolle bei dem Versuch, sie 
zu schließen, gehaßt. 


»Die Lage in unserem Land ist 
paradox«, sagte er. »Diejenigen 
von uns, 


die unserem Land. 


ten und es versuchten, sich an die 
‚Gesetze zu halten, leben im Un- 
‚tergrund. Wir müssen uns ver- 
stecken, weil der Staat unsere Si- 
herheit nicht gewährleistet .. 
Es ist paradox und schmerzlich 
‘zugleich, daß wir, die Diener der 
‚Gesellschaft sein wollten, uns 
‘verstecken müssen, während die 
Werbrecher sich ihre Gefäng- 
‚nisse, ihre Wärter und Wachleute 
»gelbst aussuchen und darüber 
; a unbegrenzt Besuch emp- 
gen und ebenso unbegrenzt 
‚Biterviews geben können.« 


Parejo setzte hinzu, daß bei all 


Konzessionen, die die Regie- - 


„Züng von C£sar Gaviria dem Dro- 

gen-Kartell gemacht hat, »dieses 
Atemals irgendwelche Mitteilun- 
gen zu machen brauchte, um daß 
‚re kriminellen Organisationen 
äufgelöst werden können; es sei: 
‘keinerlei Entscheidung hinsicht- 
Sich ihrer riesigen Vermögen ge- 
‘offen worden, die unversehrt 
#tieben und weiterhin dazu die- 
Ben, das staatliche Leben zu kor- 
ümpieren. Es sei kein Ausliefe- 

Aüngsbefehl ergangen, um so die 
Drogenhändier zuschonen.« D 


Tibet 
China stellt 
Streitkräfte auf - 


Es gibt Anzeichen für einen Auf- 
bau von nuklearen und konven- 
tionellen Streitkräften durch die 
- Chinesen in Tibet, besonders an 
‘der Grenze zu Indien, berichtete 
der Londoner »Sunday Tele- 
graph« aus Lhasa. China ver- 
stärkt auch sein Interesse an: in- 
‘ternen Militärpolizeikräften in 
Tibet, gegen einen großangeleg- 
ten Ansturm auf die tibetanische 
“Unabhängigkeitsbewegung. In 
dem Artikel, der indische Ge- 
'heimdienstkreise und in London 
ansässige tibetfreundliche Orga- 
„aisationen zitiert, heißt es, daß 
:$auf der tibetanischen Hoch- 
bene »Dutzende« von Atomra- 
-Xeten-Silos installiert worden 
seien, und daß an der Straße von 
Lhasa nach Bhutan ein gewalti- 
‘ger Militärstützpunkt errichtet 
erde. Chinesische Militärein- 
#eiten hätten nahe der Grenze 
“ auch regelmäßige Manöver abge- 
;halten. 


: Die Chinesen bauen ihre Präsenz 
uf der Grundlage einer »wahr- 
genommenen Bedrohung« aus 


Indien auf, berichtete die Zei- 
tung. Es habe in den letzten zwei 
Jahren auch eine interne Um- 
schichtung in der Politik Chinas 
gegenüber Tibet gegeben. Peking 
sehe jetzt keine Möglichkeit 
mehr, die Unterstützung des tibe- 
tanischen Volkes zu bekommen 
und strebe nunmehr den Abbau 
der reichen Ressourcen Tibets 
auf breiter Basis und die völlige 
Vernichtung der nationalisti- 
schen Bewegung an. Ein chinesi- 
scher Offizieller behauptete 


-kürzlich, Tibet verfüge über die 


Hälfte der bekannten Vorkom- 
men der Welt an Uran, Kohle, 
Gold und Kupfer. Edelsteine 
seien auch überreichlich vorhan- 
den. m] 


Ecuador 


Spannungen. 
mit Peru 


Der ecuadorianische Außenmini- 
ster Diego Cordovez sagte, daß 
die Grenzstreitigkeiten zwischen 
seinem Land und Peru den »kon- 
tinentalen Frieden« gefährden. 
Er meinte, die Beziehungen zwi- 
schen den beiden Ländern seien 
»heikelk«. i 


Ecuador hat das Rio-Protokoll 
von 1942 gekündigt, das einen be- 
waffneten Konflikt mit Peru be- 
endete, und weigert sich, den 
Prozeß der Eingrenzung des 


Grenzgebiets, wie das Protokoll 


verlangt, weiter fortzusetzen. 
Der peruanische Außenminister 
Carlos Torres äußerte, er hoffe, 
daß die Garanten des Protokolls 
- Vereinigte Staaten, Chile, Bra- 
silien, Argentinien - als Beobach- 
ter fungieren und einen offenen 
Konflikt verhindern werden. 

Um die Spannungen zu verschär- 
fen, zitiert eine UPI-Meldung 
mit dem Stichwort Quito eine Pu- 


blikation der Vereinten Natio- 
nen, das »Military Strategic Year- 
book«, in dem behauptet wird, 
daß Peru 1990 mehr als jedes 
andere lateinamerikanische 
Land für den Kauf von Kriegsge- 
rät ausgegeben habe. Der Be- 
richt wird von den ecuadoriani- 
schen Medien hochgespielt und, 
sich darauf berufend, forderte 
der Vizepräsident des ecuadoria- 
nischen Kongresses Peru dazu 
auf, sein »skandalöses Wettrü- 
sten« aufzugeben. 


Afghanistan 

Die Probleme 
mit den Waffen- 
lieferungen 


Der noch kürzlich amtierende so- 
wjetische Außenminister Boris 
Pankin und der US-Außenmini- 
ster James Baker vereinbarten im 
Herbst die Lieferung von Waffen 
an die kommunistische afghani- 
sche Regierung und an die afgha- 
nischen Rebellen bis Ende des 


‘ Jahres 1991 Einhalt zu gebieten. 


Nach einem Bericht im Londo- 
ner »Guardian« nahm Baker für 
sich in Anspruch, daß diese Ver- 
einbarung -den Weg zu engen 
»amerikanisch-sowjetischen« Be- 
ziehungen ebnen werde. Da die 
Sowjetunion nicht mehr besteht, 
ist es nicht klar, was dies genau 
bedeutet. 


Baker und Pankin behaupteten, 
dem Ende der Waffenlieferungen 
werde eine Feuereinstellung und 
Beendigung von Waffenlieferun- 
gen aus anderen Quellen folgen. 
Die beiden einigten sich darauf, 
»einen demokratischen Prozeß in 
Afghanistan« zu unterstützen. 
Staatspräsident Najibullah von 
Aghanistan gab seiner Zufrie- 
denheit über die Erklärung Aus- 


druck, aber seine Position ist da- 
durch stark geschwächt worden, 
besonders durch die drohende 
Hungersnot in Kabul. m 


Kambodscha 
Der Weg für 
Sihanuk ist frei 


Der Premierminister von Kam- 
bodscha, Hun Sen, hat Prinz No- 
rodom Sihanuk, seinem ehemali- 
gen Rivalen, nahegelegt, Präsi- 
dent von Kambodscha zu wer- 
den, ein bedeutsamer Schritt, der 
dazu beitragen wird, der kam- 
bodschanischen Friedenskonfe- 
renz zum Erfolg zu verhelfen. In 
einer Ansprache bei der Eröff- 
nung des sechsten - und letzten - 
Kongresses der Revolutionären ' 
Partei in Phnom Penh, wich Sen 
von seinem vorbereiteten Text ab 


"und sagte, er glaube, es sei not- 


wendig, eine kambodschanische 
politische Persönlichkeit zu ha- 
ben, die genug Einfluß hat, um 
die Wählerschaft des Landes zu 
beeinflussen für die Partei zu 
stimmen. Um Kambodscha von 
einer zukünftigen politischen 
Krise wegzusteuern, sagte Hun 
Sen, sollte die Partei Sihanuk bei 
zukünftigen allgemeinen Wahlen 
als Präsident von Kambodscha 
unterstützen. 


Auf der gegenwärtigen Sitzung 


. wird die Partei in Kambodschani- 


sche Volkspartei umbenannt, 
und ein neues Manifest ruft zur 
Förderung der »wirtschaftlichen 
und sozialen Entwicklung«, der 
Gründung von Gewerkschaften 
und zur Freiheit der Versamm- 
lung auf und erklärt den Buddhis- 
mus zu Kambodschas Staatsreli- 
gion. Es fordert zur dauerhaften 
Neutralität auf und warnt vor ei- 
ner Wiederholung des »Holo- 
caust« der Roten Khmer. Oo 
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Betr.: Europa-Journal 
»Für Papst Johannes 
Paul I. ist Nietzsche 
schuld«, Nr. 12/91. 


Wenn der derzeitige Papst für viele der 
»schrecklichen Erfahrungen des 20. Jahr- 
hunderts« Nietzsche verantwortlich 
macht, kann ich mich damit nicht einver- 
standen erklären. 


Natürlich hat Nietzsche im: Zarathustra 
gesagt: »Gott ist tot, an seinem Mitlei- 
den mit den Menschen ist Gott gestor- 
ben.« Meiner Ansicht hat Nietzsche da- 
mit den Sohn Gottes gemeint, der tat- 
sächlich am Kreuz gestorben ist. Zugege- 
benermaßen geht bei Nietzsche die Vor- 
stellung von personifiziertere Göttern - 
wie in der Deutschen Klassik zum Bei- 
spiel die Götter Griechenlands - oder ei- 
nes personifizierten Gottes durcheinan- 
der, aber daß der Gott des Neuen Testa- 
mentes Geist war - im Unterschied zu 
dem »eifrigen« und »rächenden« Gott 
des alten Testamentes - wußte Nietzsche 
ganz genau, wenn er seinen Zarathustra 
sagen läßt: »Einst war der Geist Gott, 
dann wurde er zum Menschen, und jetzt 
wird er gar noch Pöbel.« 


Mir wird es immer unverständlich blei- 
ben, daß einmal ein Papst die beiden Te- 
stamente mit den divergierenden Göt- 
tern zu einer Bibel hat vereinigen lassen. 
Zu der Kritik des Papstes an Nietzsche 
wegen der »furchtbaren Erfahrungen 
des 20. Jahrhunderts« wäre festzuhalten, 
daß das 20. Jahrhundert vorwiegend 
durch den Kommunismus geprägt war. 
Nietzsche hat aber deutlich formuliert: 
»Mit diesen Predigern der Gleichheit 
will ich nicht vermischt und verwechselt 
sein. Denn so redet die Gerechtigkeit: 
die Menschen sind nicht gleich.«! 
Nietzsche läßt auch seinen Zarathustra 
sagen: »Der Gott der Heerscharen ist 
kein Gott der Goldbarren.« Wie verträgt 
sich damit die Geschäftemacherei des 
Vatikans, die der Autor David A. Yallop 
in seinem Buch: »Im Namen Gottes?« so 
ausführlich beschrieben hat! 


Nietzsche hat übrigens auch den Tod von 
Staaten prophezeit, weil der »Staat heißt 
das kälteste aller kalten Ungeheuer. Kalt 
lügt er auch; und diese Lüge kriecht aus 
seinem Munde: Ich der Staat, bin das 
Volk.« Das heißt, Nietzsche hat für das 
20. Jahrhundert richtig vorausgesehen, 
daß diverse osteuropäische Staaten - aus 
welchem einen auch der heutige Papst 
stammt - und zuvor die faschistischen 
und merkantilen Staaten zugrunde ge- 
hen. 

Mich würde interessieren, ob der Papst 
auch so dichterische Worte von Nietz- 
sche gelesen hat, wie: »Was haben wir ge- 
mein mit der Rosenknospe, welche zit- 
tert, weil ihr ein Tropfen Tau auf dem 
Leibe liegt?« oder sein Gedicht an den 
»Unbekannten Gott« mit dem Anfang: 


»Noch einmal, eh ich weiterziehe 
Und meine Blicke vorwärtssende, 
Heb’ ich vereinsamt meine Hände 
Zu Dir empor, zu dem ich fliehe...« 


Dr. Winfried Hellemann. Bonn 
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Kein Bundesbürger »haßt« Angehörige 
unserer EG-Mitgliedstaaten oder Skan- 
dinavier, die im Rahmen der Freizügig- 
keit hier einer nützlichen Tätigkeit nach- 


gehen oder ihren Urlaub machen. 92,5 . 


Prozent der Bundesbürger sind jedoch 
gegen das Eindringen von Entwurzelten 
aus aller Welt, die sich in der völlig über- 
füllten Bundesrepublik aushalten lassen 
oder auf dem »Asylweg« deutsches Sied- 
lungsgebiet mit der mühsam in langer 
Generationenfolge geschaffenen Infra- 
struktur erobern wollen. 


Die Ausdrücke »Ausländerfeindlich- 
keit« und »Ausländerhaß« werden von 
Berufsdemokraten und Medien als mas- 
senpsychologische Unwertbegriffe ver- 
wendet, um gerade dem Überfluten un- 
seres verbleibenden Lebensraumes mit 
Nichteuropäern, Kriminellen und Ar- 
beitsscheuen freie Bahn zu schaffen. 

Wenn ein Deutscher sich öffentliche Mit- 
tel mit falschen Angaben verschafft, wird 
er wegen Betruges bestraft. Die 97 Pro- 


zent der Asylanten, die nicht »verfolgt« _ 


sind und sich trotzdem unter solchem 
Vorwand auf Kosten des Bundesbürgers 
Unterhalt gewähren lassen, gehen nicht 
nur straffrei aus, sondern können sicher 
sein, daß die Berufsdemokraten die eige- 
nen Landsleute, die die deutsche Volks- 
souveränität erhalten wissen wollen und 
die Abschiebung fordern, diffamieren 
und notfalls zusammenknüppeln lassen. 

Überall, wo eine Mischbevölkerung her- 
gestellt worden ist, brechen Recht und 
Ordnung zusammen. Das wird zum Bei- 
spiel in den USA deutlich, wo sich allein 
im Monat April 1991 23600 Morde:und 
642000 Raubüberfälle ereigneten gegen- 
über 504 im Deutschen Reich 1938 und 
28122 in der Bundesrepublik im ganzen 
Jahr 1987. S% 


Anden Straftaten in der Bundesrepublik 
waren Ausländer 1989 beteiligt: Raub 
31,4 Prozent, Rauschgiftimport 43,7 Pro- 
zent, Vergewaltigungen 31,4 Prozent, La- 
dendiebstahl 46,9 Prozent, Taschendieb- 
stahl 59,8 Prozent und Menschenhandel 
51,9 Prozent. 


Als die nordamerikanischen Indianer 
den britischen Asylanten der »Mayflo- 
wer« 1620 überwintern halfen, ahnten 


sie nicht, daß die Söhne und Enkel der- 


Eindringlinge schon 1704 Kopfprämien 
auf die Skalps ihrer Enkel einschließlich 
Frauen und Kindern aussetzen und ihr 
Volk in den folgenden 150 Jahren fast 
vollständig ausfotten würden. 


Die Herstellung von Mischbevölkerun- 
gen zur Herrschaft von Staatsfunktionä- 
ren über Staatssklaven entspricht im üb- 
rigen der Illuminatenplanung von 1776 
und - speziell für die Deutschland- dem 


“ Nachkriegsprogramm, wie es zwecks 


Vernichtung der ethnischen Basis im Ja- 
nuar 1943 in den USA entwickelt worden 
war. 


Man muß diese Entwicklung im Zusam- 


. menhang damit sehen, daß die Befürwor- 


Briefe 


Betr.: Deutschland 
. »Hoyerswerda ist überall«, 
Nr. 12/91. 


ter der unbeschränkten Überfremdung 
der Bundesrepublik zugleich die eifrig- 
sten Streiter für die unbeschränkte Ab- 
treibung gesunder deutscher Kinder auf 
Krankenschein und die Freigabe von 
Drogen sind. 


Ihnen genügt offenbar nicht, daß die 
Bundesrepublik inzwischen ein Dorado 
für Zuhälter, Sex-Artists, Pornogra- 
phen, Rauschgifthändler und Spielhöl- 
leninhaber geworden ist, daß sich das Le- 
ben überall überwiegend in einem be- 
drückenden Gedrängel abspielt, und daß 
nicht einmal die deutsche Bevölkerung 
vom heimatlichen Boden ernährt und 
mit inländischer Energie versorgt wer- 
den kann, und daß auf die Dauer weder 
die Entsorgung noch die Wasserversor- 
gung gewährleistet erscheinen. 


Es müßte Aufgabe der Presse sein, dafür 
einzutreten, daß die Sozialethik und da- 
mit der innere Frieden auf der Basis der 
gewachsenen Lebensgemeinschaften Fa- 
milie, Stamm, Volk erhalten bleibt, da- 
mit sich nicht die Prophezeihung von Ru- 
dolf Steiner erfüllt, daß die »Faustische 
Kulturepoche« im Kampfe aller gegen 
alle enden werde. 


Dr. Rudolf Hamann, Winsen 


Betr: USA 
»Die Besessenheit des 
Präsidenten«, Nr. 12/91. 


Mehr als ein halbes Jahr nach dem Ende 


des Golfkrieges und nach dem Abflauen 


der patriotischen Begeisterung beginnt 
die amerikanische Nation mit der Aufar- 
beitung dunkler Punkte der Kriegshand- 
lungen. So beginnt der Bericht einiger 
Zeitungen über die US-Verbrechen im 
Golfkrieg. Die Menschenrechtsgruppe 
»Middie East Watch« unter der Leitung 
des stellvertretenden Sicherheitsbera- 
ters von Expräsident Jimmy Carter, 
Gary Sicks, hat demnach ein über 400 
Seiten langes Sündenregister des Nah- 
Ost-Krieges vorgelegt. Darin werfen 
diese amerikanischen Menschenrechtler 
den von den USA angeführten alliierten 
Verbänden ein international geächtetes 
planvolles Vorgehen gegen die irakische 
Zivilbevölkerung vor. Eine Vielzahl von 
Beispielen werden in dieser Aufstellung 
in Einzelheiten genannt. 


Das US-Verteidigungsministerium habe 
alle diese Vorwürfe bisher entschieden 
zurückgewiesen. Das ist auch nur zu ver- 
ständlich. Es sollte doch heute allgemein 
bekannt sein, daß die USA Kriege nur 
führen und Bombardierungen nur vor- 
nehmen ausschließlich aus humanitären 
Gründen. Das haben unsere amerikani- 
schen Freunde der westlichen Wertge- 
meinschaft doch bereits im Zweiten 


"Weltkrieg bewiesen, zum Beispiel bei ih- 


ren Angriffen auf Dresden und 187 wei- 
tere deutsche Städte, wie auch bei ihrem 
Atombombenangriffen auf ‚Hiroshima 


„und Nagasaki. 


Wie sagte doch der anglo-amerikanische 
Luftmarschall Sir Arthur Harris, »Bom- 


ber-Harris« schlicht »Schlächter« ge- 
nannt, in seinem Buch »Bomber Com- 
mand«, London, 1948: »Es muß mit 
Nachdruck gesagt werden: unser eigent- 
liches Ziel war immer die Innenstadt.« ° 


Das dankbare britische Volk errichtet 
dem »Schlächter« derzeit gerade in Lon- 
dons City ein Denkmal. Königin-Mutter ° 
Mary wird es demnächst einweihen. 
Nach seiner prachtvollen Tischrede am 
englischen Königshof ist zu erwarten, 
daß auch unser Herr Bundespräsident 
Dr. jur. Richard von Weizsäcker an den, 
Feierlichkeiten teilehmen wird. 


E. O. Cohrs, Rotenburg 


Betr.: Israel 
»Probleme des 
Zionismus«, Nr. 12/91. 


»Es sind Menschen von vortrefflichen 
Sitten, es herrscht ausgleichende Ge- 
rechtigkeit infolge deren sie vollkom- 
mene Gütergemeinschaft haben und den 
Reichen nicht mehr Genuß lassen alsden - 
Armen. Sie dienen einander, weil sie 


. Knechte halten für Unrecht erkennen.« 


So beschreibt uns Flavius Josephus 37 bis 
93 nach Christus die jüdischen Essener. 


Erst nach römischem Recht, das seit 
Konstantin dem Großen mit der römi- 
schen Kirche über. die Welt kam, durften | 
nun anders als nach Moses und nach Je- 
sus von Nazareth, das Land, die Wein- 


.berge, die Häuser, die Menschen verspe- |] 


kuliert, verhökert und verzinst werden 
wie Holz oder Vieh. Und es würde auch 
kein Erlaßjahr - Sabbat- oder Jubeljahr- 
mehr gehalten, stattdessen. steinreich 
und bettelarm gelebt. 


Der Grund für den Antisemitismus und 
der jüdischen Tragödie, liegt im Streben 
nach Verwirklichung dieser altjüdischen 
Tradition, denn sie bringt das Ende des 
Kapitalismus, das Aus für die Reichen. | 
Weil die Mosaischen Gesetze wirklich °| 
funktionieren, eine fast 1000jährige Be- 
währung im alten Agypten hinter sich ha- 
ben, sind sie gefürchteter als Kommunis- 
mus, von den Reichen und von den 
neuen Juden. 


Dabei wird erst die »Umkehr« zu den al- 
ten Gesetzen den Juden die Erlösung 
bringen und auch nur den religiösen, 
nach Moses orientierten Juden ist das 
Land versprochen worden. 


Wieder stehen heute Großmächte wie 
Rußland und Amerika vor dem Kollaps »; 
der Schulden und Zinsen wegen, und 
wieder müßte das Sabbatjahr, das Jubel-. 
jahr, gehalten werden. (3.Moses 25,8-13) 


Und wenn unsere Religionen es auch die- 
ses Mal wieder nicht weltweit öffentlich 
vorlesen, wie Moses ihnen geboten hat 
(5.Moses 31,9-11) und sie das Erlaßjahr 
wieder nicht vormachen, wird die Kirche 
keine Legitimation für ein Fortbestehen 
mehr haben, und dann hat auch Israel 
sein Recht auf Staat und Land verwirkt 
(5.Moses, 29,24). 


Hans Werding, Melle 


»Unser Schicksal sind die Strahlen — 
der Mensch und sein strahlender Lebensraum« ist ein Buch, 
das über die bioenergetischen und bioplasmatischen 
Funktionen des menschlichen Organismus, das energetische 
Milieu als Ursache von Zellfunktionsstörungen 
und Krankheiten berichtet. 
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